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AIB-
AKTUELL 

Unmitte l bar n ach der Verörf<lntlichun g (26 . 0kt . 72) 

deli :twise h en der Demokr atischen Republik Viet n am 

und den USA ausgehandelten Abkommens uber die Be ­

endigun g des KriegeIl und die Wiederher stellun g 

dea Fri edon s in Viet nam we nd te eic h d i e "Initia­

tive Internationale Vietnam_Solidarität" (IIVS) 

... it einem "Drin genden Appell" (vgl. Beilage) an 

die Öffen tlichkei t d e r BRD . 1000 I ntellektuelle , 

Gewerk sch after und Organisationsvertreter gaben 

al . Er etunterzeichner den Startachuß für eine 

Unterschr iftenkampagne , die die unverzüglich e 

Un terzeichnung deli ausgehandelten Abkommens for ­

derte . Eine Woche später hatten sich bereits über 

100.00 0 Un terzeichner diesem "Dringenden Appell" 

anges.-h l olllllln . Viele neue Kräfte konnten gevon _ 

nen werden. Allein der ~ISB _ SpartakulI sammelt.e 

in d r ei Tagen 6).000 Unterschriften. 

Oie Außenministerin und Chefdelegierte der Pro­

visorischen Revolutionären Regierung der Republik 

Südvietn am b e i den Par iser Vietnamgeaprächon, 

Frau Nguyen Thi Dinh, sprach anleßlich einea 

Empfan ge. in Paris gegenüber Gabriele Sprigath 

und Frank Wer kmeiste r , Vert r eter der I lVS und 

Mitherausgeber deli AlB, ihre große Anerkennung 

für diese Kampagne aus und über~ittelte den Dank 

der sü dvietname sischen Bevölkerung an die Freun_ 

de in der BRD; sie bat gleichzeitig darum , !>uf_ 

grund der Verzögerungspolitik und destrukt.iven 

Haltung der US_Regierung diese Unterschriften­

kampagne u nd und andere entaprechende Initiati­

ven veiterzufiihren . Wir , die Herausgeber des ALB, 

geben dielle Bitte veiter und schlagen vor, sich 

mi t dem "Dringenden Appel l" llOll Abgeordnete des 

Bundeetage. , der Lftnder _ und Kommunalparlamen­

te z U ven de n, Vertreter der gesellschaftlichen 

Or gan isation e n, vo r a ll om Gewerkschafter und 

Kirchen vertr etor anzuaprechen . Es müssen jetzt 

veiter massennaft Unterschr iften unter diesem Ap_ 

2 p e l l geslIlIIIl>el t werden I Der Druck lIuf die Nixon _ 

negierung sol tte weltweit. verstärkt werden I 

I> r ich Wuln' , Hitherausgeber des Alu, "'ehrte En-

de November 72 VOn ein em zehntftsigen Auf'enthalt 

in der DRV zur1.1ck . Er wurdo in lIanoi ZU8 nmrnen 

mit anderen Nitgliedern einer westdeut schen Do_ 

legation von DRV_llini. s terpräs idcnt Pham Van 

Dong e'"1"r .. ngen. Auch Erich Wulff beet;; tigt nach 

seiner Rückkoh,' die Notvendi gkeit, den Kampf für 

die Unterzeichnung und Inkraftsetzung des Abkom­

mens zwischen de r DRV und den USA zu intensivi.e ­

ren . Die Verhrechen und Hass!>l~er der Thieu':'Clique 

an den politischen Gefangenen , Vor nllem An den 

FNL_Kiimpfern, den Buddhisten und Katholiken , mü s _ 

sen stä r ker al s zuvor angeprnngert werden. Hier­

f'ür ist der 10 . Dezember, der Tag der Hen8chenrech­

te, ein geeigneter Aktionstag . Die entsprechen-

den Organisationen, wle die Amnesty-Internatio -

nal_Gruppen U. a . ,sol lten für derartige Aktionen 

gev onnen .. 'erden . 

Es gilt , die materielle Hilfe (l;r das vietname­

sische Volk zu verstärken . Die Studenten der ~llIr _ 

burg er Universitiit h .. ben _ entsprechend eines 

ASTA_ßeachluases - ein Beispiel gegeben und in­

nerhalb eines Nonate 5.000,-- DH gesammelt. 

Dor 16. Dezember 72 wurde VOn der "Initiative 

Internationllie Vietnam_Sol idari t. ä t " u nd der "Hilfs· 

aktion Vietnam" zu einem zentralen Sammel t aS für 

Vietnam erklftrt. Wir bitten die Le eer des AlB da­

für zu sorgen , d .. ß dieeer Aktionstag n"chdr iick _ 

lich unter8tützt wird . 

Angeeichte der ernsten Situation in Indochina 

darf der We i hnll.cht s _ und Neujahrsrummel die Ak _ 

tivitä ten der Vietnamkriegsopposition nicht läh­

men . Im Gegenteil: der Mon .. t Dezember 72 muß ein 

K .. mpfmo n at für die Unterzeic hnung und str i k te 

Einhaltu ng de li. "Neun-Punk te _Abkommens", für die 

Rettung der politischen Gef .. n gene n in Südvietnam 

und rür die mllteri elle Hilfe we rde n. 



TANZANIA 

lHISTORISCHE DATEN] 

1884- 1918 Tanganjlka (Festland) 1st deutsche 
Kolonie unter der Bezeichnung 

Deutsch- Ostefrika. 
1890 Die Inseln Sansibar (die erst 

1861 vom Sultanat Oman unabhängig 
\rrIUrde) und Pembs werden briti­

sches Protektorat . 
1890- 1905 Aufstände der arabischen und afri­

kanischen BevBlkerung gegen di e 
deutschen Kolonialherren. 

1905 UnterdrUckung des großen Maji­
MSjl- Aufstandes 1m SUden des Lan­
des durch die deutsche Kolonlal­

verwaltung . 
1917 

191 9 

1922 
1946 

Britische Truppen bes i egten die 
deutschen Verbände und errichte -
ten eine britische Regi erung . 
Tanganjlka wird Völkerbundmandat 
Croßbritanni ens , faktisch jedoch 
britische Kolonie . 
Verbot der Sklsvenhaltung 
Tanganjlka wird Treuhandgeblet 

( -<uelle : 
Horizont 24/ 1972 ) 

der UNO unte r britischer Verwal­
tung. 

1961 . 9.Dez . 
Tanganjika erhält die politische 
Unabhängigkeit 

1962 , 9 . Dez . 
Tanganjika wird Republik 

1964 , 12 .Jan. 
Sturz des Sultans von Sansibar 
und Ausrufung der Volksrepublik 
Sans ibar 

1964 , 27 . Apr . 
Vereinigung der Republik Tangan­
jika und der Volksrepublik Sansi­
bar zur Republik von Tanzania 

1967, 5. Feb . 

VerkUndung der Arusha- Deklara­
tioo, des Programms der Einheits ­
partei TANU !Ur einen nichtkapi ­
talist1schen Entw1cklungsweg Tan­
zan1as . 

1971, 22 . Feb . 
Die TANU-R1chtlinl~~ ~~ongozoN 

werden publiziert. :3 

J 



ZUSAMMENSETZUNG DES TANZANI SCHEN EXPORTS 

1962 1970 

SHilliNGS MI LLION 1.1 4 \ 

(ASHEwNUTS 

SHltllNGS Mill iON 1. 836 

14" \ ..... ..,,-, __ 

OTHE RS 

126 0.,,1 

·(ohne re-Exporte) 

QTHERS 

i39% ) 

HERKUNFT DER TANZANISCHEN IMPORTE 

1962 

SHilliNGS MilLION 1.121 SHILLING S 

SOClAlIST 
/ COUNTlU[S 

i l~1 , .. 
E.E.C 21 .... ' 

111"" ',,-
U K. OTHER 

12 1 "'" 
116'" I 1:21". ) 

ISOZIÄL-OKONOMISCHE DATEN1 
Fläche: 939 . 524 km2

j 

Einwohner: 13 , 2 Mi o = 12 Einw. /km2 

Hauptstadt: Dar- es- Selaem : 275 . 000 Ew.( 1969) 
Amtsprache : Suaheli , Englisch; 
Währung : Tanzanla- Shilllng (TSh) = 0 ,42 DM . 

Tanzanla 1st ein schwach entwickeltes 
Agrarland. Nur etwa 20% des Territoriums 
(19 Mio ha) werden landwirtscheftlich ge­
nutzt, die fruchtbarsten Gebiete liegen an 
der Peripherie des Landes . Die landwirt­
schaft gliedert sich in drei Sektoren : in 
die nach 1967 entstandenen Dorfkollektive, 
die t radi tionellen Kleinwirtschaften und 
die vorwiegend Eur opäern gehör enden Planta­
gen , die 12~ des landwirtschaftlichen Nut­
zungslande s ausmachen und 4~ der Export-

~ kulturen produzieren . 

1970 

MILLION 2 274 

COTTON = Baumwolle 
CLOVES '" Textilien 
CASHEWNUTS _ Cashew- NUsse 
OTHERS Andere 
E. E . C. '" EWG 
E. A. = Ostafrlks 
U. K. = Großbrl tennien 
OTHER STERLIN AREA '" 

Andere Sterllng-Wäh-
nmgs-Geblete 

SOCIALIST COUNTRIES '" 
Sozialistische Länder 

U·' 

118 .... ) 

Nur rund 550 . 000 afrikanische Einwohner 
sind Lohnempfänger, 9~ der Beschäfti gten 
sind in der Landwirtschaft tätig , die 56~ 
des gesellschaftlichen Gesamtproduktes und 
(1970) B5~ des Exportes produziert. Rund 
22.000 sind Industriearbeiter . 

Gesamtdurchschnittslohn 1969 : 312 TSh (dop­
pelt so viel wie 1966) bei einem jährlichen 
Preisanstieg der KonsumgUter von 8% . (Berg­
arbeiter 370 TSh ., Landarbeiter : 164 TSh.) 

Der Anteil der I ndustrie beträgt etwa 
8% sm Nationaleinkommen , davon 7,5~ die 
verarbe i tende Industrie. Tanzania i st arm 
an mineralischen Vorkommen ; die wichtigsten 
sind Diamanten ( 1969 : 780 . 000 Karat) und 
Gold ( 1 . 500 kg); 1969 erbrachte der Be rg­
bau 13~ des Expor twertes . 



Die Nationale Entwicklungsgesellschsft 
ist als halbstaatliche Gesellschaft Träger 
der wichtigsten verstaatlichten und neuen 
Wirtschaftsprojekte (Gesamtkapital 1969 : 
510 Mio TSh .) 
Der zweite Fünfjahresplan (1969-74) sieht 
Investitionen in Höhe von 8 , 55 Mrd TSh. 
und eine jährliChe Produktionszunahme von 
6,7~ vor . Die Finanzierung soll zu 61~ aus 
eigenen Mitteln erfolgen. 

Materialien 
zur polit-

ökonomischen 
Entwicklung 
I. EINIGE BEMERKUNGEN zu DEN öKONOMISCHEN 

GRUNDLAGEN 

Als Tanganyika 196" im Dezember unab­
hängig wurde , Ubernahm die spätere Einheits­
parte i TANU (Tanganyika African National 
Union) mit Nyerere an der Spitze Verantwor­
tung fUr ein bis dahin von den Briten be­
herrschtes Land, des ~tärker ausgeblutet 
worden war als andere und auch heute noch 
zu den ßrmsten Staaten der Erde gehört. 

Das Pro- Kopf Einkommen erreichte kaum 
20 tanzanische Pfund jährlich (etwa 200, ­
DM) , wobei weniger als 6~ der Gesamtbevöl­
kerung in die Geldwirtschaft einbezogen 
war . Die allgemeine Lebenserwartung lag un­
ter 30 Jahren und die ~dersterblichkeit 
war eine der höchsten in der Welt. 

Von den 10 Mio Einwohnern Tanganyikas 
waren 1961 369 205 als Lohnarbeiter be­
SChäftigt,2 nahezu 2/3 davon als Hilfsar­
beiter und Tagelöhner , die um Arbeit zu 
finden ihr Ackerland verlassen mußten und 
mit Hungerlöhnen abgespe i st wurden. 53% der 
Lohnarbeiter waren Landarbeiter, wobei der 
hohe Anteil der Saison- und Wanderarbeiter 
in dieser Zahl nicht erlaßt ist . 

Die tanganyikanische ökonomie paßte sich 
nahtlos ein in das weltweite Konze t im e­
rialistischer Arbe! tstelluns.!... T~gsnYika 
lieferte fast ausschließlich Rohstoffe in 

die kapitalist i schen Länd!,!' ~rarprodukte 

stellten 9~ des Exports) und importierte 

von dort Fertigwar!e' in erster Linie Kon­
sumgUter. Zum Zeitpunkt der Erlangun~ der 
Unabhängigkeit entfielen 1961 allein 57~ 
der Exporte auf drei landwirtschaftliche 
Hauptprodukte (Baumwolle , Sisal und Kaf­
fee) . ' Die Landwirtschaft hat fUr Tanganyi­
ka eine größere Bedeutung als fUr andere 
vergleichbare Länder. In den Jahren 1960-
1962 erzeugte der Agrarsektor 6~ des Brut­
toinlandsprodukts , während der Durchschnitt 
fUr unterentwickelt gehaltene Länder bei 
47~ lag . 4 Von der gesamten Agrarproduktion 
entfielen 6~ auf den Eigenbe4arf unQ hQK_ 
auf den Export . Der Löwenanteil der Export­
produktion l~g j~doch bei den 1 . ~ auslän 
discher Großgrundbes i tzer die im frucht ­
barsten Gebiet de s Landes , einem Teil der 
Nordregion, fast ~ der dortigen Bevölke­
rung eusmnchten.' 

Uberseehandel und Bankwesen6 waren Do­
mäne ausländischer Kapitalgesellschaften , 
wobei Tanganyika nicht einmal den geringen 
Entwicklungsstand der Leichtindustrie auf­
weisen konnte , der das "Erbe" Kenyas kenn­
zeichnete. Kenya nämlich fungierte inner­
halb der "Ostafrikanischen Wirtschaftsge­
meinscha!t " als wesentliches Anlageland fUr 
Kapitalinvestitionen westlicher Konzerne. 7 

Tanganyika wurde somi t gleich zweifaches 
Opfer eines Prozesses der ungleichmäßigen 
Ent~icklung , der die kapitalistische Stra­
tegie in Ostafrika kennzeichnete . 

II . DER WEG TANGANYlKAS ZUR UNABHÄNGIGKEIT 

Bauern und Arbeiter waren die tragenden 
Exponenten der jungen Befreiungsbewegung , 
deren beide FIUgel später von der ~ ko­
ordiniert und i ntegriert wurden . Vor der 
Gründung der TANU 1954 kämpfte bereite 1946 
der Bauernverbsnd (The African Association 
of Arusha8 _ AAA) gegen die europäischen 
Großgrundbesitzer um Bodenrechte. Da die 
ausländischen Kolonialisten im Norden immer 
mehr Land okkupierten , schlossen sich die 
Volksräte der größten nordtangenyikenischen 
Stämme (Meru und Dschagga) immer enger mit 
dem Bauernverband AAA zusammen . Als 1951 
vom Siedlungsgebiet der Meru 78 000 ha Land 
durch die Kolonislisten enteignet wurden , 
mußten 1 000 Meru ihren angestammten Beeitz 
verlassen . Zwei Jahre später untersuchte 
eine Kommission der Vereinten Nationen den 
Fall und stellte fest, daß diese Vertrei­
bung zu einer sterken Politisierung der 
nordtanganyikani schen Völker geführt hatte 
und unter den Afrikanern zum Symbol ror 
die verhaßte Politik der Europäer geworden 
war. 9 Die ausgedehnten Landenteisnungen 5 



nach dem 2 .Weltkrieg bewirkten einen inten­
siven Mobilisierungseffekt auf die Völke r 
West- und Nordtanganyikas , die s ich nun im 
Kampf gegen die kolonialen UnterdrUcker 
immer enger zusammenschlossen. "Es i st noch 
nicht so lange her , daß nur der einzelne 
Stamm gegen die koloniale Willkür kämpfte , 
jetzt aber sind bereits breite nationale 
Or ganisationen entstanden, i n denen sich 
Volksmassen unabhängig von ihrer Stammes­
zugehörigkeit zusammenschließen." 10 

Die !Ur die Befreiungsbewegung wichtig­
ste Organisation war d i e 1954 gegrUndete 
national- demokratische Sammlungspartei "!!:. 
rikanische Nationalunion von Tansanyika" 
(TANU) , die aus dem 1929 von afrikanischen 
Lehrern und Regierungsangestellten gegr Un­
deten Kultur- und Interessenverband "Zu­
sammenschluG der Afrikaner Tanganyikas" 
(TAA) hervorging . In der neugegrUndeten 
Partei TANU vereinigten sich Teile der tan­
ganyikanischen Arbeiterklasse, der Bour­
geoisie , der Intelligenz aber auch die 
Hauptkr äfte der Bauernschaft. 

Das politische Programm der TANU erklär­
te die Erlangung der Unabhängigkeit und 

e 

das Recht auf Selbstbestimmung zu ihrem 
wichtigsten Ziel, das auf verfassungsmäßi­
gem Wege - 1m Einklang mit dem Treuhandab­
kommen und dem Artikel 76 der Charta der 
Vereinten Nationen - erreicht werden soll ­
t e . UnterstUtzt von der seit den Lohnkämp­
~en 1953 erstarkten Gewerkschaftsbewegung11 
konnte die TANU alle Bevölkerungsschichten 
zum Kampf tUr die Unabhängigkeit gewinnen 
und wichtige Reformen durchsetzen . 12 Fakto­
r en wie die gemeinsame Swahilisprache, di e 
Tatsache , daß trotz der Vielfalt der Völ­
ker keines von ihnen das andere zu dominie­
ren versuchte , und die nur ~wach ausge­
prägte Klasaendifferenzierung der tang an­
yikani schen Gesellschaft konsolidierten die 
nationalistische Bewegung in der kolonialen 
Phase erheblich . Nach der Durchsetzung des 
allgemeinen Wahlrechts gewann die . rAND -
trotz der Kandidatur einer von den Kolo­
nialisten kurzfristig ins Leben gerufenen 
Oppositionspartei - 70 der 71 Parlaments­
~ Ale Folge dieses Wahlergebnis ses er­
langte Tanganyika das Recht auf innere 
Selbstverwaltung , der Ministerrat tagte von 
nun an mit afrikanischer Beteiligung . Im 
gleichen Jahr noch wurde dann Tanganyika 
mit Nyerere als Staataoberhaupt endgUltig 
unabhängig. 

II!. ZUR IDEOLOGIE DES "AFRIKANISCHEN 
SOZIALISMUS" 

Tanzania ist in der heutigen histori­
schen Situation als eine Ubergangsgesell­
schaft zu bezeichnen . Die Ideologie des 
"Afrikanischen Sozialismus" proklamierte 
zwar aeit der Unabhängigkeit eine Gesell ­
schaft ohne "Ausbeuter und Ausgebeutete", 
der eigentliche Kampf um die nichtkapitali­
sti sche Entwicklung begann jedoch er st mit 
~Konferenz des Exekutivkomitees der Par­
tei 1967 in Arusha , deren wichtigstes Er­
gebnis die Arusha- Deklaration war. Hier 
wurden der Rahmen und die ersten konkreten 
Sc~ritte zum Aufbau einer sozi alistischen 
Gesellschaft abgesteCkt. 

Wie viele der neuen FUhrer in Afrika 
proklamierte auch Nyerere Anfang der 60er 
Jahre den afrikani schen Soz i al ismus als i m 
wesentlichen eine moralische Ceisteshal­
tung , di e dem Charakter des "afrikaniSChen 
Menschen" adäquat se1. Der afrikanische 
Sozialismus stellt sich dar als eine die 
afrikanische Geschichte romantisierende 
Theorie, die einen eigenständigen Weg Afri­
kas und den bewußten RUckgriff auf eine an­
geblich durch die verschiedenen Kolonial­
perioden ungebrochene t r aditionelle afrika­
nische Gesellschaftsstruktur propagiert, 
die keine Klassenausprägungen kenne und de ­
ren wichtigstes Merkmal absolute Gleichhe i t 
sei. 

"Wir in Afrika brauchen ni cht vom So­
ziali smus Uberzeugt zu werden . •. er wurzelt 
in unserer tradi tionellen Cesellschaft, die 
uns hervorgebracht hat . " 13 Das Wort "K1as­
s e" existiert in der ostafrikanischen Spra­
che laut Nyerere nicht, woraus er schloß , 
es habe auch keine Klassendifferenzierung 
gegeben. Bis heute halten westliche Auto­
ren hartnäckig an Theorien des sogenannten 
"klaesenlosen Kontinents" fest, deren Ziel 
es nur sein kann, jede KIessenauseinander­
setzung ideologisch zu unterdrUcken . In den 
vergangenen zehn Jahren hat sich gezeigt , 
daß s i ch unter der Fahne des afrikani schen 
Sozialismus St aaten gebildet haben , die 
ihre tradierten VerknUptungen mit dem Kapi ­
talismus und den imperialistischen Staaten 
unangetastet ließen. Im Gegenteil : Leopold 
Senghor , einer der Päpste der neuen afrika­
niSChen "Theorie" bezog das kolonialisti­
sche Erbe in seinen "sozialistischen" Plan 
mit e in: Neben einem trsditionell ' sozia­
listischen ' Sektor (LandwirtSChaft) exi­
stiert ein ' gemischter Sektor ' und ein 
'freier Sektor '. "Der Letztere, der Bank , 
Handel und Industrie um!aßt , wird von s elbst 



au!' die Ziele des Plans hinarbeiten . ,,14 

Nyerere di stanziert s1&b.....he.u.t.e einde.J.l.:t1g 
vom "afrikanischen Sozialismus" als einem 
aufgeweichten Begriff 15 uru1 ersetzt ihn 

durch nujamaa". Im Laufe der zehnjährigen 
tanzanischen Entwicklung hat dieser Begrif! 
verschiedene Inhalte bekommen. Kurz nach 
der Unabhängigkeit war er definiert als 
e e An ammlung abstrakter moralischer Wer­
te, die - losgelöst von ihrer sozioökono­
mischen Crundlage - zur Phrasiologle ge­
diehen. 16 

Seit 1967 bezeichnet "ujamaa" konkret 
die Errichtung landwirtschaftlicher ~­
tive, di8_ sogenannten "ujamaa-villages" . 
In der gegenwärtigen Diskussion UiIl!aßt der 
Begriff alle wichtigen Schritte und Haß-

:n"ahm""oeonC2'~nc:RC"C~h"t~~ •• "uf=-".1nHE-e sozialistische 
Cesellschaft. 

Während der "afrikanische Sgzialismus" sich 
als ~topischer Sozialismus durch die Leug­
nung von Klassendif!erenzierungen und Ent­
wicklungsetappen der afrikanischen Gesell­
schaft charakterisieren läßt, beinhalten 
lUn~re tanzanische Dokumente die Feststel­
lung, daß die koloniale Herrschaft eine 
ausgeprägte soz.iale Schichtung und lQ&nen.­
formation durch das Einbeziehen Ostafrikaa 
in das internationale kapitalistische Wirt­
schafts system hervorgebracht hat . 1~ ----

IV . VERSCHÄRFUNG DER INNENPOLITISCHEN 
SITUATION 

Wie Nyerere selbst einmal bewertete, 
"war das , was die nationalistische Bewegung 
begrUndete, ein schwaches Fundament tUr 
eine nachfolgende sozialistische Entwick­
lung. n18 Konnte die nationalistische Bewe­
gung noch alle Klassenkräfte zusammenfas­
sen , so manifestierten sieb nacb der Unab­
hängigkeit Klassengegensätze - ganz im Ge ­
gensatz zur harmonisierenden und konflikt­
freien Ideologie des Afrikanischen Sozia­
lismus - in der Verschärfung der innenpoli­
tischen Verhältnisse . Die Landreform von 
1963 , durch welche die formelle Enteig­
nung des gesamten Grund und Bodens vertugt 
wurde (Land wurde nur noch als Pacht auf 
99 Jahre vergeben), veranlaßte eine geringe 
Anzahl ausländischer Plantagenbesitzer, 
das Land zu verlassen. Cleichzeitig verab­
schiedete die Regierung jedoch ein Investi­
tionsschutzgesetz fUr internationale Anle­
ger , 19 durch das eine Ausweitung des Pri­
vatsektors und damit eine Erhöhung im we­
sentlichen der landwirtschaftlichen Export-

produktion erreicht werden sollte. 

Nach einer kurzen Phase der Unsicher­
heit erstarkte der private Sektor wieder . 
Dae fWlrte zu einer weiteren Polarisierutl8 
zwischen fast ausschließlich europäischen 
Großgrundbesitzern und afrikanischen Bau­
ern , wobei - besonders in der Nordregion -
die Integrierung der einheimischen Bauern­
schaft in die kapitalistische Marktproduk­
tion zu einer steigenden Anzahl größerer 
afrikanischer Landbesitzer ftibrte. Die öf­
fentlichen Investitionen im Agrarsektor 
flossen in elf mit hohem Kapitalaufwand er­
stellte Siedlungen mit kleinbäuerlicher 
Produktionsweise . Für die Masse der Bevöl­
kerung verbesserte sich die allgemeine La­
ge in diesem Zeitraum nicht . Im Gegenteil: 
Gesetzliche Lohnerhöhungen (durchschnitt­
lich 7%,in einzelnen Bereichen bis zu 13%) 
hatten zur Folge, daß die europäischen Un­
ternehmer 1962/63 massenhaft Hausangestell­
te und Landarbeiter entließen, was vor al­
lem die ländliche Bevölkerung betraf , wäh­
rend die Gewerkschaften der Industriearbei­
ter weitere Lohnstreiks ausriefen . 

Im Januar 1964 meuterte die Armee . "Ob­
wohl nicht eindeutig nachweisbar,scheint 
es möglich gewesen zu sein, daß einige un­
zufriedene Gewerkschaftsftibrer aus der 
Meuterei politischen Vorteil zu ziehen ver­
suchten. ,, 20 Nyerere treibt den 'Teufel' 
mit dem Beelzebub aus und holt die Englän­
der zur Hilfe; 60 Marinesoldaten genUgten, 
um den Aufstand niederzuschlagen . Mit der 
BegrUndung, im tanzanischen 'Sozialismus' 
mit seinem Gleichheitsprinzip dUrfe keine 
Arbeiteraristokratie entstehen , die geeig­
net sei, die Kluft zwischen Stadt- und 
Landbevölkerung unUberbrUckbar zu vergrö­
ßern , löste die Regierung alle Gewerkschaf­
ten auf. Ein neues Gesetz schaffte die 
Voraussetzung für die Bildung einer !in­
heitsgewerkschaft. 

Die lautstark und massenhaft erhobene 
nationalistische Forderung nach Afrikani­
sierung des fast ausschlieBli~h von der 
asiatischen21 Minderheit kontrollierten 
Groß- und Einzelhandels war ein Indiz lUr 
das aufkeimende Klassenbewußtsein der tan­
zanischen Lohnsrbeiter. Sie wurde jedoch 
mit der rassistischen Forderutl8 nach Aus­
weisung aller Nichtafrlkaner vermischt, was 
dazu diente , die persönlichen Interessen 
einer Handvoll BUrokraten und Parteifunk­
tionäre zu verschleiern, die einen Teil der 
wachsenden afrikanischen Bourgeoisie aus­
machten . Die Partei (TANU) blieb als natio­
nal-demokratische Einheitspartei das Ssm- ~ 



melbecken sich polarisierender Klassenkrä!­
te . Sie wurde gefUhrt von einer Reihe hu­
mani stischer und Nyerere treu ergebener Par­
teifunktionäre. Die TANU repräsentierte je­
doch in der Anfangsphase Uberwiegend die 
Interessen der afrikanischen Bourgeoisie 
und der kapitalistischen Investoren. 

V. PROBLEME DER ENTWICKLUNG 

Der Koloniale Verwaltungsapparat war 
nach der Unabhängigkeit ohne große Verän­
derungen Ubernomrnen worden: In ihm herrsch­
ten nach wie vor alte und neue Koloniali­
sten o Die formale Kontrolle der TANU konn­
te keine ausreichende Garantie fUr die Zu­
verläss igkeit dieser Institutionen sein . 
Die dort ausgearbeiteten Entwicklungspro­
jektierungen - obwohl eindeutig neokolonia­
len Cha r akters - wur den von der tanganyi­
kanischen Führung unkriti sch Ubernommen. 
John S. Saul bemerkt hierzu: nUrsprUnglieh 
nahmen die BemUhungen um eine verstärkte 
Industrialisierung einen typischen Verlauf : 
Erster Schritt waren die Importsubstitu­
tionen von KonsumgUtern , deren Angebot fast 
luxuriijse Vielfalt erreichte . Die Substi­
tutionspolitik bot jedoch nur geringe Aus­
sichten fUr eine längerfristige Struktur­
veränderung . Tatsächlich bewirkte diese 
~rt der Wirtschaftspolitik lediglich eine 
restschreibung fortwährender Abhängigkeit 
und Ausbeutung sowie unkritische Anlehnung 
an ausländisches Kapital und das ' Know­
how' internationaler Konzerne. ,,22 

Konkrat ei e aßt in die Strategie ~ 
Erhaltung TanganYikas als profitable Ex­
port- Enklave , war der yon der Weltbankkam: 
mission empfohlene 3-Jahre~~an yon M1tte 
'961=&4 , mit dessen Hilfe nur weni~sge­

wählte Projekte bestimmter Sektoren geför ­
dert werden sollten . Vom gesamten Planvo­
lumen von 18 Mio Pfund mußten allein 11 
Mio im Ausland als teure Kredite aufgenom­
men werden. Die alte Kolonialmacht Groß­
br itannien war 'hilfreich' zur Stelle und 
blieb alleiniger wenngleiCh nicht ausrei­
chender Geldgeber . 

"Der Dreijahresplan war einzig in sei­
ner fast vollständigen NichtberUcksichti­
gung von Indus tri e und Handel; ganze 4 , 6% 
der Mi ttel des Gesamtbudgets entfielen auf 
di ese zentralen Sektor en . ,,23 Neben der In­
frastruktur mit 28 ,~ bekam die landwirt-

e schaft den zweithöchsten Anteil mit 24% , 

weitere 13 ,~ teilte man dem Erziehungswe­
sen und 9 , '" der Polizei und den Sicher­
heitskräften zu . 

Genau wie tur die anderen Teilbereiche 
waren auch fUr die Entwicklung des Brutto­
inlandsproduktes keine Wachstumsraten vor­
gegeben worden , von denen Schätzungen Uber 
das Volumen von Konsum- , Import- , Export­
und Kapitalaufkommen hätten abgeleitet 
werden können . Ebenso blieb das Kapital auf­
kommen des privaten Sektors völlig uner­
wähnt. 24 

Al s sich dann im 3 .Planjahr herausstell­
te, daß 42~ der Gelder des Gesamtbudgets 
nicht zur VerfUgung standen, weil die Kre­
dite der Engländer nicht ausreichten und 
die Binnengelder nicht in der erwarteten 
Höhe aufgebracht werden konnten, war der 
Plan gescheitert. DarUberhinaus erkannte 
die Regierung, daß die Empfehlungen der 
Weltbank nicht auf die nationalen BedUrf­
nisse des Landes abgestimmt waren , und s ie 
begann nun mit der Erarbeitung eines neuen , 
den nationalen ökonomischen Erfordernissen 
eher angepaßten 5- Jahresplanes . 

Die GrUndung des Ministeriums !Ur Ent­
wicklungsplanung, das in eeiner ersten Pha­
se eine strukturelle Veränderung der öko­
nomie und eine Langzeitplanung !Ur Tangan­
yika bis 1980 erarbeitete, war eine direk­
te Reaktion auf das Scheitern des ersten 
3-Jahresplanes . Tanzanias erster "f'lIntjah~­
plan~ (FLP) betonte vor allem drei Ziele : 5 

..! . Das Bruttoinlandprodukt (BIP) soll von 
194 Mio Pfund (1960/62) auf 636 , 1 Mio 
Pfund 1980 ansteigen, was eine jährliChe 
Wachstumsrate von 6.~ bedeutet . Mit eine r 
jährlIchen Bevölkerungszuwacbsrate von 2 , ~ 

soll das Pro- Kopf Einkommen von 20 auf 
45,1 Pfund 1980 anwachsen, d .h . sich mittel= 
fristi bis 1970 um 50% erhöhen . nominell 
erreicht 1972~3 Pfund~ 

2 . Durch hohe Investitionen im Ausbildungs­
sektor sollen qualifizierte Arbeitskräfte 
bis 1980 alle ausländischen Fachkräfte er­
setzen , die noch zur Zeit der Unabhängig­
keit 85% aller qualifizierten Posten inne­
hatten . 

3. Die Lebenserwartung der Bürger soll 
sich bis 1980 um 5~ erhöht haben. 

Die angestrebte Veränderung in der Wirt­
schaftsstruktur beinhaltete im wesentlichen 
eine relative Verringerung des Anteil s von 
Landwirtschaft und Bergbau von 60% auf 50% 
des BIP bis 1970 , einen Anstieg der indu­
striellen Produktion von 13" auf 19 , 4" des 
BI P und das Anwachsen der Bereiche Handel 



und Dienstleistung von 2~ auf 30 , 6% . Be­
zogen auf die Celdwirtschaft sollen Land­
wirtschaft und Bergbau um 6%, die Industrie 
um 14,8% und der Handel um 8% zunehmen. 26 

Vergleichende Struktur des Bruttoinland 
produkts in Tanzania 27 

% 
Durchschni tt Ziel Ziel 

1960- 62 1970 1980 
Primär- Produk-
tion 
(Landwirtschaft , 60 , 0 50 , 0 39,0 
Bergbau) 

Industrie 13 , 0 19 . 4 26 , 7 
Tertiärer Sektor 
(Dienstleistun- 27 . 0 30 , 6 34.3 gen, Verwaltung 
etc.) 

100.0 100 . 0 100 , 0 

im Vergleich 
dazu der 32 , 5 21 , 7 13,7 
Selbstversor-
gungssektor 

Die strukturelle Veränderung der Ökono­
mie bedeutete hauptsächlich den Aufbau von 
verarbeitender Industrie , um allmählich ein 
Gleichgewicht zwischen der Produktions- und 
der Konsum- und BedUrfnisstruktur des lan­
des zu erreichen . 1964 war Tanzania ge­
zwungen 80% seiner GebrauchsgUter zu impor­
tieren, einschließlich Nahrungsmittel und 
verarbeitender Produkte aus den ROhstoffen, 
die Tanzania selbst zuvor exportiert hatte. 
FUr den Planungszeitraum 1964-69 wurde ei­
ne doppel~ so hohe Wachstumsrate der indu­
striellen Produktion gemessen an der Land­
wirtschaft veranschlagt. 

Jedoch wurden fUr den Bereich der Or­
ganisation der Landwirtschaft die Empfeh­
lungen der World Bank Mission29 in den er­
sten FJP tibernommen . 

Objektive Schwierigkeiten, mit denen der 
junge Stast zu kämpfen hatte - wie z.B. 
fehlende statistische Unterlegen und Man­
gel an qualifizierten Arbeitskräften - wa­
ren der gebotene Ansatz fUr Entwicklungs­
helfer und israelische Landwirtschaftsex­
per~en , um sich Einfluß auf die Planung der 
ländlichen Entwicklung zu verschaffen . 

Nach EinfUhrung des ' Verbesserungskon­
zepts' (noch während des Dreijahresplans), 
das den Versuch darstellte , durch rationel­
lere Organisation und Methoden Ackerbau und 
Viehzucht zu intensivieren , Kredite zu er­
leichtern, lokale Absatzmärkte zu erschlie­
ßen und damit den Geldumlauf anzukurbe ln, 
wurde das 1963 begonnene ' Veränderungskon­
zept' mit hobem Kapitalaufwand zur Gründung -

neuer dörflicher Siedlungen an Flyßufer q 
oder in durch Bewässerun~ fruch tbar zu ma­
chenden Tälern in den FJP aufgenommen . Das 
Projekt dieser dörflichen Neusiedlungen 
wurde ohne jegliche systematische Vorunter­
suchungen estartet . Sie konzentrierten 

der gesamten öffentlichen Aus aben auf 
sic i 69 solcher Siedlungen waren geplant, 
wobei die insgesamt dafUr zur Verftigung 
stelienden 2500 bis 3700 Morgen in lndivi­
-dueI1e-ra~ tur 250 Siedlerfamilien auf­
geteilt we-rden sollten . Jedes Dorf kostete 
etwa 150 000 Pfund , d . h. die Investition 
pro Familie betrug 600 Pfund. 

Nachdem elf dieser Siedlungen aufgebaut 
..... aren. kam das Projekt im folgenden Finanz­
jahr ..... egen Kapitalknappheit zum Stillstand . 

In diesem ersten FJP stellte nach wie 
vor ausländisches Kapital die Hauptquelle 
zur Finanzierung der erweiterten Investl­
tionstätigkeit im öffentlichen und im pri­
vaten Sektor dar . So sollten 7~ des öf­
fentlichen Entwicklungsbudjets mit Mitteln 
des kapitalistischen Auslandes bestrit­
ten ..... erden . Das bedeutet, daß die wirt­
schaftli che Entwicklung Tanzanlas von frem­
dem Kapitalzustrom abhing . 

Während der ersten Jahre des FJP setzte 
ein politischer Bewußtwerdungsprozeß ein: 
Die Regierung erkannte die Gefahren totaler 
Abhängigkeit vom westlichen Lager und ver­
suchte außenpolitisch durch eine Pol i tik 
der Blockfreiheit von den kapitalistischen 
Ländern abzurUcken . Wirtschaftlich noch 
voll mit dem kapitalistischen System ver­
flochten , begann Tanzania durch seine au­
ßenpolitischen Entscheidungen mit dem Ver­
such einer wirklich unabhängigen Politik, 
was sich jedoch zunächst katastrophal auf 

die Wirtschafts entwicklung des Landes aus­
wirkte. 

"Eine Auseinandersetzung mit der BRD 
tiber die Errichtung eines Generalkonsulats 
der DDR in Dar_es_Salaam nach der Vereini­
gung mit Sanzibar fUhrte zur Einstellung 
weiter er EntwiCklungShilfe aus der Bundes­
republik. Der Abbruch der diplomati schen 
Beziehungen zu Großbritannien im Gefolge 
der Rhodesienkrise führte mehrere Monate 
späte r zur Sperrung eines großen britische 
Entwicklungshllfekredi tes. ,,30 

Aber die Kredite und Hilfezusagen aus 
dem Ausland wurden nicht nur teilweise 
eingestellt, sie waren (soweit noch zugäng­
lich) oft an Importbedingungen und an die 
DurchfUhrung best immter Projekte gebunden, 
die der Entwicklungsplanung zuwiderliefen Ei 



und von daher nicht akzept iert werden konn­
ten . 

Im privaten Bereich ergab sich nur ein 
sehr geringer Nettokapitalzufluß, da die 
Kapitalausfuhr die neu zuströmenden Mittel 
fast ausglich. Die im ausländi schen Besitz 
befindlichen Unternehmen erreichten trotz 
der tanzanischen Steuer- und Restriktions­
pOlitik31 die RUc~ eines groBen 
Teils ihrer Gewinne . 

Die handgreifliche Erkenntnis , daß die 
kapitalistischen Länder unabhängige politi­
sche Entscheidungen nicht respektierten, 
sondern sofort mit Repressionsmaßnahmen 
reagierten , setzte einen neuen "politischen 
und wirtschaftlichen Realismus n32 in Gang. 
Durch die Mobilisierung aller verfügbaren 
inneren Kräfte und Ressourcen und eine 
strikte Sparsamkeitspolitik , welche eine 

Uber 6O-prozentige Eigenfinanzierung33 er­
möglichte , erreichte Tanzania trotz des 
eklatanten Mißerfolgs der ersten zwei Jah­
re doch noch die Planziele der beiden 
letzten Jahre (1967/69) . 

Aufgrund dieser historischen Erfahrungen 
konzentrierten sich alle progressiven Kräf­
te des Landes auf die Erarbeitung einer 
Entwicklungsstrategie fUr einen national­
demokratischen Staat auf dem Weg zum Sozia­
lismus. (Vgl . dazu das abgedruckte Papier 
von Baghavan) . Ergebnis und Markstein die­
ser Periode war die "Arusha Deklaration". 

VI DIE PERIODE NACH ARUSHA 

Die Arusha- Dek.laration war die Platt­
form zum Aufbau sozialistischer Dorfkoll ek­
tive und zur Enteignung ausländischer Ka ­
pitalisten, die bis dahin die Produktions­
mittel in Tanzania beherrscht hatten. Die 
Ragierung sollte al s legitimer Vertreter 
der Arbaiter und Bauern in Zukunft die Pro­
duktionsmittel in Volksbesitz überfUhren 
und kontrollieren. 
Teilverstaatlichungen und Nationalisierun­
gen von Banken , Versicherungen und mehreren 
großen Gesellschaften waren ebenso Reakt ion 
auf vergangene Erfahrungen wie die Fest­
stellung , daß der Sozialismus mit dem wei­
teren Bestehen kapitalistischer Elemente 
unvereinbar sei . Der afrikanische Sozialis­
mus dagegen proklamiert die "Mögl ichkeit 
der Koexistenz von privatem und öffentli­
chem BeSitz" . ) Soweit die gegenwärtige Pra­
xis des "Ujamaa" in Tanzania noch be­
schränkt Privatunternebmen erlaubt, wird 
dies bewußt als eine Ubergangsphase in Kauf 
genommen. 

10 

Erstmals 1967 ringt sich die Partei zu 
der Feststellung durch, daß die traditio­
nelle afrikanische Gesellschaft unter dem 
Druck des aufgezwungenen Kapitalismus ent­
wurzelt und häufig sogar vollständig ver­
schwunden sei. Eine große Zahl verarmter 
und lendloser Bauern mußte sich als Land­
arbeiter verdingen und vergrößerte so stän­
dig das wachsende ländliche Proletariat. 
Ujamaakollektive (An!ang ~2 waren es 
2660 mit eine~Gesamtbevölkerung~ 
830 OOO,d .h . 6% der BeyölkerupgL-werden als 
ein-Schritt gegen den KapitaliSmus und Neo­
kolonialismus auf dem Weg zur sozialisti­
schen Gesellschaft gesehen,34 als ein gro­
Bes wirtschaftliches, politisches und ideo­
logisches Experiment . 

Die Diskussion in Partei und Öffentlich­
keit einerseits und zwischen Politikern 
und Wissenschaftlern andererseits hat sich 
in den letzten Jahren verschärft . Die an­
fängliche Euphorie, die die ersten Nationa­
lisierungen ausländischer Gesellschaften 
sowie der Mietshäuser der einheimischen 
Bourgeoisie als "Einnehmen der Kommandohö­
he der eigenen Wirtschaft" pries, ist ei­
ner kritischen Einschätzung der weiter auf­
tauchenden Schwierigkeiten gewichen. Als 
Reaktion auf den rechten Coup in Uganda 
legte die Partei 1971 mit "Mwongozo", den 
TANU Guidelines, ein Dokument vor, das die 
Richtlinien zur konsequenten Stärkung der 
sozialiatischen Entwicklung Tanzanias dar­
stellt . Die wichtigsten "Essential s " der 
Guidelines lassen sich in folgenden Punk­

ten zusammenfassen: 

Die bereits bestehende Volksmiliz wird 
vor allem auch zur Wahrnehmung politischer 
Erziehungsaufgaben verstärkt ausgebaut; die 
Partei betont wiederholt ihre Führungsrol­
lei Forderung nach direkter Kontrolle 35 

Uber die Wirtschaft; stärkere Einbeziehung 
der Bevölkerung in den Entscheidungsprozeßi 
Aufbau von Arbeiterräten nicht nur in den 
nationalisierten , aondern auch teilstaatli­
chen und den verbleibenden Privatbetrieben . 
(vgl. Abdruck der TANU- Richtl inien in die­
sem Heft .) 

VII. KONKLUSION 

Die Parteirichtlinien 1971, die eindeu­
tig ein Erfolg des linken ParteiflUgeis der 
TANU sind, legen wirtschaftapolitische Maß­
nahmen fest , die ohne Ausnahme im Interes­
se der Masse der Bevölkerung liegen . n ••• 
der Aufbau des Sozialismus ist ohne di e Un­
terstUtzung der Massen unmögliCh; die Be­
völkerung kann ohne die richtige Führung, 



ohne engagierte sozialistische Kade r je­
doch leicht entmutigt und in die Irre ge­
leitet werden ... 36 

Ob sich diese Positionen fest i gen und 
sich auf allen Ebenen allgemein durchsetzen 
werden , iat noch nicht endgUltig abzusehen . 
Trotz der ermutigenden EntwiCklung der 
letzten fUn! Jahre gibt es noch eine Reihe 
ungelöster wichtiger Probleme , deren Be ­
wältigung fUr den eingeschlagenen Weg Tan­
zanias von großer Bedeutung sein wird . 

1 . Daß die Guidelines eine breite Aufnahme 
in der Bevölkerung gefunden haben, bewiesen 
die letzten Arbe i terdemonstrationen und 
spontanen Streiks : Bei den mit Machtmiß­
brauch des Managements und nicht mit Forde­
rungen nach höheren Löhnen begrUndeten De ­
monstrationen sangen Arbeiter Klauseln der 
Guidelines . (vgl . Klsusel 15)37 

Die Beziehung der Arbeiterräte zur TANU 
und zur NUTA (GewerkSChaft) ist jedoch 
noch ebenso ungenau definiert wie ihr Recht 
Planungsprozesse mitzuentsche iden. 

2 . Die Nationalisierungen nach Arusha hat­
ten den Weg freigemacht fUr eine Wirt­
scha!tsbUrokratie, die zum großen Tell in 
Händen nach westlichem Muater ausgebildeter 
Manager und nicht in der Verantwortung so­
zialistischer Kader liegt. 

Diese Verwaltungsfunktionäre können Ent­
scheidungen bewirken, die einer sozialisti­
schen Wirtschaftsentwicklung keineswegs zu­
trägliCh sind . 38 

3 . Die Arbeiter und Bauern sind ein revolu­
tionäres Potential , jedoch noch keine be ­
wußte revolutionäre Kraft. Mit dem Aufbau 
einer breiten Volksmiliz und dem Netz der 
jeweils 10 Häuser umfassenden Partuizallen, 
die einen Politisierungs prozess an der Ba­
sis bewirken sollen , sind neben den Ujamaa­
Dörfern weitere Schritte zur Mobilisierung 
der Bevölkerung getan worden. 

4 . In einem solchen national-demokratischen 
Staat, der von der Phase der verbalsozia­
listischen Phraseologie in die einer zuneh­
mend bewußten fortschrittlichen Politik 
und der Diskussion um die Notwendigkeiten 
eines sozi alistischen Weges eingetreten 
ist , kann es nicht ausbleiben , daß sich die 
Klassenauseinandersetzungen zwischen pro­
gressiven und reaktionären , retardierenden 
Kräften verschärfen. 

"WUrde man die 'guidelines' in allen ih­
ren Punkten unmittelbar verwirklichen, wä­
re die Revolution in absehbarer Zeit in 
Tanzania unvermeidlich. n39 

Mit den Partei r i chtlinien "Mwongozo" 
tritt Tanzania nun in die kr itischste, 
schwierigste und entscheidendste Phase sei­
ner politischen Entwicklung ein . 
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T.A.N.U.­
Richtlinien 
zur Sicherung, Stärkung und 
Fortführung der Revolution 
inTanzania und Afrika 

"Wir sind auf das Äußerste unterdrtlckt , 
ausgebeutet und mißachtet worden. Es i st 
'J.nsere Schwäche , die zu unserer UnterdrUk­
kung , Ausbeutung und Mißachtung gefUhrt 
hat . Jetzt wollen wir eine Revolution • .. " 

( Arusha- Deklaration) 

EINLEITUNG 

1 . Heute ist unser afrikanischer Kontinent 
ein aktives Zentrum des Befreiungskampfes . 
Di eser Kampf wird gefUhrt zwi schen denen , 
die jahrhundertelang Afrikas Bodenschätze 
ausgebeutet und die Menschen dieses Konti­
nents als ihre Werkzeuge und Sklaven be­
nutzt haben, und denjenigen Afrikanern , die , 
nachdem sie ihre Schwäche und Ausbeutung 
erkannt haben , sich entSChlossen , den Be­
freiungskampf aufzunehmen . 

Es ist ein harter und andaue rnder Kampf : 
Zeitweise SChwelt er nur, manchmal nimmt er 
explosive Formen an, und zu anderen Zeiten 
gehen vom Volk errungene Erf olge und Gewin­
ne wieder verloren . 

So s i eht Afrikas Geschichte seit 1960 
aus , als viele afrikanische Staaten ihre no­
minelle Unabhängigkeit erh i elten. Seit die ­
sem Jahr sind viele rechtmäßige afrikani­
sche Regierungen gewaltsam gestUrzt und 
neue Regierungen gebildet worden . Vor kur­
zem ist in Uganda ein plötzlicher Umsturz 
herbeigefUhrt worden . Dort rebellierten die 
Marionette Amin und eine Gruppe mit ihm 
verbUndeter Militärs gegen die von Präsi­
dent Obote gefUhrte Regierung der revolu­
tionären U. P. C. (Vo l ksfront von Uganda). 

Di e Mehrheit der Streitkräfte akzeptiert 
die Rebellion nicht ; viele von ihnen, be ­
sonders höhere Offiz i ere, s ind von den Ma ­
rionetten getötet worden. Es i st offen­
sichtlich , daß diejenigen, die die Rebel­
lion begrUBen , die Gegner der auf Einheit 
und Sozialismus sowie auf die Beseitigung 
des Stammes systems und der Ausbeutung ge ­
richteten Politik der U. P. C. waren. 

Darum hat unsere Partei die P:flicht, die 
Ziele der tansani schen und afrikanischen 
Revolution zu verdeutlichen und die Feinde 



dieser Revolution auszumachen , um eine Po­
litik und Strategie aufzuzeigen , die uns 
befähigen wird , unsere Revolution zu s i ­
chern, zu festigen und weiterzufUhren . 

2 . Revolutionen s ind kurzfri s tig s i ch voll­
ziehende soziale Veränderungen , in deren 
Verlauf der Minderheit die Macht abgerun­
gen wird , die diese zu ihrem eigenen Vor­
teil (und dem ausländischer AUSbeuter) 
ausgenutzt hat . So gelangt die Macht in die 
Hände der Mehrheit, wodurch diese ihr Wohl­
ergehen ste i ge rn kann . Das Gegenteil einer 
Revolution i st eine Konterrevolution: Da­
mit sind schnelle und plBtzl i che Verände­
rungen gemeint , durch die der Mehrheit die 
Macht entrissen und der Minderheit in die 
Hand gegeben wird mit dem Ziel, den Fort­
schritt der Massen aufzuhalten . 

3 . Das hBchste Ziel der afrikani schen Revo­
lution ist die Befre i ung des Afrikaner s . 
Diese Befre iung kommt nicht von selbst ; 
vielmehr wird s ie erreicht durch den Kampf 
gegen Ausbeutung , Koloniali smus und Imperia­
lismus . Di e Befreiung wird auch nicht von 
Spezialisten und Experten herbeigefUhrt. 
Wir , die wir erniedrigt , ausgebeutet und 
unterdrUckt wurden , sind die Experten die ­
s er Be freiung . Es gibt keine Nation auf der 
Welt, die die Afrikaner lehren könnte , wie 
s ie sich se lbs t befreien kBnnen. Die 
Pflicht uns zu befreien , liegt bei uns 
s elbst , und die nBtige Erfahrung wird wäh­
rend des Kampfes selbst erworben . 

4 . DarUberhinaus zeigt die augenblickliche 
Lage in Afrika , daß es kein Volk in irgend­
einem afrikanischen Staat gibt , das das 
Stadium vBlliger Befreiung erreicht hat . 
Afrika ist immer noch ein Kontinent der 
Völker, die durch Ausbeutung und Erniedri­
gung geschwächt sind. Das i st der Grund, 
warum revolutionäre politische Parteien in 
unabhängigen afrikanischen Staaten , wie z . 
B. die TANU, immer noch tatsächliche Be ­
freiungsbewegungen sind. 

5 . Die afrikanische Revolution , deren Ziel 
di e wahre Befreiung des Afrikaners i s t, 
ist der Politik der Ausbeutung , des Kolo­
niali smus , Neokolonialismus und Imperiali s­
mus entgegengese tzt . Kolonialismus, Neoko­
loniali smus und Imperialismus zielen darauf 
ab , s icherzustellen , daß Afrikas Reichtum 
den europäischen und amerikanischen Kapita­
listen zugute kommt, anstatt den afrikani­
schen Ländern selbs t zu nutzen. DeShalb be­
deutet die Teilnahme an der afrikani schen 

Revolution gle ichzeit ig, s i ch am Kampf ge ­
gen Koloniali smus und Imperialismus zu be ­
teiligen . 

6 . Die imperialistischen Länder, die Afri­
ka jahrhundertelang ausgebeutet und unter­
drUckt haben , sind die westeuropäischen, 
insbesondere Großbritannien , Frankreich, 

Po rtugal, Belgien und Spanien . Diese Ländp.r 
s ind es , die dem afrikanischen Volk hin­
sichtlich der Befreiung Afrikas feindlich 
gegenUberstehen . Ve r schiedene Versuche , das 
Fortschreiten der afrikanischen Revolution 
zu hintertreiben , s ind des Er gebnis von Ma­
chenschaften europäiSCher Imperialisten, 
die darauf aus sind , ihre alte AUSbeutung 
aufrechtzuerhalten und weiterzufUhren . 

7 . Was Tansania anbetri fft , so s ind di e im­
perialistischen Feinde , denen wir gegen­
Uberstehen , der britische Imperialismus, 
der portugiesische Koloniali smus , der Ras­
sismus und die Apartheidpolitik SUdafrikas 
und Rhodesiens . Aus historischen , geogra­
phischen und politischen GrUnden werden 
diese Imperialisten stets bereit sein , uns 
anzugreifen , wann immer sie eine Gel egen­
heit finden . 

B. Die portugiesische Invasion in die Re­
publik Guinea ist uns eine wichtige Lehre. 
Die portugiesischen Imperialisten fielen 
zum einen wegen se iner Politik der Gleich­
heit und seines Widerstandes gegen dia Aus­
beutung in Guinea ein , zum anderen wegen 
se ines wirklichen Einsatzes bei der Unter­
stUtzung der Freiheitskämpfer Guine a- Bi s­
saus und Afrikas . Aus ähnlichen Gründen 
kBnnten die Imperialisten eines Tages ver­
suchen , Tansania anzugreifen . Aber Guinea 
hat uns auch gelehrt , daß , wenn das Volk 
und die Armee fest zusammenstehen, kein 

Imperialist in der Lage s ein wird, ihre Un­
abh ängigkeit ernsthaft zu gefährden . 

9 . Die Lehre , die wir aus den Ere ignissen 
in Uganda ziehen , bezieht s ich auf Verrat 
und Konterrevolution. Sie zeigt, daß der 
Imperialismus , enstatt in ein Land ei nzu­
fallen , um die revolutionäre Regierung zu 
stUrzen , es vorzieht , sich einheimischer 
Marionetten zu bedienen , um die rechtmäßige 
Regierung zu stUrzen und durch ein von ih­
nen kontrolliertes Regime oder eine Mario­
nettenregierung zu er s etzen . Solch eine Re­
gierung wird es den Imperialisten erlauben , 
den nationalen Reichtum in Zusammenarbeit 
mit der Bourgeoisie des jeweiligen Landes 
auszubeuten. 
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Das Volk muß aus den Vor gängen in Ugan­
da und Guinea lernen , daß , obwohl der Im­
periali smus noch star k ist , seine Fähig­
kei t , eine Revolutions r egi erung zu stUrzen , 
zum groBen Teil von der Möglichke i t ab­
hängt , einheimi sche konterrevol uti onäre Ma­
rionetten zu finden, di e mi thelfen, gegen 
di e Revolution zu arbeiten . 

10 . Wir Tansani er messen unserer nati onal en 
Unabhäng i gkeit deshalb eine so große Bedeu­
tung bei, wei l mi t i hr unsere Befr eiung und 
unse r e Anstrengungen um einen fre i he i ts­
kampf zusammen mit anderen afrikani schen 
Menschen ihr en Anfang nehmen . Aus di esem 
Grund haben wi r di e Pfl icht , alle notwendi­
gen Schri t te zu unternehmen , di e es uns er­
möglichen , unsere UnabhäAgigkeit zu wahren , 
um unsere Revolution weiterzuführen und so 
Tansania zu einem echten Beispiel de r afri­
kanischen Revolution zu machen. 

POLITIK 

DIE PARTEI 

11 . Es liegt in der Verantwortung der Par­
tei , die Massen und ihre verschiedenen In­
stitutionen in dem BemUhen zu fUhren , die 
nationale Unabhängigkeit zu sichern und 
die Befreiung der Afrikaner zu fördern . Die 
Pfl i cht einer sozialistischen Partei ist 
es , die Leitung aller Aktivitäten der Mas­
sen zu Ubernehmen . Die Regierung , die halb­
staatlichen und die nationalen Organisatio­
nen usw. sind Instrumente , mit denen die Po-

i tik der Partei umgesetzt wird . Unsere kur­
ze Geschichte der Unabhängi gkeit enthUllt 
Probleme, die entstehen können, wenn eine 
Partei nicht Uberall ihre FUhrungsrolle 
wahrnimmt. PUr die Partei ist jetzt die Zeit 
gekommen, die ZUgel in die Hand zu nehmen 
und die Aktivitäten des ganzen Volkes zu 
führen . 

12 . Die erste Aufgabe der FUhrung ist es, 
die nationalen Ziele zu bestimmen. Das ist 
selbstverständlich und die Partei hat die ­
se Pflicht bereits errullt. Unser Ziel ist 
es, den Sozialismus in Tansania aufzubauen . 
Aber um dieses Ziel zu errelchen, muß die 
Partei politische Richtlinien vorgeben , 
die die ver SChiedenen Aspekte der Aktivitä­
ten des Volkes betreffen. Die Partei hat 
bereits Richtlinien gesetzt fUr die Etablie­
rung des Sozialismus auf dem Lande, fUr die 
Erziehung zum Selbstvertrauen usw . Es be ­
steht noch di e Notwendigkeit , die Psrtei -
politik auf anderen Gebieten 
di e Probleme , die Wohnungen, 

14 Geld- und Kredi tpol1tik usw. 

zu klären , so 
Arbeiterschaft, 
betreffen . 

1' . Aber das Er arbe i ten von Zielsetzungen 
und poli tischen Str ategi en macht sel bst 
noch ke ine gute FUhnmg aus. FUhrung bedeu­
tet auch , das Vol k zu or gani sie r en. Es i st 
die Par tei , die tibe r den Aufbau der Regi e­
rung , der verschi edenen Insti t ut i onen , der 
Armee usw . entscheidet . Zusätzlich sollte 
die Partei noch Richtl inien Uber Arbe i ts­
methoden und die Einstellung zur Arbeit so­
wie Uber den Prozeß der Willensbildung ent­
wickeln . 

Die Wahrhe i t ist, daß wir ni cht nur eine 
koloni ale Regi erungsstruktur er er bt , son­
dern auch kol oniale Arbeitsgewohnheiten und 
FUhrungsmethoden Ubernommen haben . In der 
Regierung , der Industr ie und anderen Insti­
tutionen be i spielsweise haben wir die Ge­
wohnheit Ubernommen , daß ei n Mann die Be­
fehle gi bt und der Rest ei nfach gehor cht . 
Wenn man die Menschen nicht in die Arbe i ts­
planung einbezieht , entsteht bei ihnen das 
GefUhl , eine nationale Institution sei 
nicht ihre eigene , und folgl i ch nehmen die 
Arbeiter denn die Haltung gedungener Ar­
beitskräfte an . Die Partei hat die Pfli cht, 
ihr e FUhrungsrolle in dieser Fr age deutlich 
werden zu lassen . 

14 . Di e Aufgabe der FUhrung beinhaltet ne ­
ben der Organisierung des Volkes auch die 
Kontrolle Uber die tatsächliche AusfUhrung 
der Parteipolitik . Wege mUssen gefunden 
werden, um sicherzustellen , daß die Partei 
aktiv die Tätigkeit und Leitung der Voll­
zugsorgane Uberwacht . Zu den Aufgaben der 
FUhrung gehört darUberhinaus auch die Uber­
prUfung der Ergebnisse der politischen Ak­
tivitäten. Es ist die Pflicht der Partei, 
sicherzustellen, daß die Politik , die von 
den ausführenden Organen praktiziert wird, 
auf ihre Wirksamkeit hin untersucht wird . 
Dies ist der einzige Weg, um zu erreichen , 
daß die Menschen sich an der Erarbeltung 
von Lösungen tur ihre Probleme in Ämtern, 
Institutionen, der Armee, in den Dörfern , 
in den Betrieben beteiligen usw . 

15. Gleichzeitig mit dem Problem , wie man 
die Menschen an der Lösung ihrer Schwierig­
keiten beteiligt, stellt sich auch die Fra­
ge nach dem Verhalten der FUhrer bei ihrer 
Arbeit und 1m täglichen Leben . 

Es erfordert bewußte Anstrengungen , 
Gleichheit zwischen Führern und GefUhrten 
herzustellen . FUr einen tansani schen FUh­
rer muß es verboten sein, sich arrogant , 
extravagant , geringschätzig oder repre~siv 
zu ver halten . Der tansanische FUhrer muß 
eine Person aein , die die Menschen Bchtet , 



Prahle re i verabscheut und kein Tyrann ist. 
Er sollte Heldentum und Tapferkeit verkijr­
pern und ein Verfechter von Gerechtigkeit 
und Gleichheit sein . 

Gleichermaßen 1st die Partei verantwort­
lich dafUr , daß die Rachsucht einiger ihrer 
Vertreter bekämpft wird. Solche Handlungs­
weisen fördern den Sozialismus nicht, son­
dern treiben einen Keil zwischen Partei und 
Regierung auf der einen und dem Volk auf 
der anderen Seite. 

16 . Es gibt zur Zeit einige FUhrer, die 
diese Bedingungen nicht errullen . Sie mi ß­
achten und umgehen auf geschickte Weise die 
FUhrungsgrundsätze. Die Zeit ist !Ur die 

Partei gekommen , die Haltung und das Betra­
gen ihrer FUhrer zu kontrollieren. 

AUSSENPOLITIK 

17 . Unsere Außenpolitik beruht auf dem 
Grundsatz der Blockfreiheit . Wir sind be ­
reit , mit jedem Land auf freundschaftlicher 
Basis zusammenzuarbeiten, das uns wohlmei­
nend gegenUbersteht , sei es 1m Osten oder 
1m We sten . Der zweite wichtige Aspekt un­
serer Außenpolitik ist die Stärkung ~se­
rer Beziehungen zu den wirklichen Befrei­
ungSbewegungen in Afrika und die Zusammen­
arbeit zu deren UnterstUtzung. Wir haben 
bereits gesagt, daß unsere eigene Partei 
noch eine Befreiungsbewegung ist . 

Im AUßenbliCk stehen die Befreiungsbe­
wegungen an vorderster Front im Kampf ge­
gen Kolonialismus und Imperialismus. Durch 
die Verstärkung unserer Zusammenarbeit im 
Wissen darum , daß ihr Krieg unser Krieg 
ist, werden wir unsere Kräfte verdop~eln , 

um die vollkommene Befreiung Afrikas her­
beizufUhren. Die Partei muß die notwendi­
gen Schritte unternehmen, um solche revolu­
tionären Beziehungen zu den Revolutionsbe ­
wegungen in Afrika , ASien und Lateinameri­
ka herzustellen. 

In ähnlicher Weise i st es unsere Pflicht , 
brUderliche und revolutionäre Beziehungen 
zu jenen Amerikanern zu knUpfen , die fUr 
Gerechtigkeit und Gleichheit kämpfen. 

18. DarUberhineus heben wir die Verpflich­
tung, die Zusammenarbeit und Solidarität 
mit revolutionären afrikanischen Ländern 
zu vers tärken, denn wir s itzen elle in ei­

nem Boot und haben das gleiche Ziel . Wenn 
wir einig sind und zusammenarbeiten, wird 
es unse ren Feinden nicht gelingen, uns ei­
nen nach dem andern zu vernichten, wie sie 
es zu tun gewohnt sind . 

19 . Es besteht die Notwendigkeit, in den 
Vereinten Nationen und anderen internatio­
nalen Organisationen die Zusammenar beit 
mit allen friedliebenden , sozialisti schen 
und revolutionären Ländern Afrikas , Asiens 
und Lateinamerikas nachdrUcklich zu unter­
streichen. 

UGANDA UND DIE E.A.C. 

(E.A. C. = Ostafrikani8che Gemeinschaft 

20 . Wir schätzen den politischen und 
wirtschaftlichen Nutzen , der aus der beste­
henden Zusammenarbeit zwi schen den Partner­
staaten der Ostafrikanischen Gemeinschaft 
erwächst. Deshalb beeinträchtigt uns die 
gegenwärtige Lage sehr, die von de r Mar1o­
nette Amin durch den Sturz der rechtmäßism 
Regierung des U.P . C. herbe1geführt wurde; 
denn sie ließ Schwierigkeiten bei der Zu­
sammenarbeit und Leitung der Aktivitäten 
der E.A.C. aufkommen. 

Wenn die Situation so bleibt, w1e s i e 
ist , könnte sie den Fortschritt und die Ak­
tivitäten der E.A. C. äußerst behindern und 
die ostafr1kanische Zusammenarbeit schwä­
chen . Die Psrtei unterstUtzt die Haltung 
der Regierung zur Frage Ugandas und der 
Ostafrikanischen Gemeinschaft. Obwohl es 
Sache des ugandischen Volkes ist, in Fr agen 
zu entscheiden, die die Befreiung Ugandas 
betreffen, so ist es doch Aufgabe des tan­
sanischen Volkes, die BemUhungen ihrer 

ugandischen Bruder um ihre Befreiung zu un­
terstützen . 

VERTEIDIGUNG UND SICHERHEIT 

"Und zur Verteidigung unserer Nation ist 
es tur uns notwendig, auf der Hut zu sein 
vor e1nheimischen Handlangern, derer sich 
äußere Feinde bed1enen könnten, die darauf 
aus sind, uns zu vernJchten . " 

(Arusha-Deklara t1 on) 

21 . Die Grundlage fUr Tansanias Entwicklung 
ist das Volk selbst , jeder Tansanier , ins­
besondere jeder Patriot und jeder Sozialist. 
Tansanias Verteidigung und Sicherheit hän­
gen von den Tansaniern selbst ab - von je­
dem Tansanier , insbesondere jedem Patrio­
ten, jedem Sozialisten. 

22 . Wäre unsere Partei gezwungen gewesen, 
einen Befre iungskrieg zu fUhren - jedes 
TANU- M1tglied wäre ein Soldst gewesen, ent­
weder in der Armee oder wo auch immer er 
s ich befand. Ein TANU-Mitglied wäre Soldat 
gewesen und ein Soldat TANU- Mitglied . 
Nicht nur d1e Partei wäre eine Befreiungs­
bewegung gewesen, sondern such die Armee 
wäre eine Befre iungsarmee gewesen - Faust 
und Schild der Befreiungsbewegung. 15 



23. Unsere Partei war nicht gezwungen, ei­
nen Befreiungskrieg zu fUhren . Sie war eine 
Befreiungsbewegung ohne Befreiungsarmee. 
Aber seit '964 bauen wir die Tansanischen 
Volksverteidi gungsstreitkräfte auf . Und ge­
nauso, wie TANU immer nooh eine Befreiungs­
bewegung ist, sind die Tansania-Volksver­
teidigungsstreitkrätte (TVVS) die Befrei­
ungsarmee des tansani sohen Volkes. 

TANU's Beziehungen zu den TVVS sollten 
die einer Volkspartei zur Volksarmee sein. 
Es liegt an der TANU , siche rzustellen, daß 
die Volksarmee beides i st , eine Armee zur 
Befreiung und zur Verteidigung des Volkes. 
TANU trägt die Verantwortung defUr , zu ge ­
währleisten, daß die Hauptaufgabe der Armee 
in Friedenszeiten darin besteht, den Men­
sohen die Mögliohkeit zu geben, ihre unab­
hängigkeit sowie ihre Politik des 5ozialis­
m'JS und des Selbstvertrauens zu schUtzen . 

24 . Das Nationale Exekutivkomitee fordert 
mit Nachdruok die ErfUllung der Arusha- De­
klaration und betont besonders die Notwen­
digkeit, politisches Bewußtsein zu wecken, 
so daß jeder Tansanier den nationalen Zu­
sammenhang versteht und begreift, wie wich­
tig es ist , Sicherheit und Leben der Men­
schen sowie unsere Politik, unsere Unabhän­
gigkeit, unsere Wirtsohaft und unsere Kul­
tur zu achUtzen. 

25. Politisohe Erziehung muß die Menschen 
aufmerksam maohen auf die Feinde 1m Land 
un I die Strategien, die s ie entwickeln, um 
unsere Kultur zu untergraben . Um die Men­
schen in die Lage zu versetzen, ihrem Feind 
entgegenzutreten, i st es nötig, sie in al ­
len Bereiohen, in der Armee, den wirt­
schaftliohen Unternehmungen, dem täglichen 
Leben und den Gewohnheiten auf die Stärke 
des Feindes hinzuweisen und ihnen klarzu­
machen, auf welche Weise dieser Feind zu 
unaeren Uberzeugungen und Bestrebungen in 
Widerspruoh steht. 

26 . Damit sie s ioh unseren Feinden wider­
setzen können, mUseen die Menschen wissen, 
deß s ie selbst der Schutz der Nation sind . 
Oss bedeutet, daß die Sache der Verte idi­
gung und der Sicherheit in die Hände des 
Volkes selbst gelegt werden muß . Wir haben 
nioht die Mittel, um große stehende Heere 
zum Sohutz des ganzen Landes aufzubauen. 
Unsere Armee muß die Armee dos Volkes sein, 
die gewohnt ist, die Mensohen so zu unter-
wei s en , daß diese s ioh selbst in 
gebung verteidigen können und in 

16 sind, s ioh um Fragen der Belange 

ihrer Um­
der Lege 
der natio-

nalen Sicherheit selbst zu kümmern. Des­
halb ist es unumgänglioh, mit der Ausbil­
dung einer Miliz fUr dae ganze Land zu be­
ginnen. Da die Miliz sioh in Zusammenarbeit 
mit der regulären Armee Ube r das ganze 
Land ausbreiten wird , wird es ihre Pflioht 
sein , gemeinsam mit unserer regulären Ar­
mee die Lsndesgrenzen und den Luftraum zu 
verteidigen und Verräter und Feinde zu ent­
larven. 

DIE PARTEI fUHRT DIE ARMEE 

27 . Die Aufstellung der Miliz und der Armee 
muß sehr sorgfältig geprUtt und von der 
Partei kontrolliert werden . Es muß eine der 
wesentliohsten Aufgaben der Partei sein, 
fUr die Zusammenarbeit zwischen Armee und 
Miliz und fUr die politisohe Erziehung bei­
der zu sorgen . Die Partei muß einen Unter­
ausschuß des Zentralkomitees bilden, der 
Verteidigung und Sioherheit Uberwacht. 

WIRTSCHAFT UND FORTSCHRITT 

"Die Entwioklung eine s Landes wird von 
den Mensohen getragen. 11 

(Arusha- Deklaration) 

FORTSCHRITT FÜR DAS VOLK 

28. Für ein Volk, das versklavt oder duroh 
Kolonialismus und Kapitalismus unterdrUckt, 
ausgebeutet und erniedrigt worden ist, be­
deutet "EntwiCklung" "Befreiung". Jede Tat , 
die ihm mehr Kontrolle Uber seine eigenen 
Angelegenheiten versohafft, wird fUr die 
Entwicklung wirksam , s elbst dann, wenn s ie 
ihm keine bessere Gesundheit und nioht mehr 
Brot bringt. Jede Aktion, die sein Mitspra­
ohereoht bei der Regelung eigener Angele­
genhe iten oder bei der Bestimmung seiner 
Lebensweise einschränkt , dient nicht der 
Entwicklung und wirft ee selbst dann zu­
rUck, wenn es dadurch ein bißohen mehr Ge­
sundheit und etwas mehr Brot erlangt . 

Für uns bedeutet Entwioklung sowohl die 
Bese itigung von UnterdrUokung , AUSbeutung, 
Kneohtsohaft und Erniedrigung , als auoh 
Förderung unserer Unabhängigkeit und Men­
schenwÜrde . Deshalb sollte, wenn wir die 
Entwioklung unserer Nation Uberdenken und 
wenn wir EntwIcklungspläne vorbereiten, un­
ser Hauptskzent zu allen Zeiten auf der 
Entwicklung von Menschen und nioht von 
Dingen liegen. Wenn Entwicklung dem Volk 
nutzen soll, muß es teilnehmen an der Kon­
zipierung, Planung und Durohsetzung se iner 
Entwicklungspläne. 

Die Aufgabe unserer Parte i besteht nioht 
darin, das Volk zur DurchtUhrung von Plä-



nen zu drängen, die von einigen Fachleuten 
und Führern festgesetzt wurden . Die Pflicht 
unserer Partei i st es, zu gewährleisten , 
daß die Führer und Experten di e Pläne 
durchtUhren, mit denen das Volk s elbst 
sich einverstanden erklärt hat . Falls das 

Volk , um entscheiden zu können, Informatio­
nen benöti gt , über die nur di e Führer und 
Experten verfUgen , wird es die Pflicht der 
Führer und Fachleute sein , die se Intorma­
t i onen dem Volk zugänglich zu machen . Aber 
es i st ni cht richti g , wenn Führer und Ex­
perten das Recht des Volkes , Uber eine Sa­
che zu entscheiden , selbst an s i ch reißen , 
nur weil sie das Fachwi ssen besitzen. 

29 . Damit das Volk begeistert sein Land 
verteidigt, ist es fUr die TANU- Regierung 
besonders wichtig, auf die Verbesserung der 
Lebensbedingungen gr oßen Wert zu l egen . 

Die überkommene Wirt schafts struktur , die 
viele Menschen von der Wirtschaftsentwick­
l ung ausgeschlossen hat, muß sofort durch 
Programme ersetzt werden, di e aufgestellt 
werden, um die Aufwendungen !Ur Entwick­
lungsvorhaben zu verstärken und Investitio­
nen auf alle Gebiete auszudehnen . Der Re ­
gionale Entwicklungsfonds hat geholfen , die 
wirtschaftliche Aktivität zu ste igern, und 

hat damit dem Volk sichtbaren Nutzen ge­
bracht. Es wird dienlich sein, die Zutei­
lungen zum Fonds zu vergrBßern und diesen 
Ausgaben besonderen Vorrang bei der Aufstel­
lung des Regierungahaushalts zu geben . Di e 
Partei muß die Beteiligung des Volkes an 
den verschi edenen Projekten zum Aufbau der 
Nati on nachdrUckIich unterstreichen. 

SPAREINLAGEN 

30 . Es i at ebenfalla Aufgabe der Partei, 
das Volk von der Wichtigkeit des Sparens 
be i nationalen Inatitutionen wie der Spar­
kasse und der Nationalen Handelsbank zu 
überzeugen , 8nstatt Geld e1ntach zu norten . 

NATIONALÖKONOMI E 

31. Zur Festigung de r Entwi cklung des Vol­
ke~ erhebt sich nun die Notwendigkeit , die 
Binnen\ofirtschaft auszubauen und zu fördern . 
Obwohl dies bereit s im Zwe iten Entwi Cklungs­
fünfjahresplan angesprochen wurde, ist sei­
ner Durchtuhrung nicht genügend Gewicht bei­
gemeseen worden , und deshalb hat er auch 
keine Ergebnisse gezeitigt . Erzeugnisse die­
ses Landes müssen außerdem vor unnötiger 
ausl ändischer Konkurrenz geschützt werden. 

AUSSENHANDEL 

32 . BezUglich unseres Außenhandels mUssen 

wir es vermeiden, mit unseren Devi senreser­
ven Waren zu kaufen, die unserer Wirtschaft 
nichts nützen . Di e Regierung und ihre Kör­
perschaften müssen darin beispielhaft vor­
angehen - was bis jetzt nicht geschehen 
i st . Unsere Einfuhrstellen müssen Richtli­
nien erhalten, die unserer Politik des So­
zialismus und des Selbstvertrauens ent­
sprechen , und die befolgt werden mUssen. Bs 
ist die Pflicht eines jeden Tansaniers , und 
besonder s jedes FUhrers, daren zu denken, 
daß Knappheit an ausländischer Währung un­
sere Wirtschaft schwächt und unsere natio­
nale Unabhängigkeit gefährdet. 

TEILSTAATLICHE INSTITUTIONEN 

33. Das Ver helten und die Tätigkeit dieser 
"Institutionen" muß kontrolliert werden, um 
sicherzugehen, daß sie zur Weiterentwick­
lung unser er Politik des Sozialismus und 
des Selbstvertrauens beitragen. Die Aktivi­
täten der "parastatal s " sollten eine Quelle 
der Zufriedenhei t se in und nicht Unzufrie­
denheit hervorrufen. Die Partei muß gewähr­
l eisten, daß die "parastatals" nicht un­
mäßig viel Geld ausgeben !Ur Dinge , die 
nicht zur Weiterentwicklung unserer Volks­
wirtschaft i nsgesamt beitragen. 

MEHRPROPUKT 

34 . Die Regierung muß den Verbrauch des 
Mebrprodukts, das sus den wirtschaftlichen 
Aktivitäten der "parastatals" erwächst . 
Uberwachen und leiten. 

35 . "Wir s ind auf das Äuße r ste unterdrückt . 
ausgebeutet und mi ßachtet worden . Bs 1st 
unsere Schwäche. die zu unserer UnterdrUk­
kung. Ausbeutung und Mißachtung getuhrt 
hat. Jetzt wollen wir eine Revolution -
eine Revolut i on . die unserer Schwäche ein 
Ende setzt . 80 daß wir niemals wieder ausge­
beutet , unterdrUckt oder erniedrigt wer 

~ 

Adressenänderungen 

bitte 

r e c h t z e i t i g 

bekanntgeben 
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•• 
SUDAFRIKA 

Wir bringen 1m folgenden den 2 . Teil der 
in AlB 10/1972 begonnenen Untersuchung Uber 
Ursachen und Verlauf der studentischen De ­
monstrationen , die 1m Sommer dieses Jahres 
die Universitäten der Republik SUdafrlka 
erechUtterten . 

Arrnin Hebel: 

Erziehungssystem 
und studentischer 
Widerstand in der 
Republik 
Südafrika [11] 

IV . ZIELSETZUNGEN UND VERLAUF STUDENTI­

SCHER AKTIVI TÄTEN 

Die sUdafrikani schen Studentendemonstra­
tionen während der Monate Mai und Juni 1972 
an den nlchtwelßen und englischaprachlgen 
Universitäten hatten zum äußeren Anlaß die 
Verweisung des Studentenspr echers Ramothlbi 
Tiro von der Unlverslty cf the North. Auf 
einer Feier fUr die Absolventen der Unlver­
s ... t1t hatte Tiro Anfang Mai in einer Rede 
nient nur nein gemeinsames Erzlehungssy­
atem filr alle SUdafrikaner" gefordert 1 J • 
sondern darUber hinaus die gradUierten 
Studenten auf die Notwendigkeit hingewie­
sen , entschieden das System der rassisti­
schen Diskriminierung und Unterdrückung zu 
bekämpfen . In diesem Zusammenhang problema­
tisierte er die Rolle der nichtweiBen In­

telligenz , insoweit sie sich unkritisch zur 
Mitarbeit im System der indirekten Herr­
schaft herbeiläBt : 

"Die Herausforderung !'Ur jeden schwar­
zen Graduierten in diesem Land liegt in 
der Tatseche. daß die Verantwortung fUr 
alle unrechtmäßigen Handlungen - Re­
striktionen ohne ProzeB, unerträgliche 
Gesetzgebung , Vertreibung von den Schu­
len - alle aiejenigen tragen , die sich 
nicht selbst aktiv von diesem System, 
nämlich dem Apartheidsystem der natio­
nalistischen Regierung , losaagen und 
nicht an dessen Ausrottung mitwirken . "2) 

Tiro lehnte die Zusammensrbeit der nicht-
weißen Intelligenz mit der herrschenden 
Klasse entschieden ab und sah ihre vorran­
gige Aufgabe darin , aktiv an der Befreiung 

1B der Nichtweißen mitzuwirken : 

"Wir SChwarzen Graduierten sind dazu 
aufgerufen , gr6ßere Verpflichtungen zur 
Befreiung unseres Volkes zu übernehmen . 
Was ist unsere Erziehung denn wert , wenn 
wir uns erem Volk in der Stunde seiner 
Not nicht helfen können. Unsere Erzie­
hung ist ohne Bedeutung , wenn sie nicht 
mit dem Kampf auf dem gesamten afrikani­
schen Kontinent verbunden ist . " 3) 

Mit dieser Aufforderung an die Universi­
tätsabsolventen , sich sm Befreiungskampf 
der unterdrUckten nichtweißen Massen zu be­
teiligen , s tellte Tiro die gesellschaftli­
che Funktion der Universitäten fUr Nicht­
we i ße als bloße Ausbildungsstätten im Dien­
ste des Apartheidregimes in Frage . Die 
Sanktion des Regimes folgte diesem Eintre­
ten fUr eine emanzipative Rolle der nicht­
weißen Intelligenz auf dem Fuße . Unmittel­
bar nach seiner Rede wurde Tiro von der 
Univers ität gewiesen . Als Reaktion auf die­
ses polizei staatliche Vorgehen der Univer­
sitätsbUrokrat ie erklärte sich die gesamte 
sfrikanische Studentenschaft der Universi­
ty of the North mit ihrem Studentensprecher 
solidarisch und forderte die Rücknahme der 
Relegierung . Die universitäre Verwaltung 
ging auf diese Forderung der Studenten 
nicht ein, sondern legte ihnen ein Papier 
vor , auf dem sie sich durch ihre Unter­
schrift verpflichten sollten , alle Anord­
nungen der Univers itätsbehöTden gehorsam zu 
befolgen . Als die Studentenschaft sich wei­
gerte , dieser Forderung nachzukommen, ver­
trieb die Verwaltung mit Hilfe der Polizei 
die insgesamt 1 146 Studenten und unter Ein­
satz von Polizeihunden von der Universi­
tät. 4) 

Diese Maßnahme fUhrte zunächst zu einer 
schnell um s ich greifenden Solidarisierung 

der Studentenschaft der Ubrigen Universitä­
ten und teilweise der Lehrerseminare und 
theologischen Sem1nare tur Nichtweiße . Sie 
gingen größtenteilS zu einem Boykott der 
Vorlesungen über und verliehen in Protest­
aktionen ihren Forderungen nach RUcknabme 
aller Disziplinierungsmaßnahmen sowie nach 
nichtrassistischen Lebensbedingungen in 

allen ~esellscha!tlichen Bereichen 
druck. ) 

Nach-

Daß sich während des Monats Mai die 
nichtweiße Studentenschaft trotz der iso­
lier tep Lage der einzelnen universitären 
Ausbildungsinstitutionen Uber große Entfer­
nungen hinweg in sol idarischen Aktionen zu­
sammenfanden, war nur durch eine organi­
s iert! Kraft, konkret durch die South Afri­
can Students' Organization (SASO) möglich~ 

Dieser 1969 von afrikanischen , indischen 
und f arbigen Studenten gegrUndeten Organi­
sation gelang es6 ), sich zu einer organlsa-



torischen und politischen Plattform der 
Mehrheit der nichtweißen Studentenschaft 
zu entwickeln und ein Kampfmittel zur Stär­
kung der grundsätzlichen Opposition gegen 
das Apartheidre,ime im universitären Be­
reich zu werden ). Indem nach der Vertrei­
bung der gesamten afrikanischen Studenten­
schaft von der University of the North die 
Mehrheit der nichtweißen Studentenschaft 
dem Solidaritätsaufruf der SASO von Mitte 
Mai fOlgteS), geschah das , was die Archi­
tekten eines nach ethnischen Gruppen aufge­
splitterten Erziehungssystems verhindern 
wollten: die offene , kollektive Ablehnung 
des r assi st i sch strukturierten Erziehungs­
systems und seiner gesellschaftlichen 
Grundlagen durch die Betroffenen selbst so­

wie das gleichzeitige, einheitliche Han­
deln von verschiedenen ethnischen Gruppen 
zur Durchsetzung ihrer gemeinsamen Inter­
essen . 

Die Protestaktionen gegen die Politik 
der Apartheid blieben nicht auf die nicht­
weißen Universitäten beschränkt. Nachdem 
s ichtbar wurde , daß die Universitäts- und 
Collegeverwaltungen gegen das Ende Mai sich 
verstärkende solidarische Handeln der 
nichtweißen Studenten mit befristeten Mas­
senverweisungen vorgingen, die Wiederzulas­
sung der Studenten von der schriftl i chen 
Erklärung abhängig machten, daß diese sich 
zukUnftig an Demonstrationen und Streiks 
nicht beteiligen wUrden , politisch beson­
ders aktive Studenten !Ur immer von den 
Universitäten verwiesen und die Aktivität 
der SASQ auf dem Campus verboten9 ) , erklär­
ten sich vor allem die Studenten der eng­
lischsprachigen Universitäten mit den For­
derungen und Aktionen der nichtweißen Stu­
denten solidarisch '0) . 

Diese Bereitschaft der sich vor allem 
in der National Union of South African Stu­
dents (NUSAS) organisierenden englischspra­
ehigen Studentenschaft zur Solidarität mit 
ihren nichtweißen Kommilitonen ist nicht 
zufällig: Im Gegensatz zu den afrikaans ­
sprachigen hatten sich die englischsprachi­
gen Universitäten entschieden gegen die Or­
ganisierung der Universitätsausbildung auf 
ethnischer Grundlage gewandt . ") Diese 
Opposition konnte sich aufgrund der relati­
ven Autonomie der englischsprachigen Uni­
versitäten gegenUber dem Staat konservie­
ren und erneuerte sich in den 60er Jahren 
insbesondere unter der Studentenschaft , 
als durch polizeistaatliehe Eingriffe in 
die Informations-, Meinungs- und Organ isa­
tionsfreiheit , durch zunehmende Gefährdung 

der Freiheit der Lehre und Forschung die 
Voraussetzungen dieser Hochschulautonomie 
völlig zu schwinden droht&n.'2) Es entwik­
kelte sich bei den Studenten die Einsicht , 
daß durch die völlige politische und sozia­
le UnterdrUckung der Nichtweißen die den 
Weißen reservierten eingeschränkten politi­
schen Rechte dem Abbau rechtsstaatlicher 
Relikte zugunsten der Festigung des Res­
sistenstaatas zum Opfer fellen.'3) Im Kampf 
gegen die Eingriffe des Staates in die 
Hochschulautonomie und gegen den Abbau jeg­
licher Rechtsstaatlichkeit wuchs daher bei 
den sich vor allem in der NUSAS organisie­
renden politisch bewußtesten Studenten die 
BereitSChaft , sich mit den Interessen der 
unterdrUckten nichtwe ißen Bevölkerung zu 
solidarisieren . 

In den seit dem 1. Juni d.J . einsetzen­
den Demonstrationen, Teach-Ins und Flug­
blattaktionen protest ierten diese Studenten 
daher nicht nur gegen die allgemein zuneh­
mende staatliche Kontrolle der Universitä­
ten , fUr die Wiederzulassung der relegier­
ten nichtweißen Studenten und tur die Auf­
hebung der Apartheid im Erziehungssektor~4) 
sondern forderten auch "ein Ende von Aus­
beutung und Rassismus" , also eine demokra­
tische Umgestalt~ aller gesellschaftli­
chen Bereiche . '5) 

Wenngleich die breite Front studenti­
schen Widerstandes, die die ethnischen Be­
grenzungen in solidarischen Aktionen Uber­
wand, keine aktuelle Gefährdung der Herr­

schafts s trukturen SUdafrikas bedeutete, 
stellte sie gleichwohl die politischen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse, insbeson­
dere die Methoden der Herrschsftssicherung 
des Regimes in Frage. Um im Interesse der 
Aufrechterhaltung des Herrschaftsmonopols 
der burischen National isten und des gesell­
schaftlichen Status quo ein Unterlaufen der 
Politik des "Teile- und-Herrsche" bereits im 
Anfangsstadium abzuwehren, ging der Staats­
apparat mit allen ihm zu Gebote stehenden 
polizeistaatlichen Maßnahmen vor. 16) 

Als am 2.Juni englischsprachige Studen­
ten vor der St.George's Cathedr al in Kap­
stadt gegen den Rassismus im Erziehungssek­
tor friedlich demonstrierten, Uberfiel die 
Polizei brutal Studenten , Journalisten und 
Passanten und verfol,te Zuflucht Suchende 
bis in die Kirche.'7 Nachdem s ich die Stu­
dentendemonstretionen am 5. J uni in ellen 
universitären Zentren vers t ärkt hatten, 
die SASO sich mit ihren engl i schsprachigen 
Kommilitonen solidarisch erklärt hatte und 
sich die Protestaktionen auch teilweise auf 19 



20 

die afrlkaanssprachigen Universitäten aus­
zuweiten drohten , genUgte der Eineetz von 
Tränengas und PolizeiknUppeln gegen die De­
monstranten nicht mehr, um sie von ihrem 
mutigen Eintreten tur ihre nichtweißen Kom­
militonen und tur demokratische Forderungen 
abzuhalten. Am 6 . Juni verbot die Regierung 
in Pretor ia aufgrund de s nGesetzes gegen 

aufrührerische Versammlungen" aus dem Jahre 
1956 alle politischen Versammlungen, Demon­
strationen und Proteste unter freiem Him­
mel bis zum 12 . Juli in Kapstadt , Jobannes­
burg , Pretoria und 13 weiteren Universitäts­
or ten . 1S) 

Anges i chts dieser polizeistaatlichen 
Eingriffe hatten weitere Demonstrationsver­
suche der Studenten nur noch wenig Aus­
sicht auf Erfolg . Durch eine Reihe weiterer 
Maßnahmen versuchte der Staatsapparat , den 
harten Kern der politisch aktivsten Stu­
denten einzuschUchtern und zu zerSChlagen: 
Es ksm ni cht nur zu Uber 500 Verhaftungen, 
sondern die Polizei war darUber hinaus auch 
bestrebt , durch Einschleusen von Spitzeln 
und Provokateuren die Studenten zu illega­
len Aktionen zu bewegen. Englischsprachige 
Zeitungen in SUdafrika haben darauf hinge­
wiesen, daß die gleichen Provokateure, die 
die Studenten zu illegalen Aktionen anzu­
treiben suchten, anschließend die Studenten 
in den Polizeiquartieren in Empfans nahmen 
und die Haftbefehle ausste11ten . 19 ) 

Dieses polizeiliche Vorgehen wurde von 
Pr, lIierminister Vorster ausdrücklich gut 
geheißen. Er erklärte, daß er persönlich 
von der Polizei enttäuscht gewesen wäre, 
wenn sie anders gehandelt hätte,20) DarUber 
hinaus entfechte er - unterstützt von Kabi­
nettsmitgliedern sowie von den reaktionären 
afrikaanssprachigen Massenmedien und kul­
turellen Organisationen - eine Progromstim­
mung gegen Opponentan des Apartheidregi­
mes . 21 ) Er versuchte, die studentischen De­

monstrationen auf den Einfluß ausländischer 
Studenten zurUckzufUhren und diffamierte 
die Opponenten des Rassistenregimes auf 
Ubelste Weise : Er tuhrte aus , seine Regie­
rung werde es "nicht zulassen , den ganzen 
Volkskörper durch ein paar Schmeißfliegen 
verderben zu lassenn •22 ) Diese faschisti­
schen Äußerungen wie die antikommunistische 
Hetze des Polizeimdnisters23 ) förderten 

eine politische Atmosphäre, in der die "ge­
sunden Glieder des Volks körpers" zu Formen 
der LynChjustiZ griffen : In der Folgezeit 
wurden von Rassisten Häuser von Kritikern 
des Regimes in Brand gesetzt, OpPl..lenten 

mit MOrddrohungen terrorisiert und auf sie 
sogar Mordanschläge verUbt . 24 ) 

Die polizeiataatliche Zerschlagung der 
sUdafrikanischen Studentendemonstrationen 
im Mai und Juni dieses Jahres wei sen nach­
drUcklich auf die beschränkten Erfolgsaus­
sichten isolierter studentischer Aktivitä­
ten hin, sofern sie nicht politisch und or­
ganisatorisch mit den Aktivitäten und In­

teressen der unterdrUckten nichtweißen Mas­
sen in Stadt und Land verbunden s ind. Die 
Tatsache, daß die Notwendigkeit eines en­
gen Bündnisses zwischen progressiver Intel­
ligenz und den nichtweißen Werktätigen und 
ihren Organisationen, um das Ziel einer de­
mokratischen Umgestaltung der Gesellschaft 
zu erreichen, von den nichtweißen und teil­
weise den englischsprachigen Studenten er­
kannt wurde , 25 ) hebt die beschriebenen Stu­
dentendemonstrationen aus dem politischen 
Alltagsgeschehen Südafrikas heraus. Sie 
stellt sie an die Seite des Widerstandes 
der Afrikaner gegen die Minderheitenregime 
des sUdlichen Afrika, wie er z . B. im Streik 
der Qvambos in Namibia und dem "Nein" de s 
Volkes von Zimbabwe zu dem britisch- rhode ­
s ischen Ubereinkommen vom 24 . 11.1971 auf­

brach. 

Anmerkungen 

I) National Strike by Students , in: Sechaba , 
London, Vol . 6,No . Sj1972 , S. 2 ff.; 
hier: S. 2 

2) Anti-Apartheid News , London , Juni 1972, 
s . a 

3} Dieser Teil der Rede i st aus RedeauszU­
gen von mir rekonstruiert worden . Vgl . 
National Strike by Students , a . a.O . , S. 
3 , Anti-Apartheid News , London, Juli­
August 1972 , S. 6 f 

4) Ebenda 
5 ) National Strike by Students , a . a . O. , S. 

4; ebenso Anti- Apartheid News, London, 
Juni 1972, S.S wie JUli- August 1972 , 
s . 6 

6) Die GrUndung einer besonderen Studenten­
organisation fUr nichtweiße Studenten 
neben der liberalen National Union of 
South African Students (NUSAS) der eng­
lischsprachigen Studenten und dem re ak­
tionären Afrikaanse Studentenbond (A. S. 
B.) der afrikaanssprachigen Studenten 
wurde aus zwei Gr Unden notwendig: Zum 
einen sind in SUdafrika "ethnisch ge­
mischte" Organisationen verboten; zum 
anderen hätte nach Meinung nichtweißer 
Studenten bei Umgehung dieses Verbots 
eine gemeinsame Organisation von nicht­
weißen und liberalen englischsprachigen 
Studenten den Nachteil , daß s i ch in ihr 
die spezifischen Interessen der nicht­
weißen Studenten nicht im notwendigen 
Maß entfalten könnten . Denn - wie es ein 
frOherer Vorsitzender der SASO ausdrUck_ 
te - die "völlige Ident1-fizierung mit 
einer unterdrUckten Cruppe ist in einem 
System unmöglich, das zwangsweise er­
wirkt , daß die eine Cruppe sich aller 
Privilegien erfreut und von der Placke -



re! der anderen l ebtn, Vgl. A Survey of 
Race Relation 1971 , 8 . a,O . , 5 . 42 f 

7) Anfang 1972 umfaßte die SASO etwa 4 000 
Mitglieder. Ihrem Selbstverständnis nach 
begrei ft sich die SASO als Teil der un­
terdrUckten nlchtweißen Massen, an de­
ren Befreiung sie mitwirken will . In der 
Vereinigung der NlchtweiBen in studenti­
schen und politischen Organisationen 
s ieht die SASO einen wesentlichen Schritt 
in diesem Kampf . Die organisatorische 
Beschränkung auf Nichtwelße will die 
SASO nicht als die Kehrseite des we i ßen 
Rassismus verstanden wissen, sondern als 
eine ihrer Einschätzung nach notwendige 
Voraussetzung , um auf der Grundlage der 
BedUrfnisse der unterdrUckten nichtwei­
Ben Massen die Strategie zu deren Be­
freiung entwickeln zu kBnnen und um -
organisatorisch gefestigt - ihrem Kampf 
größere Aussicht auf Erfolg zu eröffnen . 
Kooperationswillige Weiße werden aufge­
fordert , in ihrer ethnischen Gruppe 
gUnstige Voraussetzungen fUr diesen 
Kampf zu schaffen. Die in Ansätzen vor­
handenen gemeinsamen Vorstellungen der 
Nichtweißen Uber ihre sozialen , politi­
schen und kulturellen Interessen, die 
Ziele und die anzuwendenden Mittel im 
Befreiungskampf faßt die SASO unter dem 
Begriff des "black consciousness n zusam­
men. Damit die nichtweißen Studenten 
effektiv am Kampf um eine von rassisti­
scher UnterdrUckung freien Gesellschaft 
mitwirken können , fordert die SASO ihre 
Mitglieder auf , sich mit den besonderen 
Lebensbedingungen der Nichtweißen in al­
len gesellschaftlichen Bereichen, insbe­
sondere mit denen der Arbeiter, vertraut 
zu machen . Man kann sagen , daß die poli­
tischen Vorstellungen der SASO, trotz 
aller fortschrittlichen Ansätze noch ge­
prägt sind von der spezifischen Situa­
tion einer schwarzen - relativ - privi­
legierten Intelligenz, die ers t beginnt, 
ihren Standort innerhalb des anti1mperia­
lis ti achen Kampfes ausfindig zu machen. 

S) Vgl . Anti-Apartheid News , Juli- August 
1972, S . 6 

9) Vgl. Anti- Apartheid News, a.a.O., s.6f.; 
dies. , Juni 1972 5.8 ; ferner The Star, 
Johsnnesburg. 3. 6 . 72 (S . 1f.,8) und 10. 
6 . 72(S.1f.). Die Wiederzulaasung des 
Studentensprechers der University of the 
North, Tiro, zum Studium wollte der 
Rektor in zwei bis drei Jahren gestat­
ten, wenn Tiro sich ngebessert" habe . 

10)Vgl. The Star, Johannesburg, 3 . 6.1972. 
S. 1f. 

11)E. H.Brookes , a . a.O . , S.68ff . - Dabei 
darf allerdings nicht Ubersehen werden, 
daß diese Opposition nicht in der Lage 
war, die gesellschaftlichen Ursachen der 
Rassendiskriminierung in ihre Kritik 
einzubeziehen. 

12)Vgl. International Defence and Aid Fwld 
[Hg . ) . Information Service : I.Political 
&Social, S.105f. , 215ff ., 277t., 324f. ­
Vgl. Student Movements in South Africa , 
B.a . O., S.8ff . 

13)Vgl. The Guardian (Weekly). London!Man­
chester, 17 . 6.1972, S. 5 

14)The Star, Johannesburg, 3 . 6 . 1972, S.1 
15)Daily News , Tansania, 7 .6. 1972 ; zit . 

nach: Africa Research Bulletin, 1. - }O. 
Juni 1972 , S. 2511 , SC . 

16)Strategisch gesehen, zielt jedes poli­
zeistaatliche Vorgehen gegen demokrati­
sche Oppositionsbewegungen auch auf eine 
Schwächung jener kepitalistischen Kräf­
te , deren ökonomische Expansion durch 
die rassistischen Arbeitsregulierungen 
fUr Nichtweiße behindert wird, die auf 

der Grundlage der Beibehaltung kapitali­
sti scher Herrschaftsverhältnisse eine 
beschränkte politische und soziale Inte ­
gration der ethnischen Gruppierungen be­
fUrworten und damit zu dem von den bu­
rischen Nationalisten beanspruchten 
Herrschaftsmonopol in Opposition stehen. 
~gl . dazu Virgilio Delemos, Chez les 
etudiants noirs sud- africains: "conscien­
ce et pouvoir noir"; in: Le Monde Diplo­
matique, Oktober 1972 , 5 . 11 

17)Vgl . The Star , Johannesburg, 3.6.1972 
(S . 1f.) und 10. 6.1972 (S . 1f. , 12) 

18)The Star , 10.6 . 1972 (5.2) und 17 . 6.1972 
(5.12) 

19)Vgl. The Guardian (Weekly) , London/Man­
Chester , 17.6.1972 , 5 . 5 .- Zur Praxis der 
Geheimpolizei an den Universitäten vgl. 
auch The Star, Johannesburg, 24 . 6 . 1972 
(5.5) und 29 . 7.72 (5.3) . In einer Po­
diumsdiskussion an der Universität Stel­
lenbosch hat der oberste Geheimdienst­
chef SUdafrikas , van den Bergh , die Not­
wsndigkeit einer alle gesellschaftlichen 
Bereiche durchdringenden Geheimpoliz~i 
mit dem Argument begrUndet , daß sich 
mit normalen rechtsstaet lichen Mitteln 
keine Revolution in SUdafrika verhindern 
lasse (The Star, 29 . 7.1972, 5 . 3) . 

20)The Star, Johannesburg, 10 .6 . 1972 , 5.4 
21)Vgl. z.B . die Stellungnahme der Rektoren 

der afrikaanssprachigen Universitäten, 
die sich uneingeschränkt hinter die Po­
litik des Regimes gegen die Studenten 
stellten (The Star, 24 . 6.1972, 5.5); 
ebenso die Verlautbarung der regime ­
treuen Nederduitse Geretormeerde Kerk 
(NGK) (The Star, 24.6 . 1972, 5 . 5 und 1.7. 
1972 , 5.9). 

22)Vgl . Internationales Afrikaforum, MUn­
chenL 8 .Jg ., Nr . 7/8, Juli/August 1972, 
5 . 42 ff 

23 )a . a . 0., 5 . 425 
24)Vgl. The Star, 10.6.1972 (S.1).17.6. 

1972 (5.4), 15 . 7 . 1972 (5.15), 26 . 8 . 1972 
(5 .8). 14 . 10. 1972 (5 . 16). 

25)Daß bei Repräsentanten der NUSAS (vgl. 
Anm . 6) diese BUndnisbereitschaft vor­
handen i st , geht aus einer Rede des 
NUSAS-Vorsitzenden, Paul Pretorius, her­
vor , in der er forderte, "daß die Stu­
denten s ich mit dem schwarzen Lager fe­
gen das weiße Lager verbUnden mUssen . 
Vgl. Afrika heute, Bonn , Heft 13/14, 
Juli 1972, 5.255 f!. ; hier : 5.257 . 

KONGRESS 
FREIHEIT FÜR 

ANGOLA, 
GUINEA-BISSAO 
&MOZAMBIGUE 

Dortmund 13./14. Januar 
Reinoldi-Gaststätten 
Reinoldi Straße 5 
Beginn 10.30 h 
Es sprechen u.a. Vertreter der drei Befrei 
ungsbewegungen . 

ab 27 . 12.: 
46 Dortmund 

(Tel. 0231/464983) 

Ruhr allee 62 (Tel . 0231/125093) 
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RHODESIEN 
Joahua Nkomo 1st Präsident der ver bote­

nen rhodeslschen Befrei ungsbewegung ZAPU 
(Afrikanische Volksunlon von 21mbabwe) . In 
diesem Memorandum sn die Paaree- Kommission 
begründet er, warum die Vereinbarungen 
zwischen der briti schen Regierung und der 
Minderheitsregierung der r assistischen Rho­
deslschen Front vom November 1971 mit dem 
Interesse der afrikani schen Bevölkerung 
Rhodesiens unvereinbar sind . 

Auch nach der Dar stellung der westdeut­
schen Presse zielten di e Vereinbarungen 
darauf ab, die Regierungsgewalt in Rhode­
sien "fUr mehr als 25 Jahre weiter in wei­
ßer Hand" zu zementieren. (Vgl . Al B Nr 1/ 
1972) 

.J. Nkomo: 

Memorandum an 
die Pearce-Kom-

• • mission 

SUd-Rhodeslen hat eine Bevölkerung von 
ca. 5.75 Mlü Menschen . Davon s ind 5 1/2 
Hl0 schwarze Einwohner . Der Rest der Bevöl­
kerung setzt s ich zusammen aus Menschen 
europäischer und asiatischer Abstammung 
sowie aus Farbigen . Alle Afrikane r und Tei­
l ~ der anderen Bevölkerungsgruppen sind 
von Geburt her BUrger diese s Landes , die 
Ubrigen durch amtliche Meldung. 

Wir halten die Forderung aufrecht , daß 
alle EntSCheidungen, die die Gegenwart und 
Zukunft dieses Landes betreffen, von allen 
BUrgern ohne Ansehen ihrer Hautfarbe , Welt­
anschauung und ihrer sozialen Stellung ge­
troffen werden mUssen . Wir können jedoch 
beobachten, daß seit der Okkupation dieses 
Landes durch die Europäer Mitte der 90er 
Jahre des vorigen Jahrhunderts sich die ge ­
samte politiSche, wirtschaftliche , finan­
zielle, behördliche und militärische Kon­
trolle ausschließlich in Händen des euro­
päischen Teils unserer Bevölkerung befindet, 
so daß die Richtung , die die Angelegenhei­
ten unseres Landes nehmen, seit damals bis 
heute von diesem Bevölkerungsteil be­
stimmt wird . 

Dieser Zustand wurde und wird durch eine 
geschickt verklausul ierte Gesetzgebung und 
verschiedene Rechtsmittel aufrechterhalten 
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dieses Landes erfolgreich daran gehindert, 
uneingeschränkt am politischen Leben ihres 
Landes teilzunehmen. Der Verschleierungs­
charakter diese r Gesetzgebung, die immer 
diskriminierender und erdrUckender wurde , 
nahm zu, nachdem (uns) 1923 eine eigenver­
antwortliche Regierung zugestanden wurde. 
Das Wahlgesetz wurde jedesmal geändert , so­
bald man merkte, daß eine nennenswerte An­
zahl von Afrikanern die Bedingungen fUr das 
Wahlrecht (BeSitz , Einkommen und einige 
Kenntnisse der englischen Sprache) erfUllen 
wUrden . Das Landverteilungsgesetz und wei­
tere damit zusammenhängende Gesetze wurden 
dazu benutzt , der Weiterentwicklung der Af­
rikaner Hindernisse in den Weg zu legen. 

Als die afrikanische BeVölkerung merkte, 
daß ihre weißen MitbUrger nicht di e Ab­

sicht hatten , im Rahmen der bestehenden 
Verfassung ein faire s Spiel mit ihnen zu 
spielen , forderte sie Großbritannien auf , 
neue Vereinbarungen zu treffen , di e die po­
litische Macht in die Hände aller BUrger 
legen sollten (ein Mann , eine Stimme), und 
dann dem Land die Unabhängigkeit zu gewäh­
ren. Während dieses Verfassungsstreites 
zwischen der BeVölkerung dieses Landes und 
der britischen Regierung wurde allerdings 
von der Minderheitsregierung der Rhodesi­
sehen Front illegal die Unabhängigkeit er­
klärt . Dies wurde von der afrikanischen Be­
völkerung dieses Landes nicht nur als ein 
rebellischer Akt gegen die Königin verstan­
den , sondern vielmehr als ein Affront gegen 
sie selbst . Ihr war klar, daß die UDI~dar­
auf abzielte, ihre legitimen politischen 
Bestrebungen permanent zu vereiteln. 

Es muß auch in Erinnerung gerufen werden, 
daß die Regierung der Rhodes ischen Front 
zur Vorbereitung ihres verräterischen Akts 
alle ihre Gegner verhaftete, ohne Prozeß 
festhielt und darUber hinaus durch den da­
maligen Gouverneur auf fa l sche Angaben hin 
den Notstand ausrufen ließ . 

Die britische Regierung unter Harold 

Wi1son erklärte der Öffentlichkeit, die Re­
gierung der Rhodesischen Front habe gegen 
die Königin rebelliert , und dieser Rebel­
lion mUsse ein Ende gemacht werden; dies 
wurde von den Konservativen im Unterhaus 
unterstUtzt . Die Bevölkerung unseres Lan­
des tat ihrerseits alles in ihrer Macht 
stehende, um der Rebellion zu begegnen. 
Wieder andere verließen das Land , um vom 
Ausland aus Widerstand zu leisten . Darauf­
hin wurden viele verhaftet und zum Tode 
verurteilt , andere zu langen Kerkerstrafen. 



Viele befinden sich heute noch in den To­
deszellen, andere sitzen ihre langen Ge ­
fängnisstrafen ab; wieder ende re befinden 
sich immer noch im Exil . 

Alle diese Menschen sollen nun entspre­
chend diesen Ve r einbarungen der Gnade derer 
ausgeliefert werden, die einen illegalen 
Akt begangen und sich gegen die Königin 
aufgelehnt haben . Die afrikanische Bevöl­
kerung wird heute so behandelt , als habe sie 
die Rebellion zu verantworten und nicht die 
Rhodesische Front . Die Art, wie die Ver­
handlungen Uber diese Vereinbarungen ge­
fUhrt wurden, nämlich unter Ausschluß der 
afrikanischen Bevölkerung , gibt dieser das 
Gefühl , von der britischen Regierung Uber­
gangen zu werden. Man muß deshal b die Ein­
stellung dieses Volkes entschuldigen, das 
nun der Meinung ist, Partei ergreifen zu 
mUssen . 

Man muß diese Vereinbarungen vor dem 
oben geschilderten Hintergrund _ der der 
Bevölkerung stets gegenwärtig ist - sehen . 
Die ~rage i st folgende : ' Stellen diese 
Vereinbarungen einen Ver such dar, elle oder 
wenigstens einige der vorhergenannten 
Grundprobleme dieses Landes zu lösen? ' Un­
sere Antwort darauf ist ein entschiedenes 
NEIN ! Diese Vereinbarungen sind eine 
oberflächliche Modifizierung der illegalen 
Verfessung der Republik von 1969, deren 
Hauptzweck es 1st, die unterdrUckenden und 
diskriminierenden Praktiken in diesem Land 
permanent zu festigen , aufrecht zuerhalten 
und zu verstärken . Soll die afrikanische 
Bevölkerung dieses Landes eine Verfassung 
akzeptieren, deren Zweck es ist , die Hälf­
te des Landes (44.948 . 300 acres) tur 
249 . 000 Menschen europäischer Abstemmung 
(inklusive Asiaten und Farbige) zu verein­
nahmen , während 5 ,5 Ml0 Menschen, von de ­
nen angenommen wird, daß ihre Zahl sich in 
20 Jahren verdoppelt haben wird sich die 
andere Hälfte teilen sollen? Soll sie da­
mit einverstanden sein , daß die Städte ih­
res Landes, die sie zusammen mit anderen 
Teilen der Bevölkerung aufgebaut hat, auf 
Dauer europäisches Gebiet werden? NF.IN ! 

Das können wir nicht akzeptieren . 

Wir sind der unerschütterlichen Uberzeu­
gung , daß eine Auf teilung des Landes nach 
rassischen Gesichtspunkten, die in der Ver­
fassung unse res Landes laut diesen Verein­
barungen zementiert werden soll, gleich­
zeitig eine Zementierung von Mißtrauen und 
Konflikten bedeutet. Wie können wir hoffen, 
auf einem gespaltenen Fundament eine ge -

einigte Nation und ein gee i nigtes Volk zu 
~chaffen? 

Wi e bereite oben erwähnt , intervenierte 
die UDI , während des Verfassungs streites 
zwischen der afrikanischen Bevölkerung 
einerseits und der britischen und der rho­
des ischen Regierung andererseits . Diese 
Vere inbarungen stell en keinen Ver such dar , 
diese grundlegende Verfassungsfrage zu 16-
sen . Sie verschlimmern höchstens noch die 
Situation . So wie wir es sehen , besteht 
das Ziel dieser Vorschläge darin , den zwi­
schen der Rhodesischen Rebellenreg ierung 
und der bri tischen Regierung entstandenen 
Str eit zu beenden , während das Problem der 
Verfassung , das die Mehrzahl der Bevölke­
rung angeht , von einer Lösung noch weiter 
entfernt bleibt , al s es vor der illegalen 
Unabhängigkeitserkl ärung der ~all war . Die 
Vereinbarungen sind ein Versuch der bri ti­
schen Regierung , die UDI anzuerkennen und 
das afrikanische Volk , gegen deren Inter­
essen die UDI gerichtet ist, dazu zu brin­
gen, diese Anerkennung zu bestätigen . Dem 
können wir nicht zustimmen , Lord Pearee . 
Unsere Antwort ist ein entschiedenes NEIN 
Wir weisen diese Vor schläge aufs schärfste 
zurück. 

Sir Alec Douglas- Home soll gesagt haben , 
falls die Antwort 'Nein' sei, werde es kei­
ne weiteren Verhandlungen geben. Das 
scheint uns eine fats listische Haltung zu 
sein . Die afrikanische BeVölkerung sagt 
nicht nein zu einer echten Lösung des wirk­
lichen Problems ihres Landes; s ie sagt ne in 
zu VorSChlägen, die, falls sie akzeptiert 
werden, ihr Land notwendigerweise zu einem 
ständigen Krisenherd machen werden. Die af­
rikanische Bevölkerung möchte ein Uberein­
kommen, das zur Versöhnung unserer Völker 
fUhren könnte , und kein solches , das - wie 
diese Vorschläge - nur die britische Regie­
rung und das Smith Regime versöhnt. Wir er­

warten von Großbritannien , daß es unseren 
Standpunkt respektiert und eine Verfas­
sungs-Konferenz einberuft, um die Zukunft 
unseres Landes zu diskutieren. Großbritan­
~ien muß, gleich wieviel Zeit es in An­
spruch nimmt , zusammen mit den weißen und 
schwarzen BUrgern die richtige Lösung zum 
Nutzen unseres Landes finden. 

Wir glauben , daß die ernsten Unzuläng­
lichkeiten dieser Vereinbarungen nicht völ­
lig ermessen werden können , wenn nicht der 
Dschungel einer unterdrückenden und diskri­
minierenden Gesetzgebung untersucht wird, 
die von diesen Vereinbarungen geschlitzt und 
zementiert werden soll . Es muß weiter be - 23 



achtet werden, daß die Regierung der Rhode­
sischen Front in den 6 1/2 Jahren der ille­
galen Unabhängigkeit , besonders vor der 
Ubereinkunft vom 24 .November 1971 , viele 
neue Gesetze hinzugefUgt und eine große An­
zahl von bestehenden Gesetzen entschi eden 
verschärft hat . Diese Gesetzgebung macht 
die minimalen , in der i llegslen Verf assung 
von 1969 angedeuteten Verbesserungen wert­
los . 

Der unbehinderte Fortschritt zur Gleich­
berechtigung und zu einer Mehrheitsr egie ­
rung der Afrikaner, von der so of t ge r edet 
wird, wird durch diese Gesetzgebung so be­
hindert, daß niemand sagen kann, wann die­
s es Ziel jemal s erreicht sein wird. 

In den Vere inbarungen wird dar auf hinge­
wiesen, daß die Afrikaner diesem Ziei näher 
komme~könnten, indem s ie sich in das af­
rikanische Melderegister eintragen . Viele 
Afrikaner könnten das tun , sofern s i e die 
Wahlbedingungen, wie sie im Anhang I der 
Vere i nbarungen enthalten s ind , erfüllen . 
(Anhang A dieses Dokuments ). 

Dies i st entweder möglich, wenn sie Im­
mobilien von beatimmtem Wert erwe r ben , ode r 
Uber ein bestimmtes Jahreseinkommen verfU­
gen , oder aber wenn s ie eine vier jährige 
Erziehung an einer Realschule von vorge­
schriebener Art in Verbindung mit einem ge­
ringeren Immobilienbesitz und niedrigerem 
Jahreseinkommen nachweis en können. 

Wir wollen nun jede dieser Anforderungen 
sowi e die - unter der gegenWärtigen Gesetz­
gebung und Verwaltung existierenden - Aus­
s i chten von Afrikanern, die Bedingungen !Ur 
die Eintragung in das afrikanische Meldere­
gister zu erfUllen , untersuchen . 

1. BESITZ EI NER FARM ODER LANDBESITZ : 

Au! jeden Afrikaner entfallen etwa 9 
acres (Anm. d . U.: 1 acre ~ 4047 qm) Land . 
Etwa 95~ dieses Landes ist Gemeindeland und 
kann somit nicht als Oualifizierung dienen. 
Sel bst wenn dieses Land in Privatbesitz 
Uberginge , wUrde sein Wert nicht den Anfor­
derungen genUgen . Die restlichen 5% afrika­
nischen Landes setzen sich zusammen aus ver­
käuflichem Gelände , Parks, Wildparks und 
Land !Ur besondere Zwecke . Davon beträgt 
das Land, das zum privaten Erwerb freisteht , 
also das verkäufliche Gelände etwa 3 , 5 Mio 
acres i m Gegensatz zu 38 . 671 . 232 acres, die 
den Europäern zur VerfUgung stehen . Wenn 
man dieses Land in StUcke von 300 acres 
teilen wUrde (viele afrikanische GrundstUk_ 

~ca ke haben diese Größe) , wUrden lediglich 

12 . 000 Menschen Land besi t zen. Der Wert die­
ser kleinen Farmen liegt betr ächtlich unter 
dem für die Wahlberechtigung erforder lichen 
Betrag, es s ei denn , s ie sind hervorragend 
ausgebaut. Jenen Afrikanern, die solche 
kleinen Farmen besitzen , wer es f ast unmög­
lich, Mittel zum Ausbau aufzubringen . Die 
Agrarfinanzierungsgesellschaft i st so ange ­
legt , daß solche kleinen afrikani schen Far­
mer kaum, wenn Uberhaupt die Chance haben , 
finanzielle UnterstUtzung zu erhalten . 

2 . HAUS- UND GEBÄUDEBESITZ : 

Haus- und Gebäudebes itz nennenswerter 
Art i st verständlicherwe i se nur in den 
Städten möglich. Wi e aus Anhang C zu erse­
hen , befinden sich alle Städte dieses Lan­
des, entsprechend dem Landbes itz-Gesetz auf 
europäi schem Gebiet; dies wird durch die 
Verfassung untermauert. Aus diesem Grund 
hängt der Haus- und Gebäudebesitz eines Af­
rikaners in diesen Gebieten davon ab , was 
die von Europäern kontrollierten Gemeinde ­
verwaltungen unter der strengen Aufsicht 
der Regierung zulassen . 

Es ist eine al lgemeine Tatsache, daß 
Handel und Industrie in jedem Land Sich in 
den s tädtischen Zentren entwickeln; da die ­
se Gebiete [hier] im Besitz von Europäern 
sind , können Afrikaner nur solche kommer­
ziellen oder industriellen Unternehmungen 
unterhalten , die von den jeweiligen euro­
päischen Gemeindeverwaltungen genehmigt 
werden; wegen der besonderen Voraussetzun­
gen fUr Landbesitz in die sen afrikanischen 
Städten, die Europäern gehören , hat es 
s i ch fUr Geld- und Kreditinstitute als fast 
unmöglich erwiesen , Kredi te an afrikanische 
Geschäftsleute zu geben , ebenso wie es fUr 
Baugesellschaften unmöglich i st , Darlehen 
!Ur Wohnungsbau- oder Geschäftszwecke zu 
erteilen . 

Unter diesen Umständen s ehen wir keine 
MBglichkeit , wie Afrikaner durch den Besitz 
von Immobilien allsr Art ihre Zahl im afri­
kanischen Melderegister erhöhen können . 

3 . BILDUNG : 

Der Bildungsnachweis , der entweder in 
Zusammenhang mit Einkommen oder Hausbesitz 
verlangt wird , sind "4 Jahre Besuch einer 
Realschule vorgeschriebener Art". Erstens , 
i st die Erziehung fUr Europäer kostenlos 
und obligatorisch , fUr Afrikaner jedoch 
nicht. Nur etwa 12 , 5~ der afrikanischen 
Kinder , die die Grundschule abschließen, 
besuchen anschl ießend vier Jahre lang eine 
Realschule, ganz abgesehen von der MBglich-



keit, finanzielle Unterstützung für weiter­
tuhrende Schulbildung zu erhalten. Auf die ­
se Weise wird Jahr für Jahr die Anzahl der 
Afrikaner mit vierjähriger höherer Bi ldung 
gegenüber der Anzahl der Europäer in Gren­
zen gehalten. Siehe Anhang D. 

Des weiteren wird die Bildung der Afri­
kaner durch eine Vielzahl restriktiver Re ­
gelungen und Abstufungen, die nicht fUr die 
Erziehung der Europäer gelten , schwer be­
einträchtigt . Unterschiedliche Examina, 
Zertifikate und eine andere Nomenklatur bei 
der afrikanischen und der europäischen 
Schulbildung stellen sich dem schwarzen 
Schulabgänger auf die verschiedensten Wei­
sen in den Weg . Die Tatsache , daß es zwei 
Kultusministerien in diesem Land gibt, dien­
te und dient dazu , den Wert der Ausbildung 
der Afrikaner hinsichtlich ihrer Eignung 
fUr eine berufliche - und daher auch !Ur 

eine politische - Laufbahn zu vermindern . 
Unter dem gegenwärtigen Bildungssystem ha­
ben Afrikaner keine Chance, eine anerkannte 
technische oder kommerzielle Laufbahn ein­
zuschlagen. Die sogenannten "Junior Secon­
dary Schools" , wie sie vom Kultusmini ste­
rium für Afriksner vorgeschlagen wurden, 
sind ein schwacher Ersatz; und wenn Groß­
britannien , wie in den Vereinbarungen ver­
sprochen , Geld für ErZ1ehungszwecke geben 
sollte, so wUrde es zum größten Teil zur 
Finanzierung dieses Ausbildungstyps dienen 
(weil er als sicheres Mittel gegen die Er­
höhung der Wahlbeteiligung angesehen wird). 

4 . EINKOMMEN 

Die Differenz zwischen dem durchschnitt­
lichen Jahreseinkommen von Afrikanern und 
Europäern, wie sie im Anhang E fUr das Jahr 
1970 dargestellt wird , zeigt deutlich , daß 
die Zahl der Afrikaner , die das fUr die 
Eintragung in das afrikanische Melderegi­
ster erforderliche Einkommen haben , sehr ge­
ring sein muß . Es kenn aus verschiedenen 
Gründen nicht erwartet werden, daß das 
Lohnaufkommen der Afrikaner langfristig ge ­
sehen nennenswert ansteigen wird. Dazu ge­
hören : traditionelle rhodesische vorurteile 
und Diskriminierung, Arbeitsvermittlung un­
ter der Hand, unterschiedliche schulische 
Qualifikationen, die sich dem afrikanischen 
Schulabgänßer in den Weg stellen , die Wei­
gerung europäischer Facharbeiter, afrikani­
sche Lehrlinge zu unterrichten, und die 
nach rassistischen Kriterien differenzierte 
Lohnskala, wonach gleiche Arbeit ungleich 
entlohnt wird. Beispiele für diese diskri­
minierende Praxis lassen sich in allen Ar­
beitsbereichen , auf privatem wie auch auf 

öffentlichem Sektor , im ganzen Land fin­

den . 

Im Schuldienst sind die Arbeitsbedingun­
gen, die Bezahlung , die Regelung des Ur ­
laubs , der Anspruch auf Pension etc. fUr 
afrikanische Lehrkräfte wesentlich schlech­
ter als die ihrer europäischen Kollegen 

mit ähnlichen Qualifikationen. In der Armee , 
bei der Polizei und in den Gefängnissen , 
gibt es zwei , nach Rassen getrennte lauf­
bahnen , wobei die Afrikaner die untere 
Laufbahn mit schlechteren ArbeitsbedingUn­
gen und Aufstiegsmöglichkeiten nur bis zum 
Unteroffizier innehaben . 

Im öffentlichen Dienst hat die rassi­
sti sch eingestellte und zusammengesetzte 
Zivilverwaltungsbehörde die Einstellung in 
allen Bereichen des öffentlichen Dienstes 
zu einem Privileg !Ur Menschen mit europä­
ischer Abstammung gemacht; nur in ein oder 
zwei Berufszweigen sind einige weni ge Afri­
kaner eingestellt . Dieser Ausschluß von Af­
rikanern aus dem öffentlichen Dienst er­
streckt sich auch auf das Gerichtswesen . 

Unter diesen Umständen gibt es !Ur Afri­
kaner keine Möglichkeit , ihre Zahl im afri­
kanischen Melderegister in dem Maße zu er­
höhen, daß in einem Zeitraum von weniger 
als 100 Jahren eine politische Veränderung 
oder die Gleichberechtigung erreichbar wä­

r •. 

Es mag sein , daß nach der DurchfUhrung 
der einganga zitierten Vereinbarungen durch 
die Zahl der Eintragungen im afrikanischen 
Melderegister zwei zusätzliche Abgeordne­
tensitze gewonnen werden können; aber da­
nach wird die Anzahl der Eintragungen im 
europäischen Melderegister schneller an­
wachsen als die 1m afrikanischen , und zwar 
aufgrund der größeren Zahl europäischer 
Schulabgänger , die wegen ihrer Hautfarbe 
das geforderte Einkommen verdienen werden . 
Dazu kommt noch, daß europäische Einwande­
rer nach nur 2 Jahren Aufenthalt wahlbe­
rechtigt sind . Man schätzt die Zahl der 
Einwanderer nach zwei Jahren auf 30.000, 
wobei dsnach diese Zahl auf etwa 25.000 -
35 . 000 pro Jahr steigen wird. Die Chancen 
der Afrikaner , ihre Anzahl im afrikani schen 
Melderegister proportional zu steigern , 
sind wi rklich sehr gering. 

[ .•• 1 
GRUNDRECHTSERKLÄRUNG : 

Es war viel die Rede vom Schutz der 
Rechte des einzelnen durch die Grundrechts­
erklärung , wie sie in den Vereinbarungen 
enthalten 1st. Aber bei eingehender Betrach- ~!5 



tung mußten wir entdecken , daß s ie durch 
die Art und das Ausmaß der Ausnahmen fUr 
den BUrger recht wertlos ist. 

Es ist ganz offens1chtlich , daß diese VO~ 
kehrungen dsrauf abz i elen, die ganze unter­
drUckende und diskriminierende Gesetzgebung 
zu schUt zen , von der einiges im Anhang F 
aufgefUhrt 1st. 

Wir geben zu bedenken , daß bei den Machtmi t ­
teln , die z . B. das Ordnungsrecht , das Gesetz 
Uber illegale Or ganisationen etc. enthal­
ten, eine skrupellose Regierungspartei, die 

an einer Übermacht der Weißen interessiert 
i st , die Ar beit einer wirklich repräsenta­
tiven afrikanischen Partei mit den verschie ­
densten Mitteln unmöglich machen kann , wäh­
rend die Gerichte nicht die Macht hätten, 
einzuschreiten. 

Es i st einer sol chen Regierungspartei 
nicht unmöglich, ihre afrikani schen Gegner 
fUr eini ge Jahre oder Tage bzw. Wochen vor 
e iner Wahl festzuhalten oder zu verhaften , 
um so bei den Bestimmungen des Wahlgesetzes 
ihre Wahl ins Parlament bzw. in afrikani­

sche Gremien angesichts der Bestimmungen 
des afrikani schen Gremiengesetzes zu ver­
hindern ; auch hier könnten die Gerichte 
nicht eingreifen. 

Man sollte annehmen , die Grundrechtser­
klärung sei geschaffen worden, um wirksam 
die Wahl von Personen ins Parlament , in af­
r ikanische Gremien und in den Häuptlings­
rat zu schUtzen . Die beiden letzteren sind 
Wahl-Kollegien; dennoch ist ihre Wahl unter 
den entsprechenden Gesetzen einem Mißbrauch 
durch die Regierungspartei so erschreckend 
offen ausgesetzt , und die Gerichte sind un­
fähig , etwas dagegen zu tun . 

Schließlich, aber keineswegs zuletzt kann 
nach diesen Vereinbarungen das Parlament 
alle neun Monate die Erklärung des Not­
stands erneuern . Während dieser Zeit wUrde 
die Grundrechtssrk1ärung in gewisse r Weise 
auBerkraftgesetzt. Wie uns die Erfahrun­
gen der letzten sieben Jahre zeigen , kann 
eine Regierung, die darauf aus ist , eine 

normale politische Betätigung der Afrikaner 
zu verhindern , in dem Gebiet des Landes , 
wo ihre Gegner wohnen, den Notstand ausru­

fen, und sie dann auf unbestimmte Zeit in 
Haft setzen . Oie Regierung der Rhodesischen 
Front verfuhr so 1964/65, als in Highfields 

26 African Township, Gonakudzingwa und im Nkai 

Distrikt der Notstand ausgerufen wurde, be ­
vor am 25 . November 1965 Ube r das ganze 
Land der Notstand verhängt wurde . 

Wir möchten schließlich der Kommissi on 
deutlich machen , daß wir diese Vereinba­
rungen ohne Einschränkung zurUckweisen , 
weil s ie n1cht den weltweit anerkannten Be ­

dingungen für eine Unabhängi gke i t und für 
die Selbstbestimmung unseres ganzen Volkes 
genUgen; sie sind rassistisch und diskri­
minierend , und wir glauben , daß sie , wenn 
s ie in Kraft gesetzt werden , fe indliche 
Gefühle zwischen we i ßen und schwarzen BUr­
gern dieses Landes hervorrufen und Blut­
vergießen und unerhörtes Le i d mit sich brin­
gen wUrden. D8S darf nicht geschehen . Wir 
bitten Sie dahe r, Lord Pearce , auf die bri­
tische Regierung Druck auszuUben , damit 
s i e von diesen Vere inbarungen Abstand 
nimmt und eine Verfassungskonferenz mit 
FUhrern aller Teile unserer Bevölkerung 
einberuft. Wir wissen , daß schwerwiegende 
Probleme aus dem Weg geräumt werden mUssen , 
aber wir sind davon Uberzeugt , daß sie, 
wenn wir alle guten Willens sind , gelöst 
werden können . 

Wir s ind darauf vorbereitet , energisch 
auf eine verfassungsmäßige Regelung hinzu­
arbeiten , die allen BUrgern ohne RUcksicht 
auf ihre Hautfarbe Frieden und Sicherheit 
gewährleistet . 

* UDI; Unilateral Declaration of Indepen­
dence (Einseitige Unabhängigkeitserklä­
rung) 

ANHANG A 

Bedingungen tUr das Afrikanische Melderegi­
ster 

a) Einkommen von nicht weniger als 1 . 800 
Pfund pro Jahr während der letzten beiden 
Jahre vor Antrag auf Einschre ibung oder Be­
sitz von Immobilien im Wert von nicht weni­
ger als 3 . 600 Pfund. 
Od.r 
b) I . Einkommen von nicht weniger als 1.200 

Pfund pro Jahr während der letzten 
beiden Jahre vor Antrag auf Einschre~­
bung oder Besitz von Immobilien im 
Wert von nicht weniger als 2.400 
Pfund; und 

11. Vier Jahre höhere Schulbildung von 
der vorgeschriebenen Art. 



ANHANG B 

1 , Land in europäischem Besitz : 44 . 948.300 
acres. Europäisches Land pro Kopf 168 
acre s . 

2 . Land in afrikanischem Besitz : 44.949 . 100 
acres . Afrikanisches Land pro Kopf 9 
acre s . 

ANHANG C 

Landbe- Stadtbe-
völkerung v1:S1kerung 

1. Afrikaner 5.220. 000 752 . 000 
2 . Europäer 249 . 000 198 . 000 

3. Asiaten 9.000 8.480 

4. Farbige 16.000 14 . 040 

Anzahl der Städte 1m gesamten Land : 

1 . Europäische Städte: 12 

2 . Afrikanische Städt e : - (keine) 

ANHANG D 

Vlerjährlge höhere Schulbildung von vorge ­
schrieb ener Art (1970 ) 

1 . Afrikanische Schulabgänger: 2 . 545 

2 . Europäische SChulabgänger : 
3 . Asiaten und Farbige: 

ANHANG E 

4.329 
599 

Durchschnittliches Jahreseinkommen von 
Afrikanern und Europäern (1970) 

Land- u ,For stwlrt-
schaft 
Bergbau und 
Steinbruch 
Handwerk 
Elektrizität u . 
Wasserwirtschaft 

Bauwesen 
Finanzen und Ver-
sicheI"Wl8en 
Distribution 
Transport 

Afrikaner 
Dollar 

153 

34, 
478 

448 
428 

714 
454 
626 

Europäer 

Dollar 

2.437 

4 . 456 
3.606 

3.840 
3 . 273 

3 . 280 
2 . 654 
3 . 600 

öffentliche Dienstleistungen 

öffentliche Be ­
hörden 
Erziehung 
Ge sundheitswesen 

409 
590 
579 

3 . 120 
2 . 709 
2.388 

ZIMBüWi Bevölkerungsdicht e und -verteilung der afrik . Bev. 
i n den "A.frican und European A.rea s - . (Stand 1971) 
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ANHANG F 

Diskriminierende und unterdrUckende Gesetze, 
die den minimalen Zusatz zu der Verfassung 
von 1969 wertlos machen wUrden : 

1 . Landbesitz-Gesetz und die darauf bezo­
gene Gesetzgebung 

2. Ordnungsrecht 
3 . Gesetz Ube r unrechtmäßi ge Organi satio­

non 
4. Wahlgesetz ; Besonders Absatz 28 g 
5. Gesetz !Ur Afrikanische Gremien von 

1971 , besonders Absatz 11 und die Absät­
ze, die sich mit der Wahl von Mitglie­
dern und den Befugnissen der Distrikt­
sufseher und ihrer Hilfskräfte befassen . 

6. Gesetz !Ur Afrikanische Angel egenheiten 
und Zusatzgesetze davon 

7 . Verteidigungsgesetz und das nationale 
Registrierungsgesetz 

(Quelle: Rhodesia. Report of the Commission 
on Rhodesian Opinion under the Chairman­
ship of the Right Honourable the Lord 
Pear ce , London, Mai 1972) 

IRAK 

Peter Dietzel: 

Erdöl als Waffe 
im Kampf gegen 
den 
Imperialismus 

Am 1.Juni nationalis ierte der Irak , 
viertgrijßter ErdBlproduzent am Arabischen 
Golf , die Anlagen der Iraq Petroleum Compa­
ny (IPC) mit einem Anlagewert von 3,5 Mrd 
DM. Die IPC gehBrte zu je 23,75~ der Bri­
tish Petroleum, der Shell, der Compagnie 
Fran~aise des petroles und der Standard Oil 
of New Jersey (Esso)/Socony Mobil Oil so­
wie zu 5" der Firma Gulbenkian. Noch am 
selben Tag gab Syri en die Enteignung der 
Rohrleitungen der Gesellschaft zu den Mit­
telmeerhäfen Banias (Syrien) und Tri poli 
(Libanon) bekannt. Der Nationalisierung war 
ein massivea ErpressungsmanBver gegen die 
irakische Regierung seitens der imperiali­
stischen Monopole vorausgegangen . Nbch im 

2S Januar 1972 fBrderten die IPC und ihre 

Tochtergesellschaften Besra Oil Company und 
Mossul Oil Company 78 Mio t öl, d.h. eine 
Menge, die sich prinzipiell im Einklang mit 
den zwischen ihnen und der irakischen Re­
gierung im Jahre 1971 getroffenen Vereinba­
rungen befand. Bis April drosselten sie die 
FBrderung jedoch auf 57 Kio t , wodurch dem 
Irak bisher ein finanzieller Schaden von 
etwa 270 Mio DM entstand. Die Bedeutung der 
Erd61exporte und die daraus fließenden Ein­
nahmen !Ur den Irak sind beträchtlich: Das 
ErdBl macht 8~ des Totalexportwertes, 52" 
der Ausgaben des Staatsbudgets und 71" des 
Entwicklungsbudgets aus . Die IPC, die seit 
1925 Konzessionen nutzte, die zur Zeit des 
Osmanischen Reiches deutschen Finanzkreisen 
geh6rten, hat in den letzten Jahren kaum 
noch investiert, so daß nur relativ geringe 
Steigerungsraten in der FBrderleistung er­
reicht werden konnten: in den letzten 10 
Jahren um ~ (die Förderung der Ubrigen 
Golfstaaten stieg im gleichen Zeitraum um 
213 ~) . Infolge des jUngsten Erpressungs­
versuchs der ErdBlmonopole mußte die Arbeit 
an einigen !Ur die wirtschaftliche Entwick­
lung des Landes wichtigen Projekten einge­
stellt werden. Obwohl vorde r grUndig wirt­
achaftlich motiviert, sind die wahren Ursa­
chen !Ur das erpresserische Vorgehen je­
doch politischer Natur und im Zusammenhang 
mit der progressiven inneren Entwicklung 
des Irak zu sehen. Hier einige Stati onen : 
die VerBffentlichung und Diskussion des Ent­
wurfs einer Nationalcharta aller progressi­
ven Kräfte des Irak, die im April in Nord­
rumaila aufgenommene nationale Erd6lförde­
rung durch die Iraq National Oil Company 
(INOC) , der Abschluß des freundschaftsver­
trages mit der Sowjetunion und die Regie­
rungsumblldung vom 14.Mai 1972 unter Einbe­
ziehung von zwei kommunistischen Ministern. 

In den jetzt stattfindenden Verhandlun­
gen Uber eine Entschädigung der nationali­
s ierten Anlagen treten die Ölmonopole mit 
anmaßenden Forderungen auf . Sie lehnen An­
gebote auf der Besis der Restbuchwerte der 
weitgehend abgeschriebenen Anlagen ab. Was 
sie ersetzt bekommen wollen, sind ihre ge­
samten Investitionen und darUber hinaus 
die ihnen entgehenden Profite, die sie bei 
zeitlich voller Ausnutzung der bestehenden 
Konzessionen gemacht hKtten . (Die Konzes­
sion , die sich z.B. die IPC !Ur 75 Jahre 
sichern konnte , lief bis zum Jahr 2ooo!). 
Dabei schätzen s ie aber die Reaktion der 
anderen erabischen ölländer auf die IPC­
Nationalisierung falsch ein . Als 1951 im 

Iran das Vermögen der Anglo-Iranian Oil 
(der heutigen British Petroleum) nationali-



siert wurde, gelang es ihnen, den Iran zu 
isolieren, einen wirksamen Boykott zu orga­
nisieren und die Regierung Mossadegh mit 
Hilfe der CIA zu stUrzen . Dem Irak aber 
wird Hilfe und UnterstUtzung zuteil : 
- Der 8.Arabische Erdölkongreß in Algier be­

grüßte die Entscheidung des Irak einstim­
mig als "gerechte irakis ehe Oppos i tion 
gegen die kapitalistischen Ausbeuter"; 

- die OPEC (Organisation der Ölexportieren­
den Länder) hat auf einer Sondersitzung 
in Beirut im Juni die IPC- Nationalisie­
rung einmUtig gebilligt und sich bereit 
erklärt, dem Irak , falls erforderlich , 
finanzielle Verluste zu ersetzen . 

Außerdem konnte durch geschickte Ausnutzung 
innerimperial i st i scher Rivalitäten ein ein­
heitliches Vorgehen der enteigneten Konzer­
ne und der damit drohende Boykott iraki­
sehen Erdöls verhindert werden : Ein Sonde r ­
vertrag mit dem bisherigen Großabnehmer 
Frankreich ( 18% der irakisehen Cesamtpro-
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duktion = '4~ aller französischen Erdölim­
porte) sichert bereits einen Teil des Ab­
satzes . Inzwischen zeigten sich auch Ita­
lien , Spanien, Griechenland und Sri Lenka 
an langfristigen Lieferverträgen interes­
siert . Die sozialistischen Länder werden 
ebenfalls einen wachsenden Anteil des na­
tionalisierten Erdöls abnehmen. 

Seit die "Internationale Konferenz der 
Erdölarbeiter gegen die Monopole" 1968 in 
Algier und nochmals 1971 in Leuna, unter­
stUtzt durch den Weltgewerkschaftsbund 
(WCB) und die Internationale Konföderation 
arabischer Gewerkschaften (ICATU) die so­
fortige Nationalisierung der Erdölindu8tri~ 
die KUndigung der Erdölkonzessionen und 
eine Beschränkung der RUckzahlung des in­
vestierten Kapitals forderte, beginnen pro­
gressive arabische Regi erungen, den Ölreich­
tum ihrer Länder als Waffe im Kampf gegen 
den Imperialismus zu gebr auchen . Di e Nat i o-
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naliaierungen in Algerien, Libyen und dem 
Irak s ind ein erster Anfang. Die Weigerung 
der reaktionären und proimperialistischen 
Regime im Iran und in Saudi-Arabien, den 
größten Erdölproduzenten am arabischen 
Golf, e inschneidende Nationalisierungsmaß­
nahmen vorzunehmen , verhindert zur Zeit je­
doch noch ein einheitliches Vorgehen der 
Ölproduzenten gegen die ausländischen Mono­
pole. So lehnte $chah Reza Pahlevi eine 
Drosse lung des i rani schen Erdölexports zu­
gunsten der boykottbedrohten irakischen 
Erdölförderung ab und verlängerte stattdes­
sen die Konzessionen der im Iran operier en­
den Gesellschaften um weitere 15 Jahr e . Die 
günstigen Bedingungen, die ausländi sche 
Erdölkonzerne in di esen Ländern vorfinden, 
bewog mittlerweile auch die westdeutsche 
VEBA- Chemie, sich fUr eine Zusammenarbeit 
mit der staatlichen Nati onal Iranian Oil 
Company (NIOC) zu entsche iden (siehe AlB 
3/72) . Durch ihr Veto stoppte sie den Plan 
de r Deminex (an der s ie zu rund 25% betei­
ligt ist), der eine Beteiligung an der 
mehrheitlich von der BP gehal tenen Abu Dha­
bi Marine Areas (ADMA) vorsah (siehe AIB 
2/72) . 

(Die Angaben wurden den Zeitungen Le Monde , 
Neue Zürcher Zeitung, Süddeutsche Zeitung, 
Frankfurter Allgemeine Zeitung und Horizont 
entnommen) . 

INDOCHINA 

Am z6 . Oktober wurde von Radio Hanoi 
der "Vertrag Uber die Beendigung des Krie­
ges und die Wiederherstellung des Friedens 
in Vietnam" veröffentlicht. Ober Inhalt und 
Wortlaut dieses Textes, der in den Geheim­
verhandlungen der letzten Monate zwi schen 
der DRV und den USA erarbeitet worden war, 
hatten beide Seiten volle Übereinstimmung 

30 erzielt . 

Jahrel ang hatten die USA alle Vor schläge 
der DRV- Regierung fUr Friedensverhandlungen 
und politische Lösungen i gnoriert - im Ge­
genteil, sie versuchten , durch eine fsst 
unvorstellbare Eskal ation des Krieges, des 
vietnamesische Volk in die Knie zu zwingen. 

Die Tatsache, daß die US- Regierung Sich 
nun doch gezwungen sah , mit der DRV ernst­
hafte Verhandlungen zu fUhren , und daß sie 
einen Vertragstext akzeptierte , der in al­
len wesentlichen Punkten die Bestimmungen 
des 7- PUnkte Friedensplanes der DRV vom 1. 
Juli 1971 berücksichtigte , steht in eng­
stem Zusammenhang mit den militärischen Er­
folgen, die von den Volksbefreiungsstreit­
kräften im Verlauf der diesjährigen Offen­
sive errungen wurden. Sie bedeutet auch, 
daß hier seitens der USA die Interessen der­
jenigen Monopole stärker zum Ausdruck kom­
men , die sich z. B. von der Beteiligung am 
Wiederaufbau des zerstörten Vietnam (vgl . 
PUnkt 6 des Vertragstextes) größe r e Vortei­
le versprechen als die RUstungskonzerne. 

Die Offensive hette in erster Linie die 
Zerschlagung der "Befriedung" in den Land­
gebieten - einem Eckpfeiler der "Vietnami­
sierungs"- Politik zum Ziel. Entgegen der 
westlichen Presseberichterstattung hatten 
zwar Elemente der konventionellen Krieg­
tuhrung größeres Gewicht als zuvor, jedoch 
ist ei ne Charakteris i erung als konventio­
neller Großangriff falsch : Wie bei der 
Tet- Offensive 1966 verbanden sich militäri­
sche und politische Anstrengungen zu e iner 
einheitlich gefUhrten allgemeinen OffenSi­
ve. Auf der politischen Ebene hieß das vor 

allem die Politik der 10- Punkte Erklärung 
der Provisorischen Revolutionären Regierung 
SUdvi etnams (PRR) anzuwenden sowie die po­
lit i sche Aufklärungsarbeit in der Saigoner 
Armee zu verstärken . 

Riesige Verluste (nach noch unvollstän­
digen Angaben der PRR wurden im Oktober , 
dem 7 . Monat der strategischen Offensive, 
30 000 feindliche Soldaten außer Gefecht 
gesetzt), eine Desertionsrate von bis zu 
55% und eine auf den Tiefstand gesunkene 
Moral kennzeichneten die Verfas sung der Ma­
rlonettentruppen . Volksau!Btände in vielen 
Gebieten, aus denen die Saigoner Regierung 
Truppenteile abziehen mußte , um s ie an die 
sm meisten gefährdeten Frontabschnitte zu 
entsenden , flankierten die militäri schen 
Erfolge der VolkSbefreiungsstreitkräfte wie 
%. B. die vollständige Befreiung der Provinz 
Ouang Tri und großer Teile der Küstenpro­
vinz Binh Dinh . 



VERTRAG ÜBER DIE BE­
ENDIGUNG DES KRIEGES 

UND DIE 
WIERHERSTELLUNG DES 

FRIEDENS IN VIETNAM 
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1. Die Verelnl,ten Staaten respektieren die Un­
abhlntiJ:kelt, Souveränltl.t, Elnheit und territo­
riale Inte,rttlt Vietnams, wie sie In dem Gellter 
Abkommen von 19M anerkannt werden. 

W.tfenstlll.tand und ROckzug 
Z. 24. Stunden nach Unterzeichnun, des Abkom­
men. IIOn in poz Süävletnam ein W.ttenaUn­
.tand eln,ehalten werden. Die Verelnl,ten Staa­
ten werden aUe ihre mllltlrbchen AkUvlliten 
einstellen und die Bombardlerung und Vennl­
nungin Nordvietnam beenden. Innerhalb von &0 
Ta,en wird eil einen totalen Rückzug von Trup­
pen und MUltirpersonal der Ve~n Staaten 
und derjenl,en au. llDdlschen !.Inder aua Süd­
vietnam ,eben, die mit den Vereinigten Staaten 
und mit der Republik Vietnam verbündet .Ind. 

Die !)eIden südvfetnamellschen Parteien sollen 
die Entsendung von Truppen, mllltinachen Be­
""tern und militärischem Personal, Waffen, 
Munition und KrIegsmatertal nach Südvietnam 
nicht zulu5t'n. Den beJden ladvietnameslschen 
Putelen wird geltattet, In regelmäßigen Ab­
Itlnden WaHen, Munition und Krieg.materlal, 
du nach dem WaffelUtlllltand abgenutzt oder 
zerst&t worden fit, zu eraetun, und zwar auf 
der Grundla,e Stack um Stück von entlpre­
cheoder BeschaHenhelt und Ausrü.tuni;. Die 
VerilUU(ten Staaten werden weder Ihr millthl­
lChes Engagement tortRUen noch .ich In die in­
neren Angele,enheften SUdvietnan\S einmi­
schen. 

I . Die Rückkehr aUer gefangenen und teslgehal­
tenen Personen der Parteien sollten ,1e1chzeitig 
mit dem US-Truppenabl:u, ertolsen. 

Frete Wahlen unter Kontrolle 
4. Die GrundsAtze tur die AUlÜbun, des Selblt­
belUmmUnglrecl!tes der IÜdvletnameslM:hen 
V&ker lind wie folgt: Da. lüdvletnametllChe 
Volk soll selbst über die Zukun1't SUdvietnamI 
durch wirklich freie und demokratische allge­
meine Wahlm unter InternaUonaler Kontrolle 
entachelden. Die Verelnl,ten Staaten legen .Ich 
auf keine poUtl.che Rlchtun, in SUdvietnam fest 
und versuchen nicht ein proamerlkanlsches 
Regime in Sal,on elnzuaetzen. Nationale Ver­
a6bnuns: und Eintracht werden ana:e:atrebt, die 
demokratischen Freiheiten des Volke. sesleherl 
und eine Verwaltunpstruktur mit der Bezelch­
nung "NaUonaler Rat der naUonalen Versöh­
nung und Eintracht" bestehend aUB drei gleichen 
Partejen wird dngesetzt, um die Verwirklichung 
der unterzeichneten Abkommen durch d ie pro­
vlsorilche RevoluUoolreglerun, SUdvletnams 
und die Re(l.erun, der Republik Südvietnam 
voranzubringen und allgemeine Wahlen zu 
organllteren. Ofe helden IUdvte'tnamesisdten 
Parteien werden l ieh über die BUdung von 
IUlten auf ur.tarer Ebene kooaultieran. 

Die Frage vietname:alscher Streitkräfte In 
Stldvietnam soll durch die zwei IÜdvletnamesl­
schen Parteien In einem Gellt naUonaler Ver-
5Öhnun, und Eintracht, Gleichheit und ,egen­
lelU,en Respekta ohne ausllndllche Einmi­
schung In Uberehllltimmung mit der Nach­
k:rie,ssltuatlon ,ue,elt werden. Zu den von den 
helden .üdvletnamesl.schen Parteien zu erßr­
temden Fragen geMren Schritte elner Reduzle-

run, der mWUl.rlschen Zahlen auf balden Selten 
und der DemobUlslerulll der %U reduzierenden 
Truppen. Die beJden IÜdvietnatne'lischen Par­
teien sollen ein Abkommen tlber innere Angele­
genheiten Süavletnarw IObald w ie mlla:lich im­
terzelchnen und ihr Äußerstes tun, um 41 .. in­
nerhalb von drei Monaten nach Inkratttreten 
des WaffensUllltandes zu verwirklichen. 
5. Die Wledervereinl.gun, Vietnanu wird Schritt 
für Schritt mit friedlichen Mitteln verwlrkUchl 

Int.metlanel. Konf.renz 
$. EI wird eine ,emlschte MIlitärkommission au. 
vier p,rteien und eine gemischte MlUtirkom­
million aus zwei Parteien ,eblldet, die die beJ4 
den IOdvletnamellschen Seiten umfaßt. 

Es wird eine internationale Kontroll- nnd 
Oberwachunpkommlasion geschaHen. 

Binnen 30 Ta,en nach Unterzeichnung diesel 
Abkomment wird eine Internationale Konlerem 
über Vietnam einberufen. 

Kambodsd\a und Leos 
7. Die Re,ierung der Demokratischen Republik 
Vietnam, die provisorische Revolutiolllre,lerunc 
der Republik Stldvietnam, die Regien.n, der 
VerelnJrten Staaten von Amerika und dk Regie­
runc der Republik Vktnam respektieren .tr1kt 
die fundament&len nationalen Rechte der V&ke:r 
Kambod.chaa und Laos', wie &1e in den Genter 
Abkommen von liM Ober Indoch1na und den 
Genter Abkommen von 1962 über LaOi beale,elt 
W1JJ"den, du heIßt die 1.h1abhlna:f,kelt, Souve­
rlnnlt, Einheit und territoriale Intecrltlt dieser 
beJden !.Inder. Die unterzeichnenden Raileruo­
gen relpektleren die: NeutuUtlt KambocUehal 
und Lao.'. Die Re(l.enan,: CI.,. DRV, die provlao­
risehe Revo!uUonsre&lenm, der R.epubUlt: Slld­
vietnam, die Retiet'UDj: dc Verelnirten Staaten 
von Amerika und die Rq1ftUng der RepubI1k 
Vietnam verpru~ten lieb, nicht du Territorium 
Kambodach.,. und Laa. 'f(k- A~e auf die 
Souverinltlt und cUe Sicherheit anderer Staaten 
zu benutzen. 

Die auBeD1ltehenden Staaten heenden an ihre 
miUtlriachen AkUviUlten in IAos und Kambo­
dscha, ziehen aus d ielen helden Ländern Ihre 
Truppen, MIUtlrbenter und MlUtirpersonal 
sowie aUe Waffen, Munition und Krieg.material 
zurUck und nehmen davon Abltand, .Je wieder 
dorthin zu entHnden. 

USA tragen zum Wiederaufbau bei 
Die Inne~n Anj:e!egenheUen von Kambo­

dlCha und LaOll werden ohne Elnmtschun, von 
a~n von ihren VlIlkem telbst ,eregelL 
.. Die Beendigung des Krieges. Die Wlederher­
.tellung dH Frieden. in Vietnam wird Bedin­
gungen zur Herstellung eines neuen, gleichen und 
beiderseitig vorteilhaften Verh.lUtnlsses zwlscben 
der DemokraUldJen Republik von Vietnam und 
den Vereinigten Staaten schaffen. Die Verelnl,­
ten Staaten werden zum HeUen der Wunden des 
Krie,el und zum Wiederaufbau nach dem 
Krie,e In der DemokraUschen Republik von 
Vietnllm Uöld in gan~ lndoc:hina heltra,en. 
9. Dieses Abkommen .all unmittelbar nach sei­
ner Unteneichrwlll in Kratt treten. EI toll von 
allen beteiUlten Parteien Itrikt eintehalten 
werden. 3' 



DOKUMENTATION 
1] BOlnbardierungen 

, -
Seit dem Bekanntwerden des 9- Punkteab­

kommens nahm die Neigung der hi esigen Pres ­
se I die Kampfhandlungen in Indochlna außer­

ordentlich verzerrt und US-treundllch wie ­
derzugeben (vgl . auch AlB Nr.8j1972) ein 
geradezu groteskes Ausmaß an . 
Nachrichten über die pausenlosen BombardIe­
rungen , über die DurchfUhrung der Opera­
tion Phönix , d . h . die systematische Liqui­
dierung der pol i t i schen OpPosition , und 
andere Ve rbrechen der US- Aggressoren und 
ihrer vletnemesischen Söldner verschwanden 
ta s t völlig von der Bildfläche zugunsten 
e iner euphori schen "FrIedensberichterstat_ 
tung" . Stattdessen diffamierte man d i e FNL 

und versuchte in den Berichten über die 
Aktionen der Befreiungsstrei tkräfte diesen 
zu unterstellen, es seien gerade sie , die 
den Frieden gefährdeten , indem sie ver­
suchten , noch möglichst große Gebiete an 
sich zu reißen , ehe sie aufgrund des Waf­
fenstillstandes quasi gezwungenermaßen die 
Waffen strecken mUßten . 

Um nochmals klar zu zeigen, welcher Ve~ 
brechen sich die U5-Aggressoren auf Geheiß 
ihres "Friedenspräsidenten" Nixon gerade 
unmittelbar während und nach den Vertrags­
verhandlungen schuldig machten , bringen 
wir die nachstehende Dokumentation . 

In der Phase der sogenannten Vietnarnisierun g de s Inöochina­

kri eges haben die USA ihre barbarischen Luf tangri ffe ungeheue r 

verschärft. Ein Vi e rtel aller Dörfer Südvi etnarns ist vom E r d­

boden verschwunden ode r stark zers t ört und 26 68 7 IJlens ehen wur­

den umgebradlt. Täglich bewege n neue r·1e l dungen übe r arreri kan i­

sehe Luftangriffe auf Stellungen de r Patri o t en i n Südvi etnam 

oder auf Gebiete der DRV die Neltöffentlichkeit: 

April 1972 

Di e USA-Luftwaffe bombardiert den Hafen von Haiphong . Auf dem 
sowjetischen Frachter "Samul1 r-1a rs chak " finden d r e i Dockar­
beiter den Tod . 
Mai 1972 
Die ORV-Regierung teilt mit , aaß vom 1 3 . b i s 24 . April Kr euzer 
und Ze rstöre r der 7. USA- Flotte 22 Gerreincen an de r DRV-I~üste 
mit Granaten beschossen haben. Dabei kamen 26 7 Kinde r, Frauen 
und Greise ums Leben. Es gab 382 Vet"' ... un de te. 
Im Gebiet Gia Lam we r den 32 Einwohner getötet. Vie r Borue r 
fliegen gegen zwei Schul en i m Gebi e t T'nach Ha - der Eomben­
hagel tötet 20 Kinde r. 
Das Pentagon teilt mit, daß USA- Kriegsf lugze uge Flüsse un d 
Kanä le sowie die Zugänge zu sienen häfen c.e r Demol~ rati scil.en 
Republik Vi e tn am vermint haben. 
Juli 1972 
Die DRV- Kommission zur Untersuchung amerikanische r Kriegsver­
brechen in Vi etnam gibt bekannt: Die USA- Lufo'affe hat in e inem 
einzigen Monat, dem Juli 1972 , übe r 2 100 Borr~enangri f fe auf 
die DRV unternommen. Während dieser Ube rfä lle sind unter anderem 
mehr als 20 000 Sp r engbomben abgeworfen und 734 F.aketen abge­
schossen worden. 
Augus t 19 72 
Di e S tädte V nh , Dan g Hoi , Ha Tinh , Ninh Bi nh lL"l d Hong Hay 

32 Sind dem r: r Cil:. oden g l e ichgemacht ,,!Or den . Dabe i ze r störte de r 



Bornilenhagel unter anderem 60 r-üt tel- un d Hochschulen mit ins­
gesamt 800 Un terrichtsräumen sowie 50 Krankenhäuse r und Ambu­
lanzen . 

- September 1972 

Aus eine r Erk l ä r ung des AUßenrniniste riwns de r Republik SUd­
viet.'1am ( RSV ) geht he r vo r: 
Vom 7. bis 11 . Sep te mbe r 19 72 haben d i e amerikanischen Aggres­
soren t äglich ebla IS O Flüge auf Quang Tri und seine Umgeb ung 
~iternorr~n. Sie war fen nahezu 10 000 Tonnen Bomben ab und 
setzten chemische Gif t stoffe e in . 

- SepternLer 1972 

Die vietnanesische Gewe r ks chaft Volksbildun g informiert: IISeit 
dem 14 . P.pril b i s heute (2 5 . Sep tembe r) haben die USA-Luft­
p irate n fast 200 Schulen a ller Stufe n in Nor dV 1etnam barba­
ri sch angegriffen ... " Am 7. Septembe r 1972 um 10. 15 Uhr haben 
sie g r oße i·lengen von Druck.-, Sp r eng- und Anti-Pe rsonen-Bomben 
aui die S chule ers t en un d zweiten Grades " Tran Phu" abgewor­
fen . Di e Sch ul e vlu r de völlig zerstört . Di e Lehrerin • • • und 
viele Schüle r karnen dabe i ums Leben." 

- Septembe r 1972 

Von einem weite r en 1-!assake r von USA-Soldaten be richte t die 
ruaeri k aniscile Ze itung " Dai l y Ok l ahoma ll

• Das Blatt teilt mit, 
daß De i uUef riedungsope rationen" in der Zeit vorn 1 8 . bis 2 3. 
l'iai 1967 Hun derte von Slidvietnamesen umgebracht wurden. Die 
En t hül l ungen , ciie zum Tei l be reits durch USA- Hilitä r behörden 
b~stätigt werden mußten, gehen auf Aussagen de s frühe ren 
Krie gsberichte r statters Paul tialve rson zurück.. 

- Oktober 1972 

Auf einer de r e r schütternds ten Pressekonferenzen , die Hanoi 
bishe r erlebte , geben die Obe r bürgermeis t er von Hanoi , Hai­
phong , Nam Dinh und Hong Gai sowie die DRV-Unte r s uchungs­
kommiss i on fü r amerikanische Kriegsverb rechen bekannt; 
Hanoi und Ur.lgeb ung \>lUrden von April bis Septembe r 5 7mal mit 
Bomben un d Ral~e ten att ackie rt. Auf Haiphong, wo übe r eine 
iHillion Menschen leben, haben USA- F lugzeuge in 230 Luftan­
griffen übe r 4 000 verschiedenartige Bomben gewor fen. Ube r 
400 Rake t en trafen die Stadt , mit annähernd 2 000 ~'lasser­
minen un d magne tis chen Bomben wur den die Seegebi ete be l egt . 
Die Provinznauptstadt Hong Gai mit rund 80 000 Einwohne rn 
exi stie rt naen 172 'l'ag- und Nadl tangriffen nicht rrehr . Narn 
Dinh , mit 1 80 000 ~inwOhnern drittgröß t e Stadt de r DRV , ist 
nach 33 Tag- und Nachtangriffen z u 70 Prozent zerstört. 

- Ok tobe r 1972 

Am 11. Oktobe r wird von der USA- Luftwaffe das Gebäude de r 
französ i schen General delega tion in Hanoi völlig zerstört . 
De r f ran zös ische Generaldelegierte Pierre S usin i wird schwe r 
ve rletzt, fünf Menschen He rden ge töte t. Sus i n i erliegt später 
s e ine n Verletzungen. 
Am 14. Oktober fl i egen die ame rikani schen Agqressoren nach 
eigenen Angaben 350 Angriffe a uf Gebiete der DRV . Es han de lt 
sich um die schwe r sten Ube rfä lle auf dichtbes i ece lte Ge9'enden 
se i t t-'ion aten . 33 
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•• 2] Zerstorung von 
Därnl"llen und Deichen 

Di e von ö'en USA wiederholt ge l eugneten Angriffe auf Deich- und 

l:)ewi:isserungsanlagen der DRV sind eine inzvlischen von zah lreichen 

Augenzeugen bes täti g te Realität . Seit l-lonaten werden die l ebens­

\'lichtigen Jefestig\.U1gen un geaci1te t der Proteste in aller ~'lelt 

von arrerikanischen Flugzeugen immer wieder beschossen: 

- Juli 1972: 

In Hanoi wird mitgeteilt: In den vergangenen vier Monaten 
waren 40 Darnmabschnitte am Roten Fluß sO'o'lie 20 Schleusen und 
anCiere nasserbauanlagen mass ierten Bombenangriffen ausgesetzt. 
Insgesamt wurden 173 Einsätze geflogen und dabei 1 243 Bomben 
abgeworfen. Tausende von l<1ete m an Deichen und Dämmen sind 
bes chä digt . 

- August 1972: 

Dutzende von USA- Bomben gehen auf Deiche am Thai-Binh-Fluß 
nieder. Der l\linister für Wasserwirtsd1aft der DRV erklärt 
dazu: "Die arrerikanischen Flugzeuge wäh len als Ziele ausge­
r echnet soldle Objekte, die für den Kampf gegen Hodtwasser 
von größte r Bedeutung sind." E r teilt weiter mit , die USA­
Luftwaffe habe seit dem 10. April das Deichsystem der DRV 
mindestens 206mal bombar diert . 

- September 1972: 

Dei chan lagen i n den Südprovinzen der DRV sind USA- Bombenan­
griffen ausgesetzt . Das Ministerium für \'lasserwirtschaft gibt 
bekannt, daß allein die Deiche am Fluß Chonglam seit August 
22mal mi t Bomoen angegriffen wurden. 

- Oktober 1972: 

Die Internationale Untersuchungskornrnission für arnerikanisdte 
Kriegsverorechen in Vietnam korrunt auf ihre r Kopenhagener Ses­
sion unter anderem zu dem SchluS: Die Bon\hardie rungen der 
Deiche durch die US-Luftwaffe waren beabsichtigt und gezielt. 
Die besdlädigten Deicile waren nidlt Teil eines Verkehrsnetzes. 
In der Nähe gab es keine militärischen Objekte. 

3]Operation Phönix 

Das Thieu-Regirre in Südvietnam unterninunt auf die Patrioten cles 

Landes einen regelredtten Vernichtungsfeldzug. Jeder , der ver­

dächtigt erscheint, wird verfolgt, eingekerkert und gefOltert , 

un geaoltet seines Alters oder Gesundheitszustandes. Verschärft 

hat sich die Jagö auf alle Cegner des Regines und alle viet-



naIT'lE!sischen Pa tri oten vor al l em seit der Intensivierung der 

Pariser Gespräche und nach dem Bekann twerden des Vertragsent­

wurfes übe r die Beendigung des Krieges und die h'iederherstellung 

aes Frieuens in Vietnam. Die Repressalien nebnen täglich zu 

und aus den südvietnames i sdlen Gefängnissen dringen iw.rrer neue 

S chreckensnaolri chten: 

- Januar 19 72: 

I M Gefangnis von Si1i Boa in Saigon wurden 70 Gefangene er­
mordet. Im Gefängn is Kai Dau auf der Insel Phu Quoc sind 
630 i-lenschen zu 'l'ode gefoltert worden . In Tai Ninh spr engten 
Aufseher 100 Gefangene mit Minen in die Luft. Im Lager Tan 
T"nanll starJJen 500 der auf k l einstem Raum zusanunengepferchten 
12 000 r:ensclen b innen weniger \vodlen . In Kong H-Rinh beschos ­
sen \ ~- acnmannschaften vier Stunöen lang das Lager. Ergebnis: 
350 Tote , zahlreiche Verletzte . 

- 11.ugust 1972: 

Vi...! Lon~oner "Times" veröffentlicht einen Korrespondentenbe­
richt aus Südvietnam: Seit April 1972 kerkerte das Saigoner 
Regime 15 000 Hensehen ein. Uber die Behandlung der Gefangenen 
i1 i eß es: Nguyen thi Yen wurde mit glühenden Zigar etten rr.iß­
h.:mdelt uno anschließend mit einem Holzknüppel besinnungslos 
ges cillagen . Trinh o.inh Ban \'lurde ges ch lagen, b is si eh seine 
Augen schlossen und infizierten, dann trieb man ihm Nägel 
durc.l die Fingerspitzen und prügelte ihn auf Brust und F uß­
sohlen, Dis er sich nicht lrehr bewegen konnte. Vo bi Bachtyet 
wurde geschlagen und an den Füßen über einer brennenden Kerze 
aufgehängt . Später sperrte man sie in e inen winzigen zur 
fl Cilfte überfluteten Raum und ließ Mäuse und Insekten über 
ii1ren Körper kriechen. 

- Oktober 1972: 
Die RSV- Regierung teilt in Hanoi mit: In den Gefängnissen 
und 1\onzentrations1agern des Saigoner Regimes schmachten fast 
eine halae 1-1i 1l10n Nenschen , darunter auch Kinde r. Es gibt 
weit über 1 000 Konzentrationslager und Gefängnisse , die das 
Regime mit ame rikanischer unterstützung (1970/71: 172 000 
Dollar) gebaut nat o Die dort lebenden Häft linge schweben in 
hödlster Lebensgefahr. Das verdeutlicht unter anderem e in 
Vorgang i m KZ Con San, (]er erst jetzt bekannt wurde: Im Früh­
jahr 1972 befahl der Direktor de s KZ , etwa 180 neuartige 
Granaten , die bei der Explosion extrem hohe 'l'emperaturen ent­
wickeln , in die überfü llten Zel l en zu werfen. liber 200 Ge­
fangene erli tten dabei furch tbare Verletzungen . 

- Oktooer 1972 : 

In .derli n übergibt der Bo t schafter der RSV dokumentarisches 
i·Iate rial übe r die Verbredlen der Arrerikaner und ihrer Saigoner 
SÖldner an den über 35 000 in Phu Quoc gefangengehaltenen 
Patrioten . Daraus geht hervor: Jährlich gibt es hier durch­
schnittli ch neun Prozent Tote und 15 Prozent Invaliden -
Opfer de r Folterungen. 

(Quelle: Panorama DDR , Auslandspressedienst) 
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GEGEN DIE 
RECHTEN & "LINKEN" 
SABDTEURE 

Al s sm 27. 10 . 72 in allen Zeitungen und 

auf all en Kanälen der Rundfunk- und Fernseh­
ans t al ten di e Nachricht von dem zu erwar­
t enden "Vertr ag Uber die Beendigung des 
Kri eges und die Wiederherstelluns aes Frie­
dens in Vi etnam" gemeldet wurde , war auch 
be i den Ve r tretern bundesrepubl1kanlscher 
Öffentlichkeit Erleichterung sichtbar. Er­
le i chterung vor allem darUber , daß nun end­
l i ch das le idige Thema "Vletnatnkrieg" I der 

Stachel 1m Fleisch der Apologeten der 
"westlichen Demokratie und Freiheit" , vom 
Programm abgesetzt wUrde . Der fatale Geruch 
von Komplicenschaft , der dem engsten Part­
ner des US- Imperlal i smus - der BRD _ all­
mählich anhaf tete und der das Bild einer 
Außenpolitik der Verständigung und des 
f riedlichen Interessenausgleichs zu verzer­
r en begann , schi en auf diese Weise vertrie­
ben werden zu können . Einzelne Kommentato­
r en e r innerten sich plötzlich ihrer " jour­
nal i stischen Sorgfaltspflicht" und hatten 
es nun angeblich seit langem gewußt , daß 
fU r die USA der Krieg schon seit Jahren 
verloren war . 

Di e von der US- Regierung alsbald ange ­
kUndi gte termin1iche Verschiebung der Ver­
tragsunterze i chnung wurde selbstverständ­
l i ch akzeptiert j dagegen wurden die Auffor­
derungen insbesondere von Seiten der sozia­
listi schen Länder , den Vertrag am vorgese­
henen Termi n zu unte r zeichnen, als unbilli­
ge r Druck auf die Regi erung der USA ange ­
sehen, der l etztlich den Friedensschluß nur 

gefährden würde . 

Di e Argumente Nixons waren ja auch ein­
leuchtend genug : natUrlich mußten e r st die 
Schwierigkeiten und Meinungsverschiedenhei­
ten mit Thieu ausgeräumt werden . 

Und während in dokumentarischen Sendun­
gen die sog . "Unabhängigkeit und Souveräni­
tät" aller bi sherigen Marionettenregierun­
gen SUdvietnams entlarvt wurden , stUtzte 
man gleichzeitig die Version , die US- Regie­
rung sei nicht imstande , "einen in Präs i ­
dentenkleider gesteckten Kretin , eine von 
tausend Fäden gehaltene Marionette i hrer 
SChöpfung ' zurUckzupfeifen ''', wie es das 
Neue Deutschland treffend formulierte . 

Di e Behauptung der US- Regierung , daß 
"Nor dvietnam und de r Vietkong" mit verstärk­
ten Kampfhandlungen im SUden die Friedens­
chancen her abminderten , wurde von den "bUr-

3sgerl1chen" Massenmedi en umso begieriger 

aufgegriffe n, als immer deutlicher wurde , 
daß die USA das Abkommen nicht so schnell 
unterzeichnen wUrden und man nun einen 
Schuldigen dafUr anbieten mußte . 

Die Durchsichtigkeit von Ni xons Wahl­
kampfmanöver auch nur anzudeuten, war bei 
weni gen Ausnahmen fUr die westdeutschen 
Massenmedien unmöglich. Es ist ihr Verdienst, 

die Illusionen Uber den Friedenswillen der 
US- Regierung systematisch verbreitet zu ha­
ben . Daß sich die Bundesregierung trotz 
ihres "Friedenskanzlers" den wahl taktischen 
Täuschungsmanövern Nixons , die die Verlän­
gerung des Aggressionskrieges zum Ziel hat­
ten , nicht widersetzten, kann nur damit er­
klärt werden , daß sie nach wie vor als 
"verlängerter Arm" der US- amerikanischen 
Vietnampolitik funktion iert . 

Die demokratische, antiimperialistische 
Bewegung der ERD aber hat sich - und damit 
steht sie in Westeuropa leider nicht allein 

- hinsichtlich der Cefährlichkeit der Täu­
schungsmanöver und der Chancen der Abkom­
mensunterzeichnung verschätzt. Machtvolle 
Aktionen in der BRD und in Westeuropa hät­
ten es der US- Regierung nicht so leicht ge­
macht , die mit der DRV getroffenen Verein­
barungen zu brechen . Es muß unsere Aufgabe 
sein , mit aller Kraft fUr einen sofortigen 
Vertragsabschluß zu kämpfen, für einen 
Frieden, der den V61kern Indochinas ihre 
nationalen Grundrechte sichert: Frieden, 
Unabhängigkeit , Souveränität, Einheit und 
terri toriale Integrität. 

Der Vertragstext, der noch sm gleichen 
Tag der Veröffentlichung in Hanoi in vielen 
Städten der BRD durch die "Initiative In­
ternationale Vietnam- Solidarität" verbrei­
tet wurde , hat diejenigen , die sich in ih­
ren Materialien als "Volkskriegsfanatiker" 
zu erkennen gegeben hatten, Uber die Maßen 
verwirrt und verstört . Da standen sie nun 
mit ihrer Losung "Sieg im Volkskrieg", wäh­
rend die vietnames ischen Freunde und Geno s-

Korn" War 
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sen ein Abkommen vorweisen konnten , das 
einerseits die militärischen und politischen 
Erfolge der Völker Indochinas und das ver­
änderte internetionale Kräfteverhältnis 
widerspiegelte , andererseits aber auch ein 
Zeugnis fUr eine weitgehende diplomatische 
Initiative der vietnamesischen Patrioten 

war. 

Die Reaktion der Spalter- und Sektierer­
grUppchen war in ihrer StoBrichtung - trotz 
einiger Varianten - einheitlich , ob sie 
sich zu einer mÜhsamen , partiellen Unter­
stUtzung des Abkommens durchrangen oder ob 
sie es direkt oder indirekt als "Verrat" 
(der Sowjetunion an den Vietnamesen, bzw. 
der Vietnamesen am Volkskri eg) diffamier­
ten . 

Die gefährlichen Konsequenzen ihrer Be ­
hauptungen erlauben es nicht, diese nur als 
"IrrtUmer" und "Mißverständnisse" zu kri ­
tisieren . Auf einige ihrer PeroIen soll 
daher eingegangen werden . 
Sie sagen: "Der Imperialismus vird seinen 
aggressiven Charakter nie verlieren" ( -
eine zweifellos richtige Feststellung) und 
Friedensverträge bedeuten "fUr ihn nur, 
daß er formal bereit i s t , alle Zugeständ­
nis se zu machen, solange diese ihn nicht 
an der weiteren UnterdrUckung und Ausbeu­
~ung eines Volke s hlndern .,, 1 
Sie meinen aber : Jeder antiimperialistische 
Kaopf muß Oberall und jederzeit die mili­
tärische Entscheidungsschlacht SChlagen . 
Kurz- und langfris tige Möglichkeiten , die ­
s en aggressiven Imperialismus politisch, 
ideologisch und diplomatisch , (ökonomisch 
und militärisCh) zu schwächen, ihm - wo 
immer das Kräf~everhältnis es zuläßt -
Schranken zu setzen, Positionen zu entrei­
ßen , ihn an Nebenfronten angreifen etc . -
all das sind unwesentliche bzw. verzichtba­
re Kampfformen. 
Sie s agen : Es gibt nur eine EntSCheidung . 
"Die Entscheidung fUr den revolutionären 
Volkskrieg oder gegen ihn. DazwiSChen gibt 

es nicht s . " 
Sie meinen damit : Gewerkschafter , Chri­

sten, fortschrittliche Intellektuelle , 
aber auch die Massen der arbeitenden Bevöl­
kerung , die den zveiten oder sogar noch den 
erste~ Weltkrieg am eigenen Leib erlebt 
hat und daher mit gutem Recht vor "Volks­
kriegs"- Parolen zurückschreckt, sie alle , 
die sich nicht fUr den Volkskrieg entschei­
den vollen oder können , werden "an die Sei­
te des US- Imperialismus und alle r seine r 
Helfershelfer" gestellt , die "in letzter 
Konsequenz UnterdrUckung und Te rror auf dem 
ganzen Erdball" beklatschen . 

Die bornierte Fixierung auf die militä­
rische Front allein , die auch ror die um 
ihre Befreiung mit Waffengewalt kämpfenden 
Völker falsch ist und von keiner Befrei­
ungsbewegung - sei es in Lateinamerika , 
As i en oder Afrika - theoret i sch und prak­
tisch vertreten wird , beinhaltet in letzter 
Konsequenz den Verzicht auf den politischen 
Kampf selbst . 

Gerade diejenigen , die die berechtigten 
Forderungen des vietnamesischen Vol kes an 
uns - "in allen fUnf Erdteilen a ll e 
geeigneten Kampfmaßnahmen zu ergreifen, um 
zu fordern, daß die amerikanische Regie­
rung sofort das Abkommen unterzeichnet,, 2 -
ablehnen, wagen es , sich zum Sachwalter und 
Kritiker der vietnamesischen Revolution zu 
machen . 

Bedenkt man die Tatsache , daß die Bun­
desrepublik der ökonomi sch , politisch und 
militärisch stärkste VerbUndete des US-Im­
perialismus ist , daß es sich um einen Staat 
handelt, in welchem di e militäriache Macht­

frage längst noch nicht zu s t ellen i st und 
daher der Kampf an der militärischen Fr ont 
s i ch zumeist auf die politische Aufklärungs­
arbeit in der Bundeswehr beschränkt , so 
kommt gerade hier dem politischen Kampf 
größte Bedeutung zu. 

Doch selbst , wenn diese relativ SChlich­
te Einsicht politisch Naiven oder Wirrköp­
fen, die ihre Erfahrungen in Geisteraus­
schUssen (den sog . VietnamausschUssen) sam­
meln , nicht unmittelbar zugänglich i st , _ 
die Vietnamesischen Befreiungskämpfer, die 
FNL und die Provisorische Revolutionär e 
Regierung selbst haben es i mmer wieder und 
eindeutig formuliert, welches der Beitrag 
der international en Solidaritätsbewegung 
sein soll : 

"Wir möchten Euch ... bitten , Eure Anstren­
gungen zu verdoppeln , um die reaktionäre 
Indochinapolitik der USA anzuprangern und 
zu verurteilen und um den Völkern von Viet­
nam , Laos und Kambodscha Eure ganze morali ­
sche ,polltische und materielle Hilfe zukom­
men zu lassen.,, 3 

Anmerkungen 

1) Die im folgenden zitierten Äußerungen 
der "Volkskriegsfanatikern entstammen 
regionalen un~ zentralen Flugblättern 
der Vietaam-Au~schUsse bzw . von KSB/ML 
Gruppen etc . 

2) Bulletin der Botschaft der RSV in der 
DDR Nr . 11 , Novembe r 1972 

3) Brief von Ly van Sau, Sprecher der PRR 
bei den Pariser Vietnam- Verhandlungen 
an Ver treter der Initiative Internationa-
le Vietnam- Solidar ität , AIB Nr 6/1970 . ~~ 
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CHILE 
Luis Corvalan, 
Generalsekretär 
derKP Chiles: 

Was geht in 
Chile vor? 

Frage: Wekttes sind die charaktetbtiscMft 
Mllrkmale des re,olutlonären ProlHSeS in 
Chile, und _Iche Hauptmomente der 
Tätigkeit d... Volkllqlerong bestlmml!lf 
den Inhalt MlMr gqenwfirtigen Etappet 

Antwort : Oie Ereignisse In Chile sind ein 
Tea des revolution1!ren Weltprolesses. 
Bestimmend für Ihren Inholt und ihren 
Chornkler sind die drir.gende Notwendig. 
kelt der Befreiung des landes von der 
imperialistischen Herrld!oh, die Im Sct.oße 
unserer Gesellscholt herongerelften Grund­
widerspruche sowie die Starlee, der e,· 
reiente Grad der Einheit und der politi­
senen Reife des Proletorlots lind des gon­
ien Volkes. Die gegenw1! rtlge Etappe des 
revolulion6ren Prolesses In Chile wird 
durch Ihren ontllmperiollstischen, onti· 
lalifundlstlschen und antimonopollsllschen 
Inholt charokterlslert, 

In den rw.1 lurildtllegenden Johren hoben 
• ich In der Wlrtsenah des Landes lie'· 
greifende VerandeNng.n vollzogen. Ver· 
staatllcht wurden die groBen Kupferminen 
der Imperiollstlschen Gesellschohen Ana· 
eanda und Kennecott, d ie Solpeterpro. 
duktlon, die groBen EIsenerzgruben, das 
Hüttenwerle In ttuachlpoto, eine .Krnh· 
werksge~ellschott (Filiale der Ameriean ond 
Forelgn Powers Comj,ony) sowie die g~ß. 
ten ausländiHhen Firmen im Al..Benhandel. 
Enteignet wurde die Fillole der Inlema· 
tionale Telephone and Telegrnph (Im. 
Dem Imperiollstlschen Hernc:nahssystem 
sind wuchtige Schillge vefH:ln worden. 
Die AgrofTeform hot die Hälfte der bear · 
beiteten landerelen erfaBt Mit der Ail· 
macht der lallfundien Ist es vorbei. Pri· 
vate Banken gingen In d ie Hande des 
Stootes Ober. Einige Dutzende der gr6Bten 
Industriebetriebe monopolistischen Typs 
sind verstaotlicht, requiriert oder stehen 
unter Kontrolle. Der Stoat kontrolliert 
94 Prozent des Exports von Waren und 
Dienstleistungen und 60 Prazent des ' Im· 
ports. In seine H1!nde ging ein großer 
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Teil der Großhandelsbetriebe Ober, ge· 
schaffen wurde ein Appornt für die Belie· 
ferung der Elnzelh1!ndler mit Waren. Die 
ökonomisdle ModIl der chilenlscheh 
Flnanl0ligardlie ist betrtlchtllch untergrn· 
ben, wenn auch nldlt endgültig gebroct..n, 
Von GNnd ouf 'lerandert kot skfl die 
Außenpolitik Chiles. Oie RegleNng stellte 
die 1964 unter dem DNdt der USA abge. 
brochenen diplomatischen und Handels· 
beziehungen mit Kuba wied.r her und 
nahm Beziehungen zu einer Reihe; anderer 
Staaten a uf. 

Die RegleNng hot die Handelsbellehun· 
gen zu den L6 ndern des Sollallsmul, 
besonden tUt Sowjetunion, bettachtlIch 
erweitert. Die Gesamtsumme der uni van 
den sozialistischen Landem gewa hrten und 
zum Teil bereits In Ansprudl genammenen 
Kredite beläuh sld! auf 463 MIII. Dollar, 
van denen 2.59 ""m. auf die UdSSR entfol · 
ten. Außerdem beginnt Chile von Ihnen 
wertvolle wlnenschahllch·tedlnlsche Hilfe 
lU erhalten. Die polil ischen und kulturellen 
Beziehungen werden welterentwid:elt. Her· 
gestellt wurden die ersten freundschaftll· 
chen Kontokte rwisdlen den militärischen 
Institutionen Chiles, der Sowjetunion. der 
DDR, Polens und Kubas. 

Besondere Aufmerksamkeit der Volksregie. 
Nng gilt einer Verbesserung der Bezie· 
hungen zu den lateInamerikanischen L6n· 
dem. insbesondere 11,1 den angrenzenden 
Staolen und den Partnem des Anden· 
pokts, 

Ein Spezifikum deI in Chile verlaufen den 
Prozesses, der in de r gonIen Welt starltes 
interuse findei, besteht dorln, doß die 
revolutionären Umgestaltungen im Rah· 
men de r Verfassung vallzogen werden. No· 
türlid! hondelt es sich fl icht elnfoch um 
konstitutionelle Möglichkeiten In reiner 
Form. Van entscheidender Bedeutung ist 
der organisierte Kompf der Werktätigen 
und die Tatsoche, doB dl. Mehrheit der 
Bevölkerung des Landes d ie Notwendig. 

keil d ieser odel" Jener Maßnahmen 
begreift. Dos war beispielsweise bei der 
Verstaatlichung des Kupfers der Fail. die 
'tom ganten Volk elnmiit!g unterstützt 
wurde. Als ein weiteres Beispiel mag dos 
Scheitern der von den ReoktionOren ein­
gebrachten Ge5etlesvorlogen die'nen, 
durch die requirierte Unternehmen den 
lriiheren GescMfufijhrem unterst.llt wer­

den sollten. Oie Weri::tötigen .rtcrörten 
."Ischlouen, daß sie dem nie und nimmer 
lustimmen _rdan. 

Der QIIJ.Omte reyolution6r. Proze8 _ 01'1-

gefongen beim WohlsJeg des Volkes Im 
Johr. 1970 bis zu den Umgestaltungen der 
jOngs!e" Zeil - wire! vor ollem durdl die 
Aktionen der Mossen. durdt · die Ernhelt 
und den Kampf der W.rfttatigen und des 
ganzen Volkes bestImmt. 

Wir müssen den Widerstand der Reaktion 
brechen, den stootlrc:hen Sektor de' Wirt­
schoft erwellem, bei der Verwlrklimung der 
Agrarreform nom weiter vorankommen, die 
Rentobllltöt der stootUmen Betriebe 
simem, die Produktion und die Arbeits. 
produktlvit1!t e rhöhen, d ie wirtsmahllche 
Plonung entwld:eln, gegen die Inflation 
vorgehen, die Venorgung gewährleisten. 
die Arbeitsdiulplin heben und gegen den 
Bürokrntismus kämpfen, 

Gleim:eitig sind tiefgreifende Umges1ol. 
lungen im System der Oberschulbildung 
sowie eine _ltere Entwidtlung der Hoch. 
smulre'orm erforderllm. In der Sct.luBslt. 
lung deS' Nationalen KongreSHs d., Kom. 
munlstismen Jugendverbondes sogte der 
PfÖsldent der Republtk. daß _jeder ler· 
nende arbeiten und Jeder Arbeitende ler· 
nen muB-, Dos Ist der Sinn dieser Reform. 
Im Vordergrund steh,n femer die Wah· 
nungsfroge und dos Prnblem des Gesund. 
heitssd1ullti. Oie Regierung Ist bemüht 
sie 11,1 lösen. doct. dos hängt vor olle"; 
davon ob. wieviel Mittel wir durth die 
StelgeNng de r Produktion sowie durm 
rlchllge WirUc:hahs· und Flnpnlpolilik 
okkumulleren können, 

Immer dringender werden die Umgestol. 
tungen Im poIitJschen Oberbau der Gesen • 
smott. Dazu Ist vargesehen, den Entwurf 
der neuen Verfassung auuuar'beiten, d ie 
u. a. eine Demakmtlslerung der Leg15la. 
live und der Justiz efTfl6gllchen wird, ihn 
in der Otfentlimkeit zur Olskussion . 11,1 

stellen, bevor er Ins Porlament kommt. 00 
ober die Reaktion In den genannten Orgo. 
nen feste Positionea innehat und dos 
BewuBtseln der Bürger in die5er Hinsicht 
nodl ungenügend gerefft Ist. muB eine 
groBe ideologildM und polltJsche Schlocht 
~eliefert. eine _senttidle VetandeNng im 
Kr61teverh1!ltnls herbeigeführt werden, 

Frage : Kinnen Se, Geno.ue Conaliln. 
unler Berüdtsidltigunv Ihr., Definition der 
gegenwörtigen Etappe des rnolutionören 
Proteues in Chile etwa. 11,1 den Möglich. 
keiten dltr Entwicttung des Landes auf 
dem WltliJe lum Sollolismus, sagen' 

Antwort : Oie Verstoatlichung de, grn8en 
Unternehmen, die dem Imperial ismus und 
der Oligarchie gehört hoben, sowie d ie 
Ver6nderungen im System des GNndbesil. 
les schaffen die mate riellen Varaussetwn. 



gen rur eine Bewegung tum Sozialismus. 
Abt:, on sidl garontleren sre eine sorche 
Bewegung noch nidlt. Entscheidende Fak· 
loren in diesem Sinne sind d ie führende 
Rorre der Arbeitertll:lsse, ihr gemeinsam 
m'l den anderen lioziolen Schidllen gefuhr· 
ler Kampf fü, die Realisierung dieser Vor­
auuelzun!ilen und der paUti$.Che Kurs der 
Regierung, 
Mil Hilfe der Kommunistischen und der 
Sozialistischen Partei JOwie der Einheit­
lichen Gewerkschaftszentroie (Central 
Unic;:o de TrobaJadores de Chile - CUT), 
die der Regi"J,ung nidlt angehört, ober 
die von dieser durd!geführten revolutioneI_ 
ren Ve,änderungen unterstütlt, übt die 
A,beiterklosse zunehmenden Einfluß auf 
die Umgestaltung der GeseUsdlalt aus. Es 
e,geben sidl weitgehende Möglichkeiten 
fur die Teilnahme der Werktätigen on der 
Leitung der Betriebe, vor ollem Im slaat. 
lichen Sektor der Wirtsdlaft. Gebildel 
werden Auuchüsse, die für die Steigerung 
der Produktion und der Arbeilspraduktivi­
telt sorgen, sowie Kommissionen lum 
Kampf gegen Sobotage und andere Um. 
triebe des Klassenfeindes. Im Dorf ent· 
stand und entwido:elt sidl die Gewerk· 
sdlaftsbewegung, die bereIts rund 300 000 
Werittötige in ihren Reihen zöhlt. In den 
von der Agroueform erlaBten Bezirken 
sind die ersten genouensdlaftlidlen Be· 
"lebe und eine Reihe Staatsguter ent­
standen, werden landmaschinenparks ge­
sdlallen und Bauernräte gebildet, d ie 
sich on der Ausarbeitung und Verwlrjdi. 
chung der Regierungspotitik a uf ollen 
Ebenen beteiligen. Die Parteien der Uni . 
dad Populor sind flir die breiteste Teil­
nohme der Werttötlgen on der Leitung 
des Staotes. 
Sei der Bestimmung der Rolle des Prale · 
to riats in der Revolution Ionen wir Kom­
munisten uns von marxistisch_leninistischen 
Prinzipien leilen. Diese werden aud-! von 
de, Sozialistischen Partei und der MAPU 
(Movimiento de Ac;:ti6n Papulor Unitaria I) 
geteilt. ZUJOmmen mit unserer Partei 
kämpfen sie für die Verwirklichung dieser 
Prinzipien, lür de" Erfolg der chilenisdlen 
Revolution, für den Obe,gong zum Solio­
lismus. ~ Die einzige wahre Volhalternati~e 
und folglich audl die Hauptaufgabe de' 
Volksregierung ist, mit der Herrschalt der 
Imperialisten, Monopoliste" und der Guts­
besitleroligarchie SdlluB tu madlen und 
den Aufbau des Sotiolismus in Chile 11,1 

begi"nen. ~ 1 
Folglidl stellt die antilmperiollstisdle und 
ontioUgardlische Revolution, die in u"se· 
rem La"de begonnen hot, gleidlzeitig eine 
Etappe des Cbergongs IU sozialistischen 
Umgestaltungen dar und ist desholb ein 
Tell des Kampfes der Völker der ganlen 
Welt fur die nationoIe Befreiung, für Frie­
den und Sozialismus. 
Frage: Am Yorobend cNS UNite" Jahres· 
tagH du Momtonlritls der Yolbregier\l"i 
hoben sich im Londe ernste .lrtKhofUidle 
Sd'I.lerlghiten ergeben. Wehi-.e. lind 
ih'e Ullodlen und .ekfles die Wege tU 
ihrer Uberwindung' 
Anhrott: Dank den Umgestoltungen in der 
Wirtschaft werden die Gewinne aus den 
verstaatlichten Gruben, den staatt idlen 
Bankfln, den Betrieben der Agralleform. 

lone und des staatlichen Indust,iesektors 1m 
Interene des Volkes und des landes 
genutlt. Sie flieSen nicht mehr in die Safe$ 
der Monopole. Die Regierung hot eine 
Umverteilung der Einkünfte lugunsten der 
WerktCitigen, eine Erhöhung der Kaufkraft 
der Massen erreicht und d ie Produktion 
auf der Grundlage voller Ausnutzung der 
vorhandenen Kopolitöten stimuliert. 
In der Spradle der Statistik ausgedrüdt, 
betrug der Zuwachs des Natianalpraduhs 
im Jarre 1971 8,5 Prole')L der Zuwachs der 
Industrieproduktion etwa 12,5 Prozent. Im 
el$ten Halbjahr 1972 war die Industriepro_ 
duktion um 12,7 Prozent gröBer als In der 
gleichen Periode des Vorjahres. Oie 
Arbeltsloslnquate ist die niedrigste ,eil 
16 Jahren. Sie sank von 8,8 Prolent im 
November 1970 auf 3,7 Prozent im Juni 
1972. Im Vergleich lum Vorjahr ging die 
Inflation im Jahre 1971 von 34,9 out 
22,7 Prozent IUrück. 

Doch obwohl dos Wachstumstempo d~r 

Produktion und der Beschöftigungsgrad 
hoch bleiben, madlt dos land geglnwörtig 
ernste Versorgungsschwierigkeite" durdl. 
Die Inflation hot stark tugltnammen. Von 
Ja"ual bis August diueli Jahres sind die 
Lebenshaltungskosten um 63,5 Prozent ge­
stiegen. 

Diese Erscheinung en hoben ~iele Ursa­
dlen. Oie Valhregierung hat 015 Erbe eine 
sageO"lhofte Auslandsvel$chu1dung ~on rund 
4 Mrd. 00110, iibl!mommen. Oie Landwirt· 
schafl is t seit Jahrtehnten nicht mehr aus 
der Krise und Stagnation herausgekom ­
men. Oie Ausrüstung der Industriebetriebe 
ist veraltet. De, Elsenbahn~erlo:ehr, die 
Seesdlilfohrt und das Stroßennetz si"d 
nicht entwido:elt. Oie Hölen können den 
Güterumschlag nidlt bewöltigln. Es flhlt 
on Getreidespeidlern. 

Die Volkueglerung mußte dos land bei 
einer ungunstigen Ko"junhur auf dem 
Weltmarkt vertreten. Der Preis fiir Kupfer 
- den Hauptposten unseres Exports - ist 
won 68 auf 48 Cents je Pfu"d IUrildt­
gegangen. Die Senkung um eine" einzigen 
Cent bedeutet Iü, uns den Verlust von 
12 MIII. Dollar jährlidl. Wir büßen somit 
alljohrlidl 240 Mill. Dollar ein. Gleidlleitig 
sind die Weltmor~tprelse für die von uns 
eingeführten Nahrungsmittel und für dos 
Erdöl, die wir in Devisen bezahlen müs­
sen, sta,k angest iegen. Obwohl mit eini­
gen ländern Verhandlungen über eine 
Oberp,üfung unserer Verschuldung auf· 
genommen wurden, müssen wir 01.11 
G,und von Verpflidltungen ftiiherer Re­
gierungen mehr 015 200 Milt Dollor jöhr­
lidl zohfen. Die USA hoben uns den Kre­
dit 11.1 einem graSen Teil entzogen. Dos 
verringert unsere Importmöglidlkeiten 11.1· 
dem um mehr als 200 MUt Dollar. 

Bei den revolutionären Umgestaltungen, 
zum Beispiel beim Oblrgong der Kupfer­
minen In die Hände des Staates, kommt 
es lur Sabotage, rur Fludlt va" Fadlkrof­
ten, die USA liefern keine Ersatzteile mehr 
und verhöngen ein Embargo über die Aus­
fuhr bereits be!ahlter WOl1ln nadl Chile. 
Die reaktionöre Mehrheit im Parlament 
verweigert die Bereitstellung von Mitteln 
zu, Finanzierung einiger RegierungsmoB­
nahmen. Festsetzung fixer Preise und Erhö-

hung der Löhne über dos vorgesehene 
Niveau hinous bedingen nidlt sehen, daß 
Betriebe des staatlichen Sektors mit Ver­
lust arbeiten. Oie Demogogie des Klasse,,_ 
feindes und einiger ~ I inker· Kreise löBt die 
Tendenz zu überhöhten wirtschoftlidlen For­
derungen aufkommen. 

Das olles zusammengenommen hot die 
Regierung gelwungen, luviel Geld in 
Umlauf zu setlen. Vermögende l1Iaktioniire 
Kreise begonnen Panik zu schüren, die 
Bevölklrung zu Hamsterköulen antustiften, 
schufen den Schwarten Markt und organi_ 
sIerten den Sdlleidlhandel_ 

Die Regierung kämpft gegen die entsten· 
dene loge. Sie hot dos lohn. und PreIs­
system überprüft, den Escudokurs In Rela­
tion zum Dollar veröndert, eine Reihe von 
MoBnahmen zur Verringerung des In Um ­
lauf belindlichen Geldüblrschuues er­
griHen und d ie Steuern für die Reichen er­
höht. Damit wild dIe finanzielle Macht der 
besitzenden Klassen untergraben. 

Oie Oberwindung der Versorgungsschwie­
rigkeiten ul\Cl die Eindömmung der Inllo· 
~i an höngen nicht nur von der Wirtsd!ofts­
und Finanzpolitik der Regierung, so"dern 
audl von den Werittöt lgen selbst ob. Oie 
Regierung Solvador Allende hot mit ent· 
schlouener Unterslützung der Kommunist!­
sdlen Partei und der onderen Organlsatia· 
nen der Unidad Papular das Volk aulge­
rufen, die Schlacht um die Steigerung der 
Produktion und der Arbeitsproduktivitot zu 
beginnen. Dieses patriotische und revolu­
tionäre Ziel beglbtert Hunderttausende 
von Werktätigen. 

Aufgenommen wurde d ie Produktion von 
ErJOtz- und Einzelteilen, die wir früher 
importieren muBten. Es kamen die ersten 
Neuerer der Produktiall ouf. Freiwillige 
Sanntaguchidllen werden Immer mehr 11,1 
einer MauenerKhelnung. Es gibt keinen 
Betrieb des stoottidlen Sektors, in dem 
sie nicht durd!geführt werden. Auf Anre­
gung des Koordinierungnenlruml der 
JugendorgoniJOlionen wurde der 14. Moi 
1971 tum Nationalen T(lg der freiwilligen 
Arbeit. An ihm beteiligten sich 1 Mill ioll 
Menschen. Die freiwillige Sonnlagsschldlt 
im Jahre 1972 ve,..inte be,..lts 2 MUlianen 
Menschen. 

Aber das olles sind nur gute A"sötze. Wir 
müuen noch vieles tun, um die Planung 
zu entwichln, das System der Produktions­
wert,äge, der materiellen und morol isdlen 
Stlmulierung zu verbeuern. 
Bei der lösung des VerJOrgungsproblems 
feistet uns d ie JOziolisti1d-te Stoaten­
gemeinschaft unschöh:ba,e Unterstützung. 
Die Sowjetunion hot uns lur den Ankauf 
vo" Nahrungsmitteln eine einmalige An ­
leihe in Höhe von 70 Mill. Dollar und 
25 Mill. Dollar als ,evolvierenden Kredit 
gewährt. Wir erhielten ferner drei sawjeti­
sdle Fisdlereilahrteuge, was eine wnent­
liche Verbesserung der Versorgung der Be­
völkeru"g ermöglichte. 

Flage: Auf teit.eilige St;h.ieriglteiten 
splkulierend, ,erwcht die Reaktion immer 
_iedel, lur GeglnoHensiye übenugehen. 
Wos können SIe IU den Grundrichtungen 
du politischen Kampfes in Chile Jagen' 
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Antwort: Wie UnHr. Partei wiedemolt er· 
klorte, bedeutete der Sieg bei den Präs;· 
dentenwohien ... on 1970 die ErobeNng nur 
eines Teils der polltluflen Maa.t. Der Feind 
versua.t, uns lum Rücltlug 01.15 unieren 
Positionen 11.1 twlngen. Wir sind bestrebt, 
diese Posilionen 11.1 fesligen und d ioe 
Offensive weiter ... orIultogen. Dos heißt, 
daß der Klassenkampf um die Grundfrage 
der Revolution, die Frage der Maa.t, enl­
brennt. 
Die gonle Welt weiß Hhr wohl, daß der 
nordamerikaniufl. Imperlallsmu. und die 
reaktionörst.n r.dIten Gruppierungen In 
Chfle 1970 bestr.bt waren, den Moa.!­
antritt des Blads der Unidad Populor zu 
vemindem. Dies. PllIne sind In .den ... on 
der Weltpreue veraffentlia.ten.-Gehelm_ 
dokumenten der ITT und der CIA dar­
gelegt. Im MÖrI dieses Jahres wurde .in 
Staolutreidl versudlt. Einer der Rödel,. 
führer der fehlgesdllagenen Meuterei. der 
Mqjor J. R. Arturo MorshaU, floh noa. 
Bolivien und deat. auf einer Preuek ... nfe. 
renz die Ab$idlt der Versct.wOrung auf. 
die Regierung Solvodor AUende tU stür_ 
len. Im September organisierten die reok· 
tiooorsten Kreise . 11'1' neue Verschwllrung 
mit dem glela.en Ziel. Die Opposition 
gruppie;rt ihr. Reihen um und sudlt die 
Erfüllung des RegJerungsprogramms In 
Jeder Welse tu behindern. Die Kommu­
nistisa.e Partei unterstütrt, wie aua. die 
übrigen Partner des Blads der Unldod 
Popular, entschiauen dl. Regierungsmaß_ 
nahmen gegen die Reaktion, insbesond.re 
auch, daß Mitglieder der fosa.istisdlen 
Gruppen . POlrla y libertod- und .Co­
mando Rolanda Malus· vor Geria.t geste llt 
wurden. 

Die Rechten haben f.ste Positionen Im 
Rundfunk und In der Preue. SIe 56en 
Unruhe, lügen. Verteumdungen, sd!mÖh.n 
die Regierung und den Prösidenlen der 
Republik. Diese Loge Isl unertr6gllth 
geworden. Deshalb wurde ein reglerungs_ 
felndlla.es Femsehprogramm ... erboten. 
Maßnahmen wurden geg.n Rundfunksen­
der ergriffen, die ganz wüste Hetuendun· 
gen ouutrahlten. 

tn .inem Offenen Brl.f on den Pr6slden· 
ten der Republik ford.rte die Kommunisti· 
sche Partei eine festere Politik, die Ein­
sdlftinkung der reoktionören Gruppe Im 
Rahmen der a.iI.nlsd1en Gesetze. Wenn 
die Opposition verfossungsmößlg. ~edlte 
besllrt, so heißt da. rtod! nitht. daß sie 
olles tun dorf, was Ihr beliebt. Die Rqi. ­
rung kann nia.t nur olle ihr durda dos Ge­
sett einger6umten Mittel zur Aufr.a.t­
erhaltung der Ordnung .inseu.n, sondern 
ist dalU sogar Vlrpllia.t.t. 

Wir Kommunisten sind d.r Ansitht, daß die 
Rechle erer Opposition unter den Bedin· 
gungen unHres Londes anen:annt werden 
müssen. Aber gleld'lleitig sind wir tulle'st 
do ... an überzeugt. daß skh die Re ... olution 
nidlt e rfolgreid! .ntwickeln kanr), bevor 
die Regierung, die Volksporteien und die 
onderen progreniven Kröfte die Schlüssel · 
positionen im System der MauenmedIen 
e rrungen hoben. SI. münen dos Volk 
orientieren, zur Zersdllogung der Recktion 
Im Ideologischen und poIilisdlen Kampf 
beltrog.n. 
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Ungeod!tet oller Schwierigkeiten begreU.n 
die Arbeiterklasse und .in großer Teil der 
übrigen Bev6lk.rung. daß die Regi.rung 
Ihre Interessen berilcksldltigt und Kurs auf 
die Fortsetzung der revolulionCiren Um­
gestaltungen. auf die grundlegende l 6sung 
der vor ihnen stehenden Probleme hält. 
Eben dorous eridCirt es sith, weshalb sia. 
d ie Massen bei Jedem Ausfall der Reak_ 
tion entsdllou.n zur Verteidigung der 
Regierung emeben. Der Jahrestag dei Sie­
ges der Onidod Popular und der Unab­
hängigkeitstog wurden In einer Atmosphöre 
heftigen poUtisa.en Kampfes begangen. 
Die Vena.wCirer bereiteten auf vollen 
Tou'ren die Verwlrklia.tmg ihrer subversiven 
PICine vor. Die Volksmauen ontwort.ten 
iI.,en mit einer moa.tvollen Demond ration 
une~ttertia.er Ents-dllossenhelt. den 
f05Cl(j.'i,a.en Elementen den Weg zu v.r_ 
sperren. 

Oie CUT eridCirt. kotegorisa., daß die 
Arbei ter und Angestellten Im Fall. einer 
reoktionören Meuterei die Betriebe beset­
len und auf Jede Wendung der Ereignisse 
vorbereitet sein werden. Die Kommunisti­
sdle und die Sodoll ,tlsche Partei bekunde­
len in einer gemeinsamen Erklärung Ihre 
feste Absia.t, olle Melnung,veruflledenhei­
len beiseite tu lassen, und rüdlen das 
Zusammengehen zur Mobilisierung der 
Massen und lur leitung ihres KompIes 
gegen die Versdlwarer als Aufgabe In den 
Vordergrund. Alle Parteien der Unldod 
Papula' teilten - jeode für sid! und au~ 
gemeinsam - dtn gleia.en Entsdlluß mit. 
Außerdem ertdörten die Kommunbtisdle 
Partei, die SozlolJstisdle Port.1 und die 
CUT. daß die entstandene Situation die 
Sct.alfung von Selbstsd1utzkomitees gegen 
Meuterei und Fasct.ismus In jedem Betrieb. 
in jedem Wohnblod: notw:endig modlt. 

In den angespanntesten und gef6hrl ich. 
sten Momenten des palitisdlen Kampfes 
wurden sogar im lager der Opposition, 
konkret In der ChrlstlJch-Demokmllschen 
Partei, Stlmm.n des Protesles gegen 
Putsa.versua.. laut. Dos Obemaupt der 
kotholIsdIen Kirdl. Chiles veröffentlia.te 
einen Aufruf. .die grauenhafte Kata­
strophe, den Bruderkrieg, nitht zuzulassen·. 
Es sprach davon, daß "die Rechtsordnung 
un.d ihre Normen, mit ihren Institut ionen 
und ihrer Moa.t, mit ollen Ihren Vorteilen 
ul'ld Mängeln ,espektlert werden mOssen" . 
f)er Oberbefehlshaber der londstreltkräfte 
Generol Proh gab .Ine energische Erklö­
rung ob. daß .. di. Streitkräfte und die 
Karobinieri trotz der Spannung und des 
Drucks. d ie sich aus der gegenwartigen 
l oge in der a. ilenisdlen Gasellsa.oft erge· 
ben, erfüllt vom Bewußtsein d.r Beruh­
pflIcht und der Interessen der Notion, Ruhe 
bewahren werd.n". · 

Die erdriidtende Mehrheit der landes· 
bevölkerung lehnt dl. M.uterel und d.n 
Bürgertrieg ob, d.n dl. Reaktion - '10' 

ollem die foschlstlsct.en Gruppen _ . ent­
f.s seln möchte. Dos heißt. daß trott der 
Vereinigung der Opposition In der soge­
nannten Oemokrotlsd1en Konfaderotlon 
(Confederacl6n O.mocr6tlca) nicht olle 
ihre Teilnehmer den Sturz der Reg ierung 
anstreben. W6hNlnd ein relativ kl.lner, 
obe, deswegen nicht minder geUlhri lcher 
rell der Opposition fiir den konterrevolou-

tionären Putsen ei ntritt, Ist . In anderer, 
zohlreia.erer T.il für d.n .... rfanungs­
mößigen Weg. EnUdleldend sein wIrd In 
jedem Falle dl. k6mpferisch. Position der 
Arbei terklasse und des gonz.n Volkes. die 
es bislang .rmCiglldit hot, die PlCine der 
Versdlw8rer tU durdallrel.fZen. 
Frage: "kanntlich fUgen ultrollnke EI.-
1Mnt. dem t..oIutloniren 'rOlell In Chile 
grafien Schaden zu. WI;IS könnten Sie zu 
dleHm Aspekt de. politlsdten Kampf .. 
sogen' 
Antwort: Zohlenm6Big .sind die ultralinken 
Gruppen, elnschUeßl1dl der MIR' all der 
gr6ßten unter Ihn.n, unbedeutend. Bel den 
Wahlen tum Nationalrat der CUT (73 Mit· 

glieder und Kandidaten) brothten die An­
hönger d., MIR mit Müh. und Not einen 
e inligen V.rtreter durdl. ~In d.n 28 Regio­
nolröten der CUT ist d ie MIR überhaupt 
nia.t vertret.n. Noch .JCt,limmer best.llt Ist 
.s Uni die übrigen ultrolint.n GruPPl_n. 
10 den obenten normati ... en Ral der a.1· 
lenisa.en Unl ... ersltät (100 Milglieder) wurde 
ein einzlg.r Ultro llnker gewöhl!. In d.r 
Leitung des Stl,ldentenbund.z h~1 dl. MIR 
on der Unl .... rsIiCh nur einen und on der 
T ecnnlschen UnlVlrslt6t iiberhoupt k.lnen 
Vertreter. 
Indessen filgt dl. politische T6dg"lt dl.ser 
und anderer ultralInker Gruppen, von der 
reoktion6ren PresM breit propagiert, der 
Regierung d.r Unldod Populor emlten 
Schaden 11.1. Politik des Frontalal'lgrlffs auf 
die gesamt. BourglOlsie und Opposition, 
Besettung kleiner und mittlerer BehletMi 
und Güter. provokatorische, obent.uertlche 
Aktionen, bei d.nen mil Sct!u8wafl.n 
herumgefua.t.lt wurde, Vertretun; der 
These von der Unvermeldlla.kelt des be­
wgffneten ZusommenstoBes und opportunl_ 
stisene Ausnutlung dieser oder J.ner 
Schwöa.e der Volhbewegung - oll dos 
gießt Wasser auf die Müt!l. der Oppo­
sition Im olf;emein.n und der V.rschw6-
rer Im besonderen. Di. Umtri.be der 
Ultra linken .rsdI_Nin den Nivolutlonllren 
Prozeß, der dl. Konzentration de, Feuers 
auf den Hauptfeind, die Gewinnung der 
einen Bevölkerungsschh:Men und die Neu­
lrolblerung der andeNin erford.rt. Da' 
Vemalten der Ultralinken hlnd.rt dl. Re­
gierung daran, .nerglsd!e Maßnohm.n 
gegen die Reoktlonllre IU ergreifen. Die 
meisten Chll.nen sind der Ansicht. daß 



alle Extremlsten - die red'lten wie. die. 
• lInleen· - in gleicher Welse lU behandeln 
sind, sobald si. das G.seb übertreten. 
Nach einer Definition des Pr6sid.nt.n der 
Republik war die sogel1Gnnte • Volks· 
assombl .. •• ...on d.n UltralInken noch 
Concepcion einberufen, .In . Spalter. 
manöver-, e ine Art . Iyrisch. Foto Morgana 
au6erhalb der Wlrkllchk.lt-. Deshalb 
wurde sie von der Unldad Populor obge· 
rehnt, auch wenn sich .Inlg. Vertreter der 
Koalitionsparteien daran beteiligten. 
01. Ultralink.n sind der Ansicht, daß die 
RlI'IOlutlon gesdleit. rt seI. Si. erheben An· 
spruch auf die führende Rolle und eroHne.l 
In gewissem Sinne eine zweite Front gegen 
die Regierung, indem sie Gruppen, die der 
Unldad Papular angehören. auf Ihre 
Positionen hlnübertuJiehen versuchen. 
WIr Kommunl5ten sind heute ebenso wie 
gestern absolut von der Notwendigkeit 
Ober:r.eugt, gegen extremlstisdle Tendenzen 
zu kampf.n. Ideologisdler und politischer 
Kampf gegen die Konz.ptlonen und die 
abent.u.rlichen Umtriebe d.r rechten und 
. lInk.n- Extr.misten Ist neben dem Kampf 
g.gen d.n Reformismus und liberalismus 
der R.dltsopportunisten unsere uneriaßliche 
Pfl/d'lt, _nn wir die re.volutionliren Kröfte 
zusammenschließen und die erfolgreiche 
&füllung des Progral'flms der Volkseinheit 
g.wöhrleist.n wall.n. 
frag.: K5ftnten Sie die POlition "' Str.tt­
tr6he In det enutal\deMn Situation .twal 
au"Dhdkh., charakterliieren' Wir micht.n 
audl ehKIs über die M6glkt'lkeit einer Ver­
brelt."u" der IOlialpoUtlldMn Bau. der 
Unldad Populor und Ober d.le Perspellti,en 
im ZUlOmrnenhong mit den Im März 1973 
bHollt.henden ParkllHlluwahlen erfoh­.... 
Antwori : Die Atmee mischt ,Id\ gem68 der 
Verfassung nld\t in politische Streitfragen 
ein. Notürllctl s.tz.n Ilch die Streitkröfte 
vor oll.m aus Mensch.n zusomm.n. Und 
der Mensch Ist - ob In Uniform ocMr ZMI 
- ein soziales Wesen. o.r revolutlona ... 
Prote8 'Ierschörft den Klassenkampf. be­
elnflu6t olle Bürger. Deshalb wöre .s eine 
illusion zu glauben, da8 die Stromung.n 
der Z.lt d.n St ... ltkröften gleldlgültig 
sel.n. In ihnen wld."pleg.1t und 6u6ert 
sich .benfalls dl. politische und klauen­
milßlg. Vielfalt, die für die mitenisch. Ge· 
sellsdtoft marakterisli5d'l Ist. Aber trotz 
oUer Unt.rschiede sind d. Militars durd! 

ein. Reihe moralischer W.rte geeint : Ach· 
tung ... or der Verfanung und dem Geselz, 
G.horsam gegenüber d.r vom Volk ge· 
wöhlten Regierung. 
Notürllch ist es nicht ausgeschlossen, daß 
ein machtgiariger mililllrlsch.r Führer auf 
den Plan tritt, wie dos z. B. beim Exgeneral 
Viaux der Fall war, d.r End. 1969 der ... a r· 
angegongenen Regierung den Gehorsam 
.... rweigerte. um der Unidad Popular d. n 
Weg zum Sieg zu .... rsperren.' 
Oie bestehende loge kann nicht .ndlas 
andau.rn. Aber unter den Bedingungen 
unsere, land.s kann.n sich die Verande­
rungen nicht ganz und gar auf dem klassi. 
schen Weg, wie .r dutdl andere Re ... olu· 
tion.n gebahnt wurde. ...ollt iehen. Dos 
kann nur im Rahmen d.s Gesettes g •. 
schehen. unt.r Berildlslchtigung der Evolu· 
tlon In der Auffassung d.r Militärs, von 
Ihr. r Rolle in einer Guelfsdlaft. die dos 
Volk aufbauen will. 
DIe on die Streitkräfte gerichteten Forde . 
rung.n der reoktlonilren Gruppi.rungen, 
die Grenzen ihrer berufsmöBi!en Rolle zu 
überschrei ten, blieben ergebnIslos. Die 
Militörs sudlen nicht die polillsd\. 
Macht. Doch do die Militörs die Sidlerunlil 
d.r inneren Ordnung für ein. ihrer Pflich· 
t. n holten, .... rsucht die Oberschicht der 
VerschwiSr. r, ökonomisches und politisdIes 
Chool zu stiften und damit die Streitkraft. 
zur Aufgabe ihrer traditionellen Position IU 
notingen, sie ZU! Einmischung zu ... eranlas­
~". 
Deshalb führt eine Politik, die sich mit 
Ihrer Spitle gegen dl. Hauptfeind. rich­
tel und auf die Abwendung des Bürger. 
krieges. der Anarchie sowie auf die Ober. 
windung der Schwierigkeiten obtielt, zu 
einer Festigung der R.gi.rung und goran· 
tiert die Entwidtlung der R .... olution in d., 
bbh.rJgen Ridltung. 

Es gibt real. Möglichkeiten, die sodale 
Bosls der Unidad Popular zu .... rbreitem, 
weil die f8'Iolut lon6 ... n Umgestaltungen 
zum Wohle einer gewaltlg.n Mehrh.lt der 
Be ... ölkerung ... ollzog.n werd.n. Was ober 
die Verbreit.runlil Ihrer politischen Basis 
betrifft, 10 ist h.ute dafür keine M6gllch­
k.it g.geben. Obwohl bestimmte Kreise 
.inlg.r Oppasit}onsport.ien die re.'o'alutla-.. 
n6ren Umg.staltun.g.n unterstütz.n und 
soga r der Id .. des Sol/allsmus zust immen. 
könn.n sie Ihre enVen polillschen Inter. 
.ss.n, ihr Madltslr.ben. Ihr. Hegemonie· 
g.lüst. nicht oufgeben und zeigen sogar 
k'öglldle dlktatorisdle Ambitionen. Dennoch 
kann man mit .Inem T.II der Opposition 
Abkamm.n über drlng.nde .... or den Mas­
sen stehende Probi.m. utllI.ßen, mu8 slctl 
ober stels auf d.n Kampf "' W.rkt6t1gen • 
d.s ganz.n Volk.s stützen. 
Was die bevorst.h.nd.n Wahlen betrifft. 
so muß man die Stihke der Opposition be· 
rüdulchtigen. Ihr wi.d.rholt erltl6rt.s Ziel 
ist, 1m Parlament zwei D,ltt.1 der Sitze zu 
erhoh.n und der Regi.nlftg das Mlnd.st­
quorum. dos sie zur 8estötlgul'g d.r O. 
setze braucht. tu Mhm.n. Dos hei8t. bild­
lich gesprochen. Ihr dl. Pistol. auf die 
Brust tU setzen, 001 ZI.I d.s Blodts d.r 

b.ssem. In J.dem Fall. sind wir chllenl­
sdlen Kommunisten der Ansicht, daß dl. 
PersDekti ... en im w.sentlichen 'Ion unserer 
Arbeit in d.n nachsten Monaten obhöngen. 
Anders gesagt, dl. Wahlergebniue d.r 
Unldod Papular werden unmittelbar ob· 
häng.n ... an d.r Fäh igkeit der Regi.rung 
und des Volkes. den revolutionör.n Proteß 
tU ... ertiefen und die akutest.n Problem. zu 
lösen. Aber insbesondere _rden di.se 
Erg.bnis$e ... erbunden s.ln mit der Ideologl. 
schen und palillsdlen Arbeit der Kommu_ 
nistischen Partei und der anderen Organl. 
sat lonen der Unidad Popular. 
Die Re ... olutian schaHt neue moralische 
Wert.. Dank dles.n _rden gewaltig. 
Massen zum revolulionaren ScfIaHen h.ran. 
getogen. Mon braucht dl. ScfIwierigkeit.n, 
di. mit den tiefgreif.nden sol ia l.n Um· 
gestaltung.n einhergehen. nicht zu fGrch ­
ten. wenn dos Volk eine gute Führung be_ 
sitzt und eine beuere Zukunh vor sich hot. 

MApu ._ Bew.gung der einheitl1ch.n 
Volksa kt ion, dl. linke Christdemokfaten 
... ereint und d.m Blodt der Unidad 
Popular ongehölt 

2 .Grundprogramm der Unidad Popular-, 
...erOHentlicht am 22. Oetemb.r 1969 In 
der Zeitung . EI Siglo-

3 MIR _ die sogenannte .Bewegung der 
revolutioniSren linken· 

Im Oktober 1969, d. h. noch unter der 
Regierung E. Frels, st.llt. sich General 
Viaux on die Spitz. einer rtlaktionären 
Meutere i, um den Sieg der progressi .... n 
Kröfte bei d.n Wohlen im Jahr. 1970 
zu ... erhindern. 

(Que1le: 
Horizont Nr. 46/1972) 

Unldad Popular Ist, dl. eigen. log. In d.n l"III~1III 
belden Kammern d.s Parloments zu .... r· 

t:lnchilenlsches Plakat: "Chile Ist erwachsen ge - 1 
wa rden ... jetzt ge h ö rt das Kupfer uns!" 4 

I 
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KURZ­
INFORMA­
TION 

GUlNEA- BISSAU : Der Generalsekretär der 
PAIGC (Afrikanische UnabbänglgkeitspaTtel 
von Guinea und den Kapverdlschen Inseln) 
erhielt sm 17.0ktober dieses Jahres die 
M6g1ichkeit, vor der Treuhandkommisslon und 
dem Ausschuß fUr unselbständige Gebiete der 
UNO die Interessen se ines Volkes zu vertre ­
ten . Amilcar Cabrel sprach Portugal jedes 
Recht ab, die Bevölkerung von Gulnea- Blssau 
und den Kapverdlschen Inseln in den Ver­
einten Nationen vertreten zu können: "Wir 
haben schon eine nationale Regierung gebil­
det und werden uns bald als afrikanischen 
Staat konstituieren." GeganUber einem Re­
porter nannte Aml1car Cabral als Zeitpunkt 
fUr die Unebhängigkeitserklärung der be­
freiten Gebiete Ende Dezember 1972 oder An­
fang 1973. 

Gemäß den Aussagen einer Mission der 
Vereinten Nationen, die t rotz Protests der 
portugiesischen Regierung 1m April dieses 
Jahres die befreiten Gebiete von Guinea­
Bissau besuchte (vgl. AlB 6/72), hst die 
Kolonialmacht große Gebiete des Landes 
nicht mehr unter administrativer Kontrolle. 
rn seinen AusfUhrungen vor dem Ausschuß er­
klärte Amilcar Cabral , daß dieser selb­
ständige Staat nach der Unabhängigkeitser­
klärung um den Status eines Beobachters in 
a l len organisationen der Vereinten Natio­
nen ersuchen werde . DarUberhinaus appel­
l i erte er an die Vereinten Nationen , mitzu­
helfen , daß der Kolonialkrieg Portugals 
schneller beendet werde . 

Der Ausschuß gab eine Empfehlung an den 
Prädisenten der Generalversammlung, Stanis­
law Trepeczynski , Ami lcar Cabral in einer 

Plenar sitzung der UNO- Gener alversammlung im 
I nte r esse se i nes Volkes selbst s prechen zu 
l assen . (DaHy News [ Tsnz . ] 18. 0kt . 1972) 

poRTUGI ESISCHE KOLONIEN/UNO: Der UNO-Si­
cherheitsrat hat die portugies ische Regie­
rung aufgefordert , mit den "betroffenen 
Parteien" Verhandlungen Uber die Selbstbe­
stimmung und Unabhängigkeit der portugie­
sisch verwalteten Uberseegebiete in Afrika 

42 aufzunehmen . 

In einer einstimmig angenommenen Resolu­
t ion rief da s Gremium die Regierung in Lis­
sabon außerdem auf , ihre "militärischen 
Operationen" und alle "Akte der UnterdrUk­
kung" gegen die Bevölkerung in diesen Ter­
ritorien einzustellen. 

Der Vorsitzende der afrikanischen Gruppe 
in der UNO, Äthiopiens Botschsfter Garre­
Selassie , erklärte im Anschluß an die Rats­
sitzung , mit den in der Resolution genann­
ten "betroffenen Parteien" seien die Be­
fre i ungsbewegungen gemeint, "die legitimen 
Vertreter der Vtilker unter portugiesischer 
Herrschaft " . 

Ebenso wie Abgesandte der Freiheits- Be­
wegungen von Angola (MPLA), Mozambique (FRE­
LIMO) und Guinea- Bissau (PAIGC) bezeichne­
te auch Botschafter Garre- Selass ie die Ent­
schließung als einen großen Erfolg . Die Af­
rikaner hoben hervor , daß der Sicherheits ­
rat die Resolutionen einstimmig verabschie­
dete und erstmals geschlossen die Existenz 
eines bewaffneten Freiheitskampfes in den 
portugiesisch verwalteten Gebieten Afrikas 
sowie die Notwendigkeit einer Verhsndlungs­
lösung anerkannt habe . (SZ , 24 . 11.1972) 

SUDAFRIKA : Ein UNO-Sonderausschuß hat die 
Polizei SUdafrikas angeklagt, mit Billi­
gung ihrer Regierung bei inhaftierten poli­
tischen Gegnern wie einst die geheime 
Staatspolizei der Nationalsozialisten vor­
zugehen . In einem Bericht des Gremiums , dem 
unter dem Vorsitz von Ab'dulrahim Farah aus 
Somalia Vertreter von sechs Staaten ange­
hören , hieß es: Da sich die sUdafrikanische 
Regierung zur Anwendung von Terror gegen 
die Gegner der Apartheid entschlossen habe, 
ermutige sie die Sicherheitskräfte zur An­
wendung von "Nazi -Gestapo-Methoden" . Der 
Apartheid- Ausschuß fUhrte 130 Fälle von 
Folterungen, EinschUchterungen und brutalen 
Vernehmungen durch die Polizei an, die 
teilweise zu s tändigen Gesundheitsschäden 
oder zum Tode der Betroffenen gefUhrt hät­
ten . (Horizont . Nr.44/1972) 

Auf die sadistische Behandlung von poli­
tischen Gefangenen auf der KZ- Insel Robben 
Island is~ von einem ehemaligen Häftling 
erneut hingewiesen worden. Di eser Zeuge hob 
hervor , daß s ich die allgemeinen lebensbe­
dingungen der politischen Häftlinge seit 
1970 verschlechtert haben und daß von den 
Häftlingen unterschiedlicher Herkunft die 
Freiheitskämpfer aus Namibia am s tärksten 
mißhandelt werden . WillkUrliche Folterungen , 
Einzelhaft bis zu sechs Monaten, Verweige-



rung ärztlicher Hilfeleistung , Aufhebung 

der Studienmöglichkeiten und unzureichende 
Ernährung sollen die politische Willens­
kraft und di e vorhandene Solidarität unter 
den Häftlingen brechen. Auf den Versuch 
einer Gruppe von Häftlingen , unter ihnen 
das ehemalige TUbinger SOS- Mi tgl i ed Neville 
Alexander, diese Haftbedingungen zu ver­

bessern , reagierte die Lagerleitung dadurch, 
daß sie diese beschwerdefUhrenden Häftlin­
ge u. a . durch Entzug der Stud ienmöglichke i ­
ten bestrafte . De r Lagerkommandant berief 
s i ch bei diesem Vorgehen euf die ausdrUck­
liche Einwilligung von Justizminister Pel­
ser o (VgI. Sechaba, Vol. 6 , Nr . 10/1972 , S . 
11ff . ) 

SUDAFRIKA/ENGLAND/BRD : Die brJtische steat­
liche Steel Co rpor ation und zwei westdeut­
sche Firmen wollen SUdafrikas Rolle al s 
Partner tur die westeuropäische Stahlpro­
duktion stärken . Anstatt in Großbritannien 
und in der BRD bestehende Betriebe zu e r ­
weitern und neue auf zubauen , will man Pro­
duktionskapazitäten in SUdafrika schaffen . 
Die brit i schen Investitionen in der sUdaf ­
rikanischen Stahlindustrie sollen s ich auf 
1 , 25 Hrd Dollar belaufen { ••• l . 

Di e europäi sche Ne igung, in SUdsfrika zu 
investieren , zielt darauf ab , Ressourcen 
einzusparen und durch den Import halbverar­
beiteter Steblprodukte die Kos ten der End­
fert i gung zu senken . Die sUdafrikani sche 
Expor tkapazität fUr Stahl wird auf B Mio t 
pro Jahr geschätzt . 

Die Verhandlungen we r den mit dem riesi ­
gen staatlich kontrollie r ten Kar tell , der 
sUdafrikani schen Industrial Steel Corpora­
tion (ISCOR) ge f Uhrt . Offenbar i st die Ent­
scheidung der britischen Steel Corporation , 
den Bau eines Stahl werks in SUdafrika 
ernsthaft in Betracht zu ziehen, eine Reak­
tion auf die kämpferische Ar beiterschaft 
Großbritanniens, auf die steigenden Kosten 
von Rohstoffen und auf die ver alteten Be­

triebe. "Eine Real i sierung des lnvesti tions­
planes würde es tor die briti sche Steel 
Corporat i on unnötig machen, viele ihrer al­
ten stahlerzeugenden Betriebe zu erneuern , 
die zur Schließung bestimmt sind . FUr jene 
Gebiete jedoch wie Schottland , die in Ver­
handlungen Uber die Errichtung eines Deuen 
Steblwerks mit dem Ziele eingetreten waren , 
Arbeitsplätze fUr seine arbeit slose Bevöl ­
kerung zu schaffen , wUrden Investitionen 
in SUdafrika einen schweren RUckschlag be ­
deuten. " 
Ähnliche Uberlegungen stehen auch hinter 
der Entscheidung der beiden beteiligten 

westdeutschen Firmen , August Thyssen und 
Klöckner . Einige der Betriebe an der Ruhr 
Sind so veraltet , daß es billiger wäre , 
neue in SUdafrika zu errichten, a l s die al­
ten Betri ebe in der BRD zu erneuern oder 
zu ersetzen . ( X- Ray, Current Affairs in 

Southern Africa , London , November 1972 , 
Vol.3 , Nr.2) . 

SUDAFRIKA : Anläßl i cb des 20. J ehrestages 
der GrUndung des Supreme Allied Command 
Atlantic , einer Teilorganisation der NATO 
im Atlantikbereich, hat Josepb Luns , der 
gegenwärtige NATO- Generalsekretär und Inha­
ber der höchsten portugi es i schen Auszeich­
nung , des Großkreuzes de s Ordens Jesus 
Christus , auf den strategischen Stellenwer t 
der Kap- Route hingewiesen, Uber die da s 
imperialisti sche MilitärbUndnis 75K se ines 
Ölbedarf s fUr se ine Armeen, Flotten und 
Luftwaffe beziehe . Diese Äu.&! rungen des 
höchsten NATO- Funktionärs sowie die anhal­
tenden Aktivitäten militäri sch einflußrei­
cher Kreise des We stens , die militäri sc hen 

Ve r bindungen zu SUdafrika zu intensivieren, 
gehen mit BemUhungen einher , den Apartheid­
Steat auch formell in das System westli­
cher All i anzen einzubauen . So bereitet das 
britische Royal Services Institute for De­
fence Studies fUr des nächste Jehr eine 
Konferenz vor , an der militärische Organi­
sationen aus Frankre i ch , der BRD , Portugal, 
Australien und ande ren NATO- Staaten mit­
wirken sollen und auf der die militärische 
Stellung SUdafrikas in einer zu schaffen­
den sUdatlantischen Militärallianz erör­
tert werden soll . (Tbe Star , Johannesburg , 
7 . 10 . und 28 . 10 . 1972) 

ALCER!EN : Im zehnten Jahr ihrer Unabhängig­
keit ist die Demokrati sche Volksrepublik 
Algerien in eine entscheidende Phase be i 
de r Dur chtuhrung der Agrarrevoluti on e i nge­
t reten . Seit Präsident Boumedienne sm 18 . 
Juni Fellachen und Landarbeitern feierlich 
die Urkunden Ube r den ersten aus dem Fonds 
der Agrarrevolution verteilten Boden Uber­
reichte , wurden ca . 1 Mio ha Land von neuen 
EigentUmern Ubernommen . Örtliche Kommiss i o­
nen bereiten nun di e Beschränkung des Groß­
grundbes itzes und die Ubergabe dieses "pri­
vaten" Bodens vor . De r Gewerkschaftsbund 
UGTA hat in einer Kampagne die elgeri schen 
Arbeiter aufgerufen , den Fellachen beim 
Aufbau von Genossenschaften zu helfen. Oie 
Werktätigen der Städte , so heißt es in ei­
nem Appell , sollen di e neuen und zukünfti­
gen Lande igentUmer unterstUtzen und die 



"erklärten und getarnten Feinde der Agrar­
revolution" bekämpfen . Mit dem vorgelegten 
Akt ionsprogramm wird insbesondere den ört­
liohen Gewerkschaftsleitungen die Verant­
wortung übertragen. 
Die UGTA i st der Meinung , daß nach der er­
sten Phase der Agrarrevolution und der Ver­
teilung von "öffentlichem Boden" jetzt die 
"eigentliche Arbeit und große Schwierigkei­
ten" zu meistern sind . Tatsächlich wird 
die nunmehr einzuleitende radikale Be­
schränkung des Großgrundbesitzes und die 
Übergabe von "privatem Boden" an die Fella­
chen und Landarbeiter einen größeren Wi­
derstand der Reaktion hervorrufen als die 
bisherige Landverteilung. Die UGTA hat dar­
um auch an die Werktätigen der selbstver­
walteten Kooperativen in der Landwirtschaft 
appelliert, einen ständigen Erfahrungsaus­
tausch mit den Fellachen zu organisieren 
und Solidarität zu üben. Maurer , Zimmerleu­
te und Elektriker aus den Städten sollen 
in freiwilligen Arbeitseinsätzen beim Auf­
bau neuer Dörfer und genossenschaftlicher 
Einrichtungen mithelfen. (ND v. 1.11 . und 
6 .11.72) 

BRASILIEN : In den letzten beiden Monaten hat 
die Regierung Medici eine Agrarreform in 
drei Bundesstaaten des Nordens und Nord­
ostens begonnen, die zwar einige Empörung un­
ter den LatifUndienbesitzern hervorgerufen 
hat, aber im großen und ganzen wenig an den 
Agrarverhältnissen Brasiliens ändern wird. 
Die von der bürgerlichen Presse gefeierte 
Reformtat (welche nicht "in das Bild der 
extrem konservativen brasilianischen Mili­
tärs paßt" (FAZ» erweist sich bei näherem 
Hinsehen als außerordentlich bescheiden. Ge­
gen EntSChädigung zu Marktpreisen sollen die 
brasilianischen Latifundisten sich des Teils 
ihrer Ländereien entledigen müssen, der über 
1 000 Hektar liegt! (Zum Vergleich die obere 
G~enze in Chile: 80 ha) Nur ein kleiner Teil 
der Landarbeiter und Schuldknechte wird in 
der Lage se in, Land mit Regierungskrediten 
zu erwerben . Im Ubrigen sollen die Latifun­
disten - durch Verbürgung eines Teils dieser 
Kredite - "an der wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit der neuen Besitzer interessiert" 
werden, was nichts weiter heißt, al s daß 
neue ökonomische Abhängigkeitsformen - bei 
größerem individuellen Interesse der unmit­
telbaren Produzenten und Erhöhung der agrari­
schen Arbeitsproduktivität - sngestrebt wer-

den. (FAZ v. 11.9 .72 und Latin 
America (London) v . 15 .9 . 72) 
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